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L iebe L eserin, lieber Leser,
vielleicht waren Sie auch bei den Protesten gegen das

Treffen der Mächtigen und Reichen Anfang Juni in Heili-

gendamm und Umgebung mit dabei . D ann hab en Sie das

größte Polizeiaufgebot in der bundesdeutschen Ge-

schichte miterlebt, die massive Einschränkung von

Grundrechten, den verfassungsrechtlich bedenklichen,

wenn nicht gar verb otenen Einsatz der Bundeswehr im

Inneren, den »Tornado«-Üb erflug eines C amp s in 1 0 0 Me-

ter Höhe . Erlebt haben Sie dann auch tagelange gewalt-

freie Blo ckadeaktionen mit Tau senden von Teilnehme-

rinnen und Teilnehmern au s unterschiedlichsten sozia-

len B ewegungen .

Glücklicherweise hab en diese bunten und friedlichen

Aktionen die Wahrnehmung in Medien und Öffentlich-

keit ganz üb erwiegend geprägt.

Nach dem Protest-Auftakt am 2 . Juni in Ro sto ck war

das nicht unb edingt zu erwarten gewesen . Im Gegenteil .

Tagelang b estimmte die »Randale von Ro sto ck« die

Schlagzeilen . Und wer bei der internationalen D emonst-

ration mit Zehntau senden von Teilnehmerinnen und

Teilnehmern dab ei war und die anschließende Ab-

schlu sskundgebung am Stadthafen miterlebt hat, wird

die Bilder prügelnder Polizisten und steinewerfender

»Autonomer« gewiss nicht so schnell vergessen . Wer die

Gewalt b eider Seiten direkt erfahren, vielleicht sogar

»hautnah« abbekommen hat, der wird sich wahrschein-

lich gut üb erlegen, ob er zukünftig überhaupt no ch an

Großdemonstrationen teilnehmen will , die von hetero-

genen und »breiten Bündnissen« veranstaltet und organi-

siert wird .

Die Erfahrungen der G8-Proteste werfen eine Reihe

von Fragen auf. B esonders brennend für uns als gewalt-

freien und p azifistischen Teil der Friedensb ewegung ist

die nach der Gewalt. Nicht nur die nach der organisierten

und strukturellen Gewalt des Staates , die sich in Polizei-

knüppeln und Wasserwerfern materialisiert (und übri-

gens auch in Polzeispitzeln und gelenkten Provokateu-

ren) , sondern eb en auch die nach der » autonomen« Ge-

walt. Als Pazifistinnen und Pazifisten lehnen wir Gewalt

grundsätzlich ab . D eswegen erledigen wir, wenn wir die

Frage nach der Gewaltb ereitschaft und der Gewalt »der

Autonomen« stellen, auch nicht das Geschäft unserer po-

litischen Gegner auf der staatlichen Seite .

Wir laden Sie ein, sich mit Ihren B eiträgen an diesem

Nachdenken üb er unseren Umgang mit der Gewalt in

unserer nächsten Au sgab e zu b eteiligen .

Stefan K. Ph ilipp
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er Tagungsdokumentation zufolge war die
D elegiertenvers ammlung der deutschen

Sektion von p ax christi im Novemb er 2 0 0 6 auf den
ersten Blick eine ausgespro chen effiziente Veran-
staltung (cf. p ax christi, 2 0 0 6) . Auf einen zweiten
Blick wird dieses Bild j edo ch getrübt. So wurden
u . a. zwei Kommissionen nicht wieder eingesetzt,
deren Themenb ereiche unb estritten als be sonders
wichtig für die B ewegung gelten . Die Kommission
Nationalismus und Antisemitismus trat vor dem
Hintergrund inhaltlicher Differenzen zwischen
Präsidium und Kommission und eine s Umgangs
von Präsidiumsseite , der bei der Tagung − anschei-
nend unwidersprochen − als »nicht gut« qualifiziert
wurde (eb d . , S . 8) , erst gar nicht zur Weiterarbeit
an . Die Kommission Friedenspolitik be antragte
zwar eine Wiederb e auftragung, die Versammlung
lehnte die sen Antrag aber mehrheitlich ab − und
betraute das Präsidium damit, do ch irgendwie für
die Fortsetzung ihrer Arb eit Sorge zu tragen !

Solche Ungereimtheiten drängen die Frage auf,
wie es zu ihnen kommen kann . Hier wird zunächst
vor allem vor dem Hintergrund spezifischer Erfah-
rungen der vormaligen Kommission Friedenspoli-
tik die Konfliktlage genauer be schrieb en . D ann
werde ich den in der Üb erschrift anklingenden
Vorschlag, den Grundkonflikt zu transformieren,
näher erläutern .

Grundkonflikt

Die Arb eit der auf der D elegiertenversammlung
2 0 0 3 konstituierten Kommission Friedenspolitik
stand von Anfang an und in allen Themenfeldern in
Sp annung zum Ansatz von Ge schäftsführendem
Vorstand (GV) und Präsidium . Die Konfliktlinien
wurden seitens der Leitungseb ene im Zusammen-
hang einer Auseinandersetzung um die Predigt von
Militärbischof Mixa zur 4 0 . Kommandeurtagung
» 5 0 Jahre Bunde swehr« (Mixa, 2 0 0 5 ) sozusagen zu
Protokoll gegeb en (Schnettler, 2 0 0 6) . In der Ge-
waltfrage geht e s um die prinzipiell p azifistische
gegen die prioritär p azifistische Option . B ezüglich
der Form der Auseinandersetzung mit der herr-
schenden Militär- und Sicherheitspolitik steht die
direkte (streitb are) Aktion gegen ein indirektes ,
rollen- und routinegebundene s , (quasi-)bürokrati-
sches Verfahren .

B etrachtet man b eide Dimensionen als frei kom-
binierb ar, erhält man vier ide altypische Orientie-
rungen :

Durch die Merkmalskombination I in die sem
Vierfelderschema ist der Ansatz der Kommission
wohl am b esten zu charakterisieren, durch die
Kombination IV der de s GV bzw. de s Präsidiums .
D emnach stehen diese Organe in einem zweifa-
chen Gegensatz . Einen ähnlichen Gegensatz sehen
Soziologen und Politologen zwischen sozialen B e-
wegungen und (internationalen) Nichtregierungs-
organisationen − wobei allerdings der Mo dus der
Auseinandersetzung im Vordergrund steht (z . B .
Tarrow, 2 0 04) . Jedenfalls verstehen sich die (Ex-)
Kommissionsmitglieder als b ewegungsnah, gehö-
ren auch anderen Sektoren des B ewegungsspek-
trums an o der stehen mit diversen Personen und
Gruppen dieses Spektrums in regem Au stausch,
nehmen inhaltliche Anregungen daraus auf und
neigen zu b ewegungstypischen Aktionsformen .
Analoges gilt (vermutlich) für die VertreterInnen
der Leitungsebene im Hinblick auf politische und
kirchliche Repräsentanten und Instanzen .

Au s der Sicht von Po sition I fungieren die Expo-
nenten von IV b estenfalls als »verantwortliche Kri-
tiker« : Indem sie den vom M ainstream vorgegeb e-
nen Rahmen für eine Disku ssion unter »recht den-
kenden Personen« üb ernehmen, stabilisieren sie
letztlich die D oktrinen der Staatsreligion − im ge-
geb enen Fall insbe sondere das staatsreligiö se D og-
ma von der »Friedensnotwendigkeit« militärischer
Gewalt und Gewaltvorb ereitung und den Mytho s
b e sonderer Problemlö sekompetenz und -eignung
des politischen (und kirchlichen) E stablishments
und seiner Routinen . Die prop agandistische Nütz-
lichkeit ihrer »rechtschaffenen« Haltung können
o der wollen sie nicht begreifen und genau darum
werden sie toleriert o der sogar geachtet (in Anleh-
nung an Chomsky, 1 9 9 9) . Umgekehrt läuft Ansatz I
au s der Sicht von Po sition IV auf »politikunfähige«

Albert Fuchs
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Fundamentaloppo sition hinaus . Eine solche Fun-
damentaloppo sition trägt au s die ser Sicht wenig
bis nichts dazu b ei, die Kompetenz der Sektion in
der S acharbeit zu stärken und das erreichte Niveau
der öffentlichen Wahr- und Ernstnehmung zu hal-
ten oder zu steigern .

Versucht man, die skizzierten Orientierungen
im Lichte des unbe strittenen D oppelcharakters
von p ax christi als B asisb ewegung und als (interna-
tional agierende kirchliche) Nicht-Regierungsor-
ganisation zu reflektieren, wird klar, dass diesem
D oppelcharakter nur ein Zusammenspiel der
Hauptorientierungen trotz manife ster Gegensätz-
lichkeit gerecht werden kann und dass j ede gravie-
rende Störung ihrer prekären B alance sich kontra-
pro duktiv au swirken muss . Wie ab er kann der Kon-
flikt zu einem fruchtb aren Zu sammenspiel auf ei-
ner tragfähigen »gemeinsamen B asis« transfor-
miert werden?

Konflikttransformation

Für eine Konflikttransformation mag zunächst hilf-
reich sein, sich aufvermutlich geteilte Ziel- und Mit-
telb estimmungen für p ax christi zu be sinnen − et-
wa wie sie das Internationale Sekretariat in seinem
Pro spekt zum 60 . Jubiläumsj ahr vornimmt. D anach
geht es um »Alternativen zur Gewalt« , um die »Ver-
breitung einer Kultur des Friedens« und − im Ge-
gensatz zu einer »ungezügelte(n) , negative (n) Glo-
b alisierung« − um einen »Proze ss po sitiver Glob ali-
sierung (von) sozialer Gerechtigkeit« (Pax Christi
International, o . J . , p assim) .

In dieser Ab straktheit sind Ziel- und Mittelb e-
stimmungen kaum strittig. Wenn e s dagegen an an-
derer Stelle de s fraglichen Pro spekts heißt, p ax
christi geb e »b ei der Lö sung von Konflikten den ge-
waltfreien Mitteln den Vorrang« , scheint in ledig-
lich wenig transp arenter Weise auf das ultima ratio-
Kriterium der b ellum iustum-Lehre (für die An-
wendung von militärischer Gewalt) zurückgegrif-
fen zu werden . D enn diese s Kriterium hat j a als
Kehrseite den Vorrang für gewaltfreie Mittel . Somit
würde die fragliche Formel auf eine (Wieder-)An-
p assung an die traditionelle (groß-) kirchliche Frie-
densethik hinauslaufen − zudem, durch B e schrän-
kung auf ein einzige s Kriterium, unter Inkaufnah-
me eines gravierenden Verluste s an kritischem Po-
tenzial der b ellum iustum-Lehre trotz aller ihrer D e-
fizite . Vor allem ab er verdeckt diese anscheinend in
der deutschen Sektion be sonders beliebte Formel
den Zielhorizont der Üb erwindung von Militär
und Krieg als kulturelle Institutionen .

Immerhin vertreten selb st die deutschen Bi-
schöfe mit ihrem Hirtenschreib en »Gerechter Frie-
de« eine (Kultur-) Entwicklungs-Perspektive b ezüg-
lich der Gewaltfrage , wenn sie eine Art »Pädagogik
Gottes« der Herau sführung der Menschheit aus ei-
nem »Zustand allgegenwärtiger Gewalt« üb er eine
»gewaltbewehrte Rechtordnung« zum gewaltfrei-

en »me ssianischen Frieden« po stulieren (a. a. O . , S .
3 1 -3 3 ; vgl . Nauerth, 2 0 0 3 ) . Soll j edo ch die Üb erwin-
dung der militärischen Gewalt mit solchen theolo-
gischen Vorstellungen und Formeln nicht »escha-
tologisch vertagt« bleib en, müssen sie politisch
programmatisch werden . D emgemäß sollten GV
und Präsidium − um ihren B eitrag zu einer Üb er-
windung der gegensätzlichen Orientierungen in
der Gewaltfrage zu leisten − glaubhaft machen
(können) , dass ihnen diese politische Perspektive
ein zentrales Anliegen ist. Andererseits mü ssen
Symp athisantInnen der ob en herausgearb eiteten
Po sition I realisieren, dass das p azifistische Proj ekt
nur gradualistisch bzw. reformerisch angelegt sein
kann und insofern unab dingb ar Kompromisscha-
rakter hat. D as ergibt sich aus der schieren Tatsache
der politischen Programmatik und nicht zuletzt
aus der konstitutiven Festlegung auf politische Ein-
flussnahme durch Üb erzeugungsbildung (statt
durch Zwangsprozesse) . Man muss ihnen aller-
dings zugestehen, dass sie die militärpolitische Ent-
wicklung penib el im Lichte der p azifistischen Per-
spektive analysieren, und darf ihnen nicht zumu-
ten, die Verfolgung augenscheinlich dysfunktiona-
ler (Zwischen-)Ziele zu unterstützen o der gar (Tö-
tungs-) Gewalt auszuüb en o der zu rechtfertigen .

Auch im Mo dus de s Agierens ist eine »Brücke«
erforderlich . »Graswurzelpolitisch« orientierte
Mitglieder müssen sich klar machen, dass soziale
B ewegungen, wenn sie mit ihren B e strebungen
dauerhaften Erfolg hab en wollen, eine Institutio-
nalisierung bzw. irgendeine Zu sammenarb eit mit
der politischen Klasse nicht nur kaum vermeiden
können, sondern darauf angewie sen sind . Die Ent-
wicklung der Partei der Grünen aus der Ökologie-
und Friedensb ewegung zum Regierungsp artner ist
ein aufschlussreiche s zeitgeschichtliches B eispiel .
An ihm wird allerdings auch die Ambivalenz die se s
Prozesses üb erdeutlich: Mit der politischen Profi-
lierung vieler Protagonisten der Ausgangsbewe-
gungen und ihrer Assimilierung an die politische
Klasse ging eine Entfremdung von den Konzeptio-
nen und Ide alen ihrer (vormaligen) B asis einher.
Auch die Leitungsebene von p ax christi spielt weit-
gehend in einer anderen (kirchlichen und politi-
schen) Liga und unterliegt damit unweigerlich ei-
nem vergleichb aren Entfremdungsprozess − erst
recht, wenn man von die ser anderen Liga auch b e-
ruflich abhängig ist. Um die Entfremdung zumin-
de st abzuschwächen, müsste man sich b ewusst
und gezielt offen halten für Kritik, Anregungen
und Aktionsformen der »Graswurzelpolitiker« de s
Verb ande s .

In den ob en nur ange spro chenen Po sitionen II
und III kann man den skizzierten »common
ground« in j e unterschiedlicher Weise angelegt se-
hen . D as braucht hier nicht durchbuchstabiert zu
werden . Wichtiger ist zu realisieren, dass es über
geteilte (mentale) Brücken-Konstruktionen hinaus
immer wieder zu einem echten »Zusammenspiel« ,
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zu ko operativem Handeln b ei konkreten Proj ek-
ten, kommen muss , wenn der Konflikt nachhaltig
transformiert werden soll . D azu muss eine po sitive
wechselseitige Abhängigkeit im Hinblick auf die
Zielerreichung b ei solchen Proj ekten b e stehen .
D as b esagt, die Proj ekte müssen so angelegt sein,
dass die (beiden) Parteien ihre Ziele nur zusam-
men erreichen können . Im Verhältnis von GV/Prä-
sidium und Kommission(en) ist hervorzuheb en,
dass die gemeinte Kooperation nicht mit der für
die Leitungsebene reklamierten Ab stimmung öf-
fentlicher Äußerungen von Fachkommissionen
miteinander verwechselt wird . D arin dürfte eher
ein Kontrollanspruch gegenüb er der Kommissi-
onsarb eit zum Ausdruck zu kommen als Interesse
an einer Zusammenarb eit »auf Augenhöhe« . Eb en-
so wenig geht es um die Ausführung von Arb eits-
aufträgen de s GV (bzw. des Präsidiums) an Kom-
missionen sozusagen im einem Angestelltenver-
hältnis . Ko operation » aufAugenhöhe« könnte wohl
am ehesten durch strukturelle Einbindung der Lei-
tungsebene in die Kommissionsarbeit bzw. durch
Repräsentation der Kommissionen auf der Lei-
tungsebene erreicht werden .

Resümee und Ausblick

Mit der eingangs erwähnten Auflö sung von zwei
Kommissionen wurde die prekäre B alance von
zwei kontrastierenden Grundorientierungen von
p ax christi − dem eher b asisnahen und prinzipiell
p azifistischen Ansatz und dem establishmentna-
hen und lediglich prioritär p azifistischen Ansatz −
empfindlich gestört. Diese Störung erscheint umso
gravierender, als die prinzipiell p azifistische b asis-
nahe Po sition entsprechend den Selb stauskünften
der neuen Mitglieder des Präsidiums b e stenfalls
noch rudimentär auf die ser Leitungsebene vertre-
ten ist (cf. Metzler, 2 0 07) . Die sich damit abzeich-
nende Entwicklung kann man als »Hollandisierung
der deutschen Sektion« verstehen − zu kennzeich-
nen etwa mit den Stichworten : »politischer Pazifis-
mus« , »Politikfähigkeit« als katholische NGO im
p arlamentarischen und staatsbürgerlichen Raum,
Verzicht auf außerp arlamentarische B ewegungsar-
beit und im B esonderen auf zivilen Ungehorsam,
stattdessen profe ssionelle und politisch korrekte
Repräsentanz der Organisation, Lobbyarbeit ge-
genüb er Entscheidungsträgern, Entsendung von
Friedensfachkräften in Krisengebiete auf semi-of-
fizieller Eb ene , »zivil-militärische Zusammenar-
beit« usw. (in Anlehnung an Klinger, 2 0 0 6) . In der
Folge ist der (weitere) Rückzug radikalp azifisti-
scher und b asisnaher engagierter Verb andsmit-
glieder zu befürchten . D amit droht eine konstituti-
ve Komponente der p ax christi-B ewegung (hierzu-
lande) zu verkümmern, der Zielhorizont der »B e-
freiung zum Frieden« (E . Drewermann) , der Üb er-
windung von Militär und Krieg als kulturelle Insti-
tutionen, verloren zu gehen, das S alz − j esuanisch

gespro chen − schal zu werden . D agegen wird hier
für ein b ewusstes , kritische s Zusammenspiel der
Hauptorientierungen trotz manifester Gegensätz-
lichkeit plädiert. Als de ssen B asis wird eine kom-
pensatorische Sicht der wechselseitigen B eziehun-
gen vorgeschlagen . Sie muss allerdings durch Ko-
operation statu smäßig selb ständiger, sich »auf Au-
genhöhe« b efindender Organe de s Verb ande s b ei
konkreten Proj ekten immer wieder b e stätigt und
vertieft werden, um den strukturellen Konflikt in
pro duktive B ahnen zu halten bzw. zu lenken .

Vermutlich ist die vorliegende Analyse in den
Grundzügen auf die Friedensb ewegung überhaupt
anwendb ar. Eine B e sonderheit von p ax christi
scheint darin zu liegen, dass die gegensätzlichen
Orientierungen organisatorisch verbunden sind .
D as beinhaltet die Gefahr der wechselseitigen Blo-
ckierung, bietet ab er auch eine b esondere Chance
streitb ar-fruchtb arer Zu sammenarbeit.

Prof. Dr. Albert Fuchs war ko optiertes Mitglied der
pax-christi-Ko m m issio n Friedenspolitik. Für die-
sen Beitrag ha t er zahlreiche A nregungen befreun-
deter Pax-Christen a ufgegriffen, vertritt insgesam t

jedoch n ur seine Sich t der Dinge.
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Klinger, Fred (2 0 0 6) : B etr. Kommissionsge-
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Metzler, O dilo (2 0 07) : D as neue Präsidium . p ax-
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Mixa, Walter (2 0 0 5 ) : Predigt b eim ökumeni-
schen Gotte sdienst am 1 1 . Oktob er 2 0 0 5 im B on-
ner Münster anlässlich der Kommandeurtagung
» 5 0 Jahre Bundeswehr« . Verfügb ar unter: http ://
www. katholische-militaerseelsorge . de/vortraege .

Nauerth, Thomas (2 0 0 3 ) : Üb er die Pädagogik
des Gotte s Israels . In H .-G . Justenhoven & R. Schu-
macher (Hrsg .) , »Gerechter Friede« − Weltgemein-
schaft in der Verantwortung (S . 8 2-8 8) ; Stuttgart

p ax christi − D eutsche Sektion (2 0 0 6) : D oku-
mentation der p ax christi-D elegiertenversamm-
lung vom 1 0 . bis 1 2 . Novemb er 2 0 0 6 , B onifatius-
hau s, Fulda; B ad Vilb el

Pax Christi International − Internationale s Präsi-
dium/Generalsekretär (o . J .) : Pax Christi Interna-
tional 1 9 45-2 0 0 5 ; B rüssel

Schnettler, Johannes (2 0 0 6) : An den Präsiden-
ten von p ax christi . Schreiben vom 1 8 . 0 5 . 0 6 an Bi-
schof Algermissen

Tarrow, Sidney (2 0 04) : Transnational politics :
Contention and institutions in international poli-
tics . Annual Review of Political Science , 4 , S . 1 -2 0

Pa
zi

fi
s

m
us



6

den um sich greifenden Mohnanb au und immer
no ch vorhandene Milizen begünstigt. Die Schere
zwischen arm und reich und Stadt und Land öffnet
sich dramatisch . Eine Nehmermentalität macht
sich breit.

Tatsächlich ist Afghanistan gesellschaftlich ge-
sehen weithin im Jahr 1 3 8 6 (eigentlich das Jahr der
afghanischen Zeitrechnung) , allerdings mit Ka-
laschnikow, Auto , Handy und Fernsehen .

Die Herausforderungen
für Sicherheit und Entwicklung

Sicherheit und Entwicklung sind Zwillinge , die
sich gegenseitig b edingen : Ohne Sicherheit kann
es keine nachhaltige Entwicklung geben, ohne Ent-
wicklungsperspektive kann Sicherheit nicht ge-
schaffen o der aufrechterhalten werden .

− Hunger, große Armut, epidemische Krankhei-
ten, Analphab etentum, Geschlechterungleichb e-
handlung müssen üb erwunden werden;

− große Waffenvorräte trotz D emobilisierung
vieler Milizen mü ssen be seitigt werden;

− eine ineffektive o der weithin nicht existieren-
de und korrupte Verwaltung auf zentraler und lo-
kaler Eb ene mu ss von Grund auf entwickelt wer-
den (cap acity development) ;

− die Staatseinnahmen müssen drastisch gestei-
gert werden, um die dringendsten staatlichen Auf-
gaben wahrnehmen zu können;

− ein nicht angemessen funktionierende s Parla-
ment muss Entscheidungs- und Kontrollrechte
wahrnehmen;

− die Drogenwirtschaft muss drastisch reduziert
werden;

− ethnische und religiö se Sp annungen mü ssen
ausgeglichen, Kämpfe um Ressourcen und Macht
müssen friedlich au sgetragen werden;

− gewalttätige Infiltration von Talib an- und Al
Qaida-Kämpfern aus dem b enachb arten Pakistan
muss verhindert werden;

− der afghanische Staat muss zu angemessenen
Staatseinnahmen kommen, um seine Aufgab en
wahrnehmen zu können;

− die Hilfe von außen muss erheblich ausgewei-
tet, be sser abge stimmt werden und eine deutliche
afghanische »Ownership« erhalten;

− die afghanische Regierung braucht eine Aner-
kennung durch die religiö se afghanische Füh-

fghanistan ist ein Least D eveloped Count-
ry, das nach dem UNDP Human D evelop-

ment Report beim Index für die menschliche Ent-
wicklung von 1 78 Ländern an 1 73 . Stelle steht.

Von etwa 2 5 Millionen Einwohnern leb en etwa
70 % unter der Armutsgrenze von 2 US-D ollar am
Tag . Die Analphab etenrate b eträgt üb er 70 % , b ei
Männern üb er 60 % , b ei Frauen üb er 8 0 % . Die Le-
b enserwartung liegt b ei nur 4 4 Jahren, fast 2 0 Jahre
unter dem Durchschnitt der in den Nachb arlän-
dern . D as Ge sundheitswesen und die öffentliche
Verwaltung einschließlich des Rechtswesens sind
nur rudimentär ausgebildet. Die illegalen Einnah-
men aus dem Drogenanb au und dem Drogenhan-
del b etragen ein Vielfaches der Staatseinnahmen,
die ohnehin kaum die Steuereinnahmen einer mitt-
leren deutschen Stadt erreichen .

Afghanistan ist ein großer Flächenstaat (etwa
doppelt so groß wie die Bundesrepublik) mit gro-
ßen regionalen Unterschieden von unzugängli-
chen Ho chgebirgslagen und großen Wü stenstep-
pen bis zu fruchtb aren Flusslandschaften mit B e-
wässerungslandwirtschaft. E s ist ein altes Kultur-
land mit großartigen Landschaften, das mit vielen
Ethnien und Sprachen weitgehend noch in Stäm-
men (Paschtunen, Tadschiken, Hasara, Usb eken,
Turkmenen u . a.) organisiert ist.

Die islamisch geprägte B evölkerung folgt mehr-
heitlich dem sunnitischen Glaub en, eine bedeuten-
de Minderheit sind Schiiten .

Nach 2 5 Jahren internationaler Isolierung, nach
Krieg, Bürgerkrieg und Talib an-Gewaltherrschaft
war ein großer Teil der ohnehin dürftigen physi-
schen und sozialen Infrastruktur zerstört o der
nicht mehr funktionsfähig . Viele Menschen sind
traumatisiert. Tiefe ge sellschaftliche B rüche und
große Migrations- und Rückkehrb ewegungen
zeichnen die Gegenwart. M achtkämpfe zwischen
lokalen Gruppen, Konflikte um Land und Wasser
sind an der Tagesordnung, »alte Rechnungen« wer-
den no ch immer b eglichen . D as traditionelle Waf-
fentragen der meisten männlichen Afghanen und
die langen Kriegswirren erschweren die Entwick-
lung einer Kultur der friedlichen Konfliktlö sung
erheblich .

Armut und Hunger sind insbe sondere in abgele-
genen Lande steilen weit verbreitet.

Konservativ islamische Wertvorstellungen tref-
fen auf mo derne emanzip atorische Entwicklungs-
vorstellungen . Ein Neo-Feudalismus wird durch

Herbert Sahlmann

Menschliche Sicherheit
im Schatten des Militärs
D as Beispiel ziviler Entwicklungsarbeit in Afghanistan
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rungsschicht , die sich marginalisiert fühlt ;
− die wachsende Oppo sition aus den Nachb ar-

ländern Afghanistans, aber auch aus der afghani-
schen B evölkerung selb st gegen die Anwe senheit
und Operationen des amerikanischen Militärs in
Afghanistan muss eine Antwort finden .

Militärisches Herangehen an die Aufgaben

Die USA hatten nach der Vertreibung des Talib an-
Regime s, weil eine landesweite militärische B eset-
zung und eine flächendeckende Entwicklung de s
großen und gebirgigen Flächenstaates Afghanistan
nicht möglich war, die Provincial Reconstruction
Teams (PRTs) in Form von Militärcamp s in Provinz-
hauptstädten geschaffen, von denen aus die Sicher-
heit und Entwicklung unter militärischer Führung
in die Fläche ausgehen und ausstrahlen sollte . Von
ihnen aus wurden Kampfeinsätze im Rahmen der
amerikanischen » Operation Enduring Freedom«
(OEF) eb enso wie UNO mandatierte I SAF-Aufga-
ben und Entwicklungsmaßnahmen ausgeführt.

Die deutschen PRTs arb eiten nur im Rahmen
des UNO-M andates . Die deutschen Entwicklungs-
maßnahmen gehen nicht vom Militärcamp aus ,
sondern von zivilen Büro s , um die ungehinderte
Zusammenarb eit mit den Afghanen auf gleicher
Augenhöhe zu ermöglichen .

D as Bunde swehrkontingent hat wie j ede s Mili-
tär einen hierarchischen Aufb au , B efehlsstränge
von oben nach unten, autonome Kommunikation
und Versorgung und einen kurzfristigen Zeithori-
zont. Die Auftrags- und B efehlsgeber sind vielfältig :
Die Anforderung der afghanischen Regierung, der
VN-Sicherheitsratsb eschlu ss, Bunde skabinetts-
und Bundestagsb eschlüsse setzen den Rahmen;
NATO , ISAF- und Bundeswehrführungskomman-
do geb en die B efehle .

Die Bunde swehr hat in Kunduz bis zu 4 0 0 , in
Faisab ad bis zu 1 0 0 Soldaten im Einsatz . Sie hat ein
eigene s große s Militärcamp in Kunduz für etwa 3 0
Millionen Euro errichtet und verfügt üb er eine gro-
ße Zahl gep anzerter Fahrzeuge , Transportflugzeu-
ge und Hub schraub er. Die laufenden Ko sten b etra-
gen ca. 1 0 0 Millionen Euro pro Jahr nur für den Ein-
satz in Kunduz und Faisab ad .

Laut Kabinettsb eschlu ss soll die Bunde swehr
die Sicherheitslage in den Provinzen Kunduz, Tak-
har und Faisab ad verbe ssern, die Reform de s afgha-
nischen Sicherheitssektors unterstützen, die Zent-
ralregierung in die Lage versetzen, das staatliche
Gewaltmonopol in der Fläche durchzu setzen und
dazu beizutragen, Milizen und andere b ewaffnete
Kräfte zu demobilisieren und in zivile Arb eit zu re-
integrieren .

Die Bundeswehr tut die s durch Präsenz, Kon-
troll- und Informationsfahrten in die Fläche der
drei Provinzen, durch Dialoge mit den Machtha-
bern und Opinionle adern und eine offensive Infor-

mationspolitik mit Radio , Fernsehen und einer Zei-
tung in den beiden Hauptsprachen Paschtu und
D ari in den drei Provinzen .

Die Bunde swehr operiert au s dem geschützten
Militärcamp heraus und isoliert sich von der B evöl-
kerung durch Panzerung und B ewaffnung . Sie ver-
schafft sich damit Respekt, verändert M achtstruk-
turen auf afghanischer Seite , was ab er auch zu b e-
waffnetem Widerstand b eitragen kann .

Entwicklungspolitisches Herangehen
an die Aufgaben

Entwicklungspolitik setzt p artizip ativ bei den Men-
schen, ihren B edürfnissen und den staatlichen, ge-
sellschaftlichen und privatwirtschaftlichen Struk-
turen an und versucht, sie bei ihrer eigenen Ent-
wicklung zu unterstützen und zu qualifizieren . Sie
versucht, möglichst weitgehend lokale Kräfte und
lokale Materialien b ei der Entwicklung einzuset-
zen . Sie ist langfristig angelegt, weil Entwicklung
von innen kommen muss und Aus- und Fortbildung
b edeutet.

Die deutsche Entwicklungspolitik finanziert in
den drei Nord-O st-Provinzen Afghanistans zurzeit
3 0 bis 5 0 deutsche bzw. internationale Fachkräfte .
Sie setzt dafür j ährlich etwa 1 5 Millionen Euro ein
in den Schwerpunkten Verb e sserung der wirt-
schaftliche Rahmenb edingungen und Strukturen,
Entwicklung der Wasserwirtschaft (Trinkwasser,
S anitation und B ewässerung) , Grund- und B erufs-
bildung und Frauenförderung.

D er Kabinettsbe schluss definiert ihre Aufgab e
wie folgt : Wiederaufb au der wirtschaftlichen und
sozialen Infrastruktur, die Wiederb elebung der
Wirtschaftstätigkeit und die Stärkung der Rolle der
Frauen und die Verwirklichung ihrer Rechte . We-
sentlich dab ei sei es , frühzeitig und weitgehend
die Verantwortung für alle Aufb auprozesse den Af-
ghanen und ihren legitimierten staatlichen, zivilge-
sellschaftlichen und privatwirtschaftlichen Insti-
tutionen zu üb erlassen .

Keine entwicklungspolitische Maßnahme wird
ohne Ab stimmung mit der afghanischen Regie-
rung bzw. auf Provinz- und Distrikteb ene mit der j e-
weiligen Gouverneursverwaltung und den Provin-
cial D evelopment Councils be schlo ssen und ohne
lokalen Partner durchgeführt.

Die deutschen Entwicklungsfachkräfte arbei-
ten und wohnen in angemieteten Häusern und hat-
ten im ersten Jahr vor Ort ganz auf einen b ewaffne-
ten Schutz verzichtet und ihn durch Integration in
die afghanische Nachb arschaft erreicht. Inzwi-
schen werden die se Häu ser auch durch b ewaffnete
afghanische Kräfte ge schützt. Die Fachkräfte sind
selb st unb ewaffnet und b ewegen sich im Land
auch ohne Polizei- o der Militärschutz, eine wichti-
ge Vorau ssetzung zum Aufb au von Vertrauen und
Zusammenarb eit »auf gleicher Augenhöhe« .
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Was funktioniert gut, wo bestehen Män-
gel und wo und wie treten schädliche
Wirkungen auf?

Sowohl die Bundeswehr als auch die deutschen
entwicklungspolitischen Träger hab en rasch die
für ihre Arbeit notwendigen Vor-Ort-Strukturen
und Logistik aufgeb aut, allerdings mit sehr unter-
schiedlichem finanziellem und personellem Auf-
wand . Die Partnerorientierung ist auch b ei der
Bundeswehr in den letzten Jahren gewachsen . Die
Bundeswehr hat keinen Kampfauftrag und geht mi-
litärisch sehr viel defensiver und transp arenter an
die gestellten Aufgab en als Amerikaner und Briten .
Allerdings hat die KSK der Bunde swehr zusammen
mit amerikanischen Einheiten Kampfaufträge im
Geheimen ausgeführt und damit m . E . das Mandat
üb erschritten und die klare Trennung zwischen
ISAF (International Security Assistance Force , die
Frieden und Stabilität sichern soll) und OEF (Ope-
ration Enduring Freedom = Kampfauftrag gegen
Talib an und Al Qaida) aufgehoben .

Die Kommunikation zwischen den verschiede-
nen deutschen Re ssorts und Institutionen vor Ort
hat sich wesentlich verb e ssert. Die gemeinsame
Verantwortung für die deutschen B eiträge zur af-
ghanischen Sicherheit und Entwicklung bei unter-
schiedlichen eigenen Verantwortlichkeiten der b e-
teiligten Ressorts für ihre j eweiligen Aufgab en und
Maßnahmen ist inzwischen von allen B eteiligten
akzeptiert. Eine Komplementärstrategie mit ge-
meinsamen Zielvereinb arungen und sich ergän-
zendem kohärenten, eigen verantwortetem Han-
deln hat sich m . E . am be sten b ewährt. Nicht Hie-
rarchien, sondern Te amwork führt zu guten Ar-
b eitsergebnissen !

Die Ab stimmung mit und Verantwortung von af-
ghanischen Trägern ist ange sichts ihrer strukturel-
len, personellen und finanziellen Schwäche oft
mühsam und gelegentlich unmöglich .

Z . T. schädlich waren zu Anfang die vielen Ge-
spräche der Bunde swehr in allen Distrikten der Re-
gion, die der Information der Bundeswehr dienen
sollten, teils auch im Auftrag der NATO , weil sie b ei
den örtlichen Würdenträgern trotz sehr b egrenz-
ter Entwicklungsressourcen unerfüllb are Erwar-
tungshaltungen und Fehlorientierungen üb er Ver-
fahren und Ziele der deutschen Entwicklungsb ei-
träge ge schaffen hab en . D as hat z . T. zu großen Ent-
täu schungen b ei der afghanischen B evölkerung ge-
führt.

Schädlich hat sich auf die Mietpreise für Grund-
stücke und Häuser die finanzstarke Nachfrage der
Bundeswehr und auch der Entwicklungsorganisa-
tionen ausgewirkt, so dass afghanische Familien
die drastisch gestiegenen Mieten im Stadtb ereich
nicht mehr aufbringen konnten .

Wie beeinflusst militärische Anwesenheit
zivile Maßnahmen und umgekehrt?

Die Zusammenarb eit der Bundeswehr mit o der die
Duldung lokaler, nicht staatlich legitimierter mili-
tärischer M achthab er stärkt die se und schwächt
staatlich und zivile Strukturen vor Ort. D as militäri-
sche Auftreten in zivilen Veranstaltungen trägt
nicht zur Zivilisierung der afghanischen Ge sell-
schaft b ei, die ange strebt ist und von der afghani-
schen B evölkerung dringend gewünscht wird , son-
dern perpetuiert die Vorstellung b ei den Men-
schen, dass ohne Militär Gesellschaft nicht fried-
lich zusammenleb en kann .

Gespräche und Zusammenarb eit zwischen zivi-
len Fachkräften und Soldaten können zum gegen-
seitigen Verständnis der Ziele , Möglichkeiten und
Grenzen de s j eweils anderen b eitragen und schäd-
liche Wirkungen durch Handlungen und Verhalten
de s j eweils anderen auf Sicherheit und Entwick-
lung einander b ewusst machen .

Auf unb eab sichtigte Wirkungen auf die Erwar-
tungshaltung der afghanischen B evölkerung
durch umfangreiche Informationssammlung de s
Militärs hab e ich schon hingewiesen .

Was muss verbessert werden,
damit menschliche Sicherheit für die
afghanische Bevölkerung erreicht wird?

B ei allen Militäreinsätzen muss unb edingt sicher-
ge stellt werden, dass dab ei die Zivilgesellschaft
nicht getroffen und die afghanische Infrastruktur
und Umwelt ge schont wird .

B ei den personellen, strukturellen und finan-
ziellen auswärtigen Interventionen in Afghanistan
sollte der Schwerpunkt umgehend von militäri-
schen auf polizeiliche und entwicklungspolitische
verlagert werden . Re ssourcen sollten entspre-
chend von militärischen auf zivile Maßnahmen um-
ge schichtet werden .

Die Operation Enduring Freedom (OEF) sollte
eingestellt und die Nato-geführten Truppen sollten
in UN-geführte Truppen üb erführt werden, die nur
im Verbund mit afghanischen Truppen operieren .

D as auswärtige Militär sollte sich auf Ausbil-
dungsmaßnahmen für die afghanische Armee kon-
zentrieren und diese b ei B efriedungsoperationen
unterstützen, ab er keine selb ständigen, nicht mit
der afghanischen Regierung abgestimmte Militär-
operationen führen .

Die afghanischen Partner müssen im Mittel-
punkt von Sicherheit und Entwicklung stehen und
dürfen b ei keinen M aßnahmen zu Obj ekten wer-
den .

Insb e sondere im Süden und O sten de s Lande s
sollten die Entwicklungsmaßnahmen drastisch er-Pa
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höht werden und zwar so , dass die B evölkerung da-
durch eine Verb e sserung ihrer Leb enssituation er-
lebt.

Die PRTs sollten in dem Maße , wie die afghani-
schen Strukturen gestärkt und funktionsfähig sind ,
abgeb aut werden . Sicherheit und Entwicklung
müssen so schnell wie möglich von afghanischen
verfassungskonformen und nicht von au sländi-
schen Strukturen au sgehen . Die PRTs bilden eine
fremde D oppelstruktur.

Mit gemäßigten Talib anführern sollte ein Dialog
aufgenommen werden mit dem Ziel, sie an der
M acht zu beteiligen und sie in die Entwicklung de s
Landes einzubinden . Dies hätte schon von Anfang
an ge schehen sollen .

D er Aufb au der Polizei und eine s afghanischen
Rechtswesens müsste be sser ko ordiniert mit viel
größerem Engagement angegangen werden .

Die Drogenwirtschaft mü sste mit umfassenden
M aßnahmen eingeschränkt werden .

Alle au swärtigen Entwicklungsmaßnahmen
müssen in die afghanischen Entwicklungskonzep-
te eingep asst und mit den zuständigen afghani-
schen Stellen abgestimmt werden; zumindest müs-
sen die se darüber unterrichtet werden .

Eine unabhängige und vor Korruption ge-
schützte Steuer- und Zollbehörde muss rasch auf-
geb aut werden, um die Finanzierung der notwen-
digen staatlichen Aufgaben zu ermöglichen .

Was ist vom Einsatz
der deutschen Tornados zu halten?

Viele Experten meinen, dass die Amerikaner üb er
eigene Aufklärungsflugzeuge mit ähnlicher Quali-
tät wie die deutschen Tornado s verfügen . D e shalb
würde D eutschland unnötig, ab er willentlich, in
Kampfeinsätze im Süden und O sten von Afghanis-
tan hineingezogen mit der Gefahr der zusätzlichen
Gefährdung deutscher Soldaten und der weiteren
Aufhebung der unterschiedlichen Aufträge von
OEF und I SAF. D eutschland sollte sich m . E . auf kei-
nen Fall in OEF-Kampfeinsätze hineinziehen las-
sen, weil das die Sicherheit in Afghanistan nicht er-
höht und auch die Stabilität und Entwicklung nicht
voranbringt, ganz abgesehen von dem immensen
finanziellen zu sätzlichen militärischen Ko sten, die
damit auf D eutschland zukommen . Die sollten wir
b e sser in die afghanische Entwicklung inve stieren .

Herbert Sahlmann war Repräsen tan t des Bundes-
m in isterums für wirtschaftliche Zusam menar-
beit und En twicklung im Pro vincial Reco nstructi-
o n Team Kunduz. Der Text ist das Man uskript sei-
nes Vortrags bei derJahrestagung des Bundes für
Soziale Verteidigung am 3. März 200 7 in Bielefeld.

Ullrich Hahn

Verteilungsgerechtigkeit
statt Militärkonzepte!
Zur Eröffnung der Jahrestagung des Versöhnungsbundes 2 0 07

er Titel unserer Tagung − »Kampf um Ener-
gie-Ressourcen? Verteilungsgerechtigkeit

statt Militärkonzepte ! « − b eschreibt b ereits die Si-
tuation, wie wir sie vorfinden : Eine ungerechte
Verteilung der Re ssourcen, aufrechterhalten u . a.
durch weltweite militärische Einsätze , die dazu die-
nen, Rohstoffquellen und Handelswege für die rei-
chen Industriestaaten abzusichern zu Gunsten ei-
nes Leb ensstils, der auf D auer auch zur Katastro-
phe de s Weltklimas führt, unter der dann wiede-
rum diej enigen am meisten leiden müssen, die
noch am wenigsten zu dieser Entwicklung b eige-
tragen hab en .

In unserem Tagungsthema bündeln sich damit,
wie b ei kaum einem anderen Thema, alle Anliegen

des konziliaren Proze sses um Frieden, Gerechtig-
keit und B ewahrung der Schöpfung.

B eim »Kampf um Energie-Ressourcen« wird
deutlich, dass wir keine s dieser drei Ziele für sich al-
lein erreichen werden : Kein Frieden nur für die
Reichen, keine B ewahrung der Umwelt ohne Ge-
rechtigkeit u sw. − sie gehören j eweils zusammen .

B ei näherem Hinsehen können wir die gesamte
weltpolitische Situ ation auch als vielschichtige Ge-
walt in all ihren Au sdrucksformen wahrnehmen :

Die direkte Gewalt de s Militärs und der so ge-
nannten Sicherheitskräfte , seien e s fremde o der ei-
gene , sind zumeist nur sichtb arer Ausdruck der da-
hinter b e stehenden strukturellen Gewalt in Form
von Ausb eutung, Unterdrückung und dem Entzug Pa
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von Leb ensmöglichkeiten, einer Gewalt, die sich
gegen Mitmenschen richtet, ab er auch Gewalt in
Form einer Gleichgültigkeit gegenüb er der Natur
und damit verbunden gegenüb er künftigen Gene-
rationen .

Die Praxis der Gewalt und der dahinter stehen-
de Geist sind wohl kaum o der nur p artiell durch
technische Lö sungen, z . B . die Weiterentwicklung
erneuerb arer Energien zu überwinden .

Die in unserem Thema zu b ehandelnden Proble-
me hängen gerade auch mit der neuzeitlichen Vor-
stellung zusammen, dass alles machb ar sei, so wie
in der Technik also auch in Wirtschaft und Ge sell-
schaft.

Wenn wir annehmen, dass sich die Probleme
der Energie-Ressourcen und deren gerechte und
friedliche Verteilung alleine durch einen techni-
schen Wechsel der Energiequellen lö sen ließen,
blieben wir diesem Geist der Machb arkeit verhaf-
tet, der sowohl die Erde als auch die menschlichen
B eziehungen als ein Werkstück ansieht, das man
nur richtig b earb eiten mu ss, um ein für alle Mal Ru-
he zu haben .

Die notwendige Antwort auf die vielschichtigen
Gewaltverhältnisse , die mit Energieerzeugung,
-verteilung und -verbrauch verbunden sind , liegt
vor allem in einer Verhaltensänderung, dem Ge-
waltverzicht.

Gewaltverzicht meint eine b ewusste Entschei-
dung etwas zu lassen, was im B ereich menschlicher
Möglichkeiten, der Machb arkeit, liegt :

− Verzicht auf Militär, trotz der mit ihm verbun-
denen Durchsetzungsmöglichkeit der eigenen In-
tere ssen,

− Verzicht auf die Machtpo sitionen, die die eige-
ne üb erlegene Wirtschaft verschafft, im Diktat der
Preise für Rohstoffe und Arb eitskraft, die unseren
Stand des Wohlstandes b edingen,

− als Verbraucher: Verzicht auf Pro dukte , die bil-
lig angeb oten werden, weil die Pro duktionsb edin-
gungen für Mensch und Natur schlecht sind ,

− Verzicht auf hohen Energieverbrauch, trotz
der damit verbundenen Freiheit unsere s Leb ens-
stils , wie er sich u . a. durch Verkehrsmittel wie Auto
und Flugzeug au sdrückt,

− Verzicht auf Zinsen, die von den j eweils
Schwächeren erarbeitet werden, d . h . in der Frie-
densb ewegung auch : Verzicht auf Errichtung von
Stiftungen, die aus ihren Geldanlagen Rendite he-
rausholen müssen .

Gewaltverzicht in B ezug auf unser Thema hat
de shalb sehr viel mit der Steckdo se , der Einkaufstü-
te und dem b enutzten Verkehrsmittel zu tun .

Verzicht auf Gewalt und auf die Früchte der Ge-
walt ist zunächst nur ein Lassen, ko stet selb st no ch
keine Anstrengung, verschafft sogar Freiheit und

Zeit (Sokrate s : »Wie viele Dinge gibt e s do ch, die ich
alle nicht brauche«) .

Auch wenn er in einem bloßen Unterlassen b e-
steht, ist der Gewaltverzicht ab er weder p assiv
no ch unwirksam : Hildegard Go ss-M ayr hat in ihren
Seminaren üb er aktive Gewaltfreiheit oft das Bild
eines Dreiecks gebraucht, das auf der Spitze steht
und eine ungerechte , verkehrte Ge sellschaft dar-
stellen soll . D as Dreieck auf der Spitze würde von al-
leine auf eine Seite fallen, wenn e s nicht ge stützt
würde , und für eine ganze Reihe dieser Stützen de s
Unrechts sind wir selb st verantwortlich.

Die Metho den so genannter »aktiver Gewaltfrei-
heit« , gewaltfreie Aktionen, gewaltfreie Kamp ag-
nen sind das Handwerkszeug, welches wir − selb st
b ei hoher Aktivität − nur gelegentlich einsetzen .

Solche s Tun ist B egeb enheit, Gewaltverzicht
aber ist Zustand .

Gewaltverzicht b ekommt seine Schärfe erst,
wenn er unbedingt gilt.

Einen bedingten Gewaltverzicht praktizieren
auch alle Regierungen und Militärs : Gewalt erst
dann, wenn es nötig ist, und nur dann, wenn ihr
Einsatz Erfolg verspricht, ansonsten keine Gewalt.

Unbedingter Gewaltverzicht meint etwas ande-
re s als nur den »Vorrang« gewaltlo ser Metho den . E s
geht nicht um ein Mehr oder Weniger, nicht um ein
zeitliches Vorher oder Nachher, sondern um ein
Entweder-oder.

Gewaltverzicht ist einseitig, nicht wegen irgend-
welcher guter Ziele , sondern weil ich das Unrecht,
das mit dem Mittel der Gewalt verbunden ist, lassen
will .

D as gilt auch für die strukturelle Gewalt : Wo ich
das Unrecht erkenne , heißt Gewaltverzicht, mich
auch nicht indirekt daran zu b eteiligen .

Wo Au sb eutung von Menschen und Zerstörung
der Natur erkennb ar werden, heißt es , auf die da-
mit angeb otenen Vorteile zu verzichten .

Wo wir die s Schritt für Schritt lernen, sind damit
no ch nicht automatisch Frieden, Gerechtigkeit
und Klimaschutz hergestellt. Ab er mit dem Lassen
von Gewalt und Unrecht wird ein Raum geöffnet
für einen anderen Umgang mit den Anderen und
der Natur, für den Dialog und auch für eine techni-
sche Phantasie , die eine Zukunft für alle möglich
macht.

Rech tsanwalt Ullrich Hah n ist Vorsitzender des
deutschen Zweigs des In terna tio nalen Versöh-
n ungsbundes. Dieser Text ist das Man uskript sei-
ner kurzen A nsprache zur Eröffn ung derJahresta-
gung des Versöh n ungsbundes vo m 1 7. bis 20. Ma i
in Bo nn. Ein Berich t über die Tagung findet sich
a uf der In ternetseite des Versöh n ungsbundes un-
ter www. versoeh n ungsbund. de
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Wolfram Wette

Filbinger, Oettinger, Weikersheim
Herausforderungen für die historisch-politische Aufklärung

m vergangenen Jahr, 2 0 0 6 , als meine Kolle-
gen und ich die Texte zu dem Buch »Filbin-

ger − eine deutsche Karriere« verfassten, das dann
zur Frankfurter Buchmesse desselb en Jahres er-
schien

1 )

, konnten wir des öfteren skeptische Kom-
mentare von Kollegen hören . Die etwa Gleichaltri-
gen aus der politischen Generation von 1 9 68 frag-
ten : »I st die se s Thema nicht längst erledigt?« Die

Jüngeren, die unter 4 0-Jährigen zumal, fragten gar:
Filbinger − wer ist denn das ? Sie wussten mit die-
sem Namen üb erhaupt nichts anzufangen . Er war
für sie ein »b öhmisches D orf« . Nun kann man den

Jüngeren diese Unwissenheit wohl kaum zum Vor-
wurf machen . D enn seit dem Jahre 1 978 , als der b a-
den-württembergische Ministerpräsident Hans Fil-
binger von seiner eigenen Partei zum Rücktritt ge-
zwungen wurde , sind fast 3 0 Jahre vergangen . Eine
neue Generation ist herangewachsen − und gewiss
kam der Fall Filbinger im Geschichtsunterricht
nicht vor.

Die meisten Politiker sind , wie wir wissen,
schnell vergessen, wenn sie kein Amt mehr aus-
üben . B ei Filbinger war die s anders . Zumindest b ei
den Älteren ist er immer − wie wir j etzt erlebt ha-
ben, sogar üb er seinen To d hinaus − eine politische
Reizfigur geblieb en, die spontan heftige Emotio-
nen freizusetzen vermag, und zwar po sitive wie ne-
gative . D as zeigte sich schon im Jahre 2 0 02 , als
Hans Filbinger 9 0 Jahre alt wurde . Au s diesem An-
lass hatten seinerzeit der Landtag von B aden-Würt-
temberg und der Ob erbürgermeister der Stadt
Freiburg − Wohnort von Filbinger − Geburtstags-
empfänge für den Jubilar vorb ereitet. Jedo ch regte
sich in Stuttgart wie in Freiburg sogleich heftiger
Widerstand , unter anderem von gewerkschaftli-
cher Seite . Er führte dazu , dass die Feierlichkeiten
in Freiburg ganz abgesagt wurden und dass in Stutt-
gart lediglich die CDU-Landtagsfraktion eine Gra-
tulationsrunde ausrichtete . Im Freiburger Histori-
schen Kaufhau ssaal nahmen Hunderte von Filbin-
ger-Kritikern, meist Angehörige der 68 er Generati-
on, die in den 70er Jahren den Widerstand gegen
das von Filbinger gewollte Atomkraftwerk Wyhl
am Ob errhein miterlebt hatten, an einer alternati-
ven Geburtstagsveranstaltung teil, auf der sein Wir-
ken kritisch b eleuchtet wurde . D er D GB veranstal-
tete in Stuttgart eine Aufsehen erregende Protest-
kundgebung gegen den ehemaligen Marinerichter.
Als zur gleichen Zeit b ekannt wurde , dass Filbinger
Mitglied der Bundesversammlung sein würde , die

2 0 0 3 den Nachfolger von Bundespräsident Johan-
nes Rau zu wählen hatte , gab e s erneut bunde swei-
te Proteste .

Beschönigung der NS-Justiz

Diese Reflexe werfen Fragen auf, Fragen nach den
Gründen für eine solche Erregung: War e s die Erin-
nerung daran, dass Filbinger in B aden-Württem-
b erg eine b esonders harte B erufsverbots-Politik
gegen so genannte »Extremisten im öffentlichen
Dienst« b etrieb en hatte (Stichwort » Schieß-Er-
lass«) ? War es die Erinnerung daran, dass er Wahl-
kämpfe mit der Sp alterp arole »Freiheit o der Sozia-
lismus« geführt hatte ? Kam den Menschen wieder
ins B ewusstsein, dass Ministerpräsident Filbinger
in den 70er Jahren seinen b aden-württembergi-
schen Landsleuten damit gedroht hatte , es würden
»die Lichter ausgehen« , wenn »Wyhl« nicht geb aut
werde ? Hab en sich die Menschen daran gestoßen,
dass dieser Politiker nach seinem Sturz mit dem Stu-
dienzentrum Schlo ss Weikersheim eine »rechte Ka-
derschmiede« aufb aute , üb er deren Wirken man in
der Öffentlichkeit lange Zeit viel zu wenig wu sste ?
O der war es in erster Linie die Rolle de s ehemaligen
M arinerichters Filbinger, der in der NS-Zeit an To-
desurteilen b eteiligt war, welche die Menschen bis
heute b ewegt?

Schließlich : Stellte der Filbinger zugeschrieb e-
ne S atz »Was damals Recht war, kann heute nicht
Unrecht sein ! « die eigentliche , die größte politi-
sche Provokation dar? In diesem Diktum b allt sich
j edenfalls ein gewaltiger politischer Konfliktstoff.
D enn es könnte unkundige Menschen zu der irri-
gen Annahme gelangen lassen, b ei dem NS-Staat ha-
b e e s sich um einen Rechtsstaat gehandelt, und da-
her geb e es eigentlich keinen we sentlichen Unter-
schied zur 1 9 49 gegründeten, zweiten deutschen
D emokratie . Filbingers S atz stellte zugleich eine
B e schönigung der politischen Rolle der NS-Ju stiz
dar. NS-Juristen wie Filbinger waren es , »die mit Hil-
fe der erlernten juristischen Techniken eine Lega-
litätsfassade vor dem Terror errichteten« .

2 )

Die Jus-
tiz im nationalsozialistischen Staat orientierte sich
an den D enkfiguren des Führerprinzip s und der
kämpfenden deutschen »Volksgemeinschaft« und
nicht etwa an den individuellen Menschen- und
Freiheitsrechten, die für einen Rechtsstaat charak-
teristisch sind und die heute als Grundrechte an he-

1 ) Wolfram Wette (Hrsg .) : Filbinger − eine deutsche Karriere . Sprin-
ge 2 0 0 6

2 ) Helmut Kramer: Furchtb are Juristen, b aden-württemb ergische
Ministerpräsidenten . D er Fall Filbinger-O ettinger. In : ZivilCoura-
ge Nr. 3/2 0 07, S . 14 f.
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rausgehob ener Stelle in unserer Verfassung stehen .
War es somit die Uneinsichtigkeit und Halsstarrig-
keit des Juristen und Politikers Filbinger, auch Jahr-
zehnte nach dem Zusammenbruch des Hitler-Staa-
tes no ch immer nicht begreifen zu können − o der
zu wollen − , dass er als Militärrichter einem auf
Krieg und Vernichtung fixierten Unrechtsstaat ge-
dient hatte ? D ass er das gehorsame Glied einer Ter-
rorjustiz gewe sen war?

Die kalkulierte Provokation

Hans Filbinger starb am 1 . April 2 0 07 in Freiburg
im Breisgau . Er wurde 9 3 Jahre alt.

3 )

E s hätte eine
ganz normale , ruhige B eerdigung geb en können,
mit einem einsp altigen, sachlichen B ericht über
die Trauerfeierlichkeiten in den Regionalzeitun-
gen . Allerdings musste schon die − bislang nicht üb-
liche − Kombination von kirchlichem Trauergot-
tesdienst und Staatsakt im Freiburger Münster b e-
denklich stimmen . D ass e s zu einem politischen Ek-
lat kam, hat j edoch kein anderer als der b aden-würt-
temb ergische Ministerpräsident Günther O ettin-
ger zu verantworten . Er missbrauchte seine Trauer-
rede für den verstorb enen Amtsvorgänger Karl Fil-
binger zu Aussagen, die man getro st als Geschichts-
fälschung b ezeichnen darf. Filbinger, sagte er, sei
»kein Nationalsozialist« gewe sen, sondern »ein
Gegner des NS-Regime s« . D es weiteren wiederhol-
te er die seit seinem Sturz vom Amte de s Minister-
präsidenten von B aden-Württemb erg im Jahre
1 978 immer wiederholte B ehauptung de s ehemali-
gen Marinerichters in Hitlers Wehrmacht : E s gebe
»kein Urteil von Hans Filbinger, durch das ein
Mensch sein Leb en verloren hätte« .

4)

D ab ei klebte
O ettinger bis in den Wortlaut hinein an Filbingers
eigenen Rechtfertigungsformulierungen .

Die se Trauerrede wurde weithin als eine politi-
sche Provokation empfunden . Bunde sweit waren
sich die aufgeschreckten Medien − gleich welcher
politischen Orientierung, also »von FAZ bis taz« − in
einer durchau s b emerkenswerten Weise einig in
der Kritik an dieser exkulpierenden und die Tatsa-
chen verfälschenden Trauerrede . B e sonders b e-
merkenswert der Kommentar von Frank Schirrma-
cher in der FAZ . Er warf O ettinger vor, er habe den
Anlass der Trauerrede kühl b erechnend dazu miss-
braucht, in der Sprache de s Leidens üb er die »Funk-
tionsträger de s Verbrecherregimes« zu reden, und
er hab e wohl auste sten wollen, wie weit man mit ei-
ner solchen Geschichtsmanipulation gehen kön-

ne .
5 )

D er »Spiegel« sprach von einer »fatalen Rede«
mit »unhaltb aren B ehauptungen« und der Ten-
denz, den früheren NS-Marinerichter »reinzuwa-
schen« .

6)

Üb er die Motive O ettingers ist viel gerätselt wor-
den . Eigene Parteifreunde sagen O ettinger nach, er
sei zwar ein fähiger Politik-Technokrat, hab e aber
keinen ausgeprägten Wertekomp ass (so soll sich
Vorgänger Erwin Teufel einmal geäußert hab en)
und wenig historisch-politische Urteilskraft. Nach
meinem Eindruck wollte O ettinger ganz kalkuliert
aus dem Trauerakt p arteipolitisches Kapital schla-
gen . E s drängte ihn, wie er selb st sagte , den Hinter-
bliebenen, also der Familie Filbinger, etwas Gute s
zu tun, und gleichzeitig wollte er seiner Partei die-
nen, indem er ihre Geschichte manipulierte und
zurechtb og. D ab ei ging es ihm wohl weniger um
Filbingers Tätigkeit als Marinerichter, für welche
dieser niemals juristisch o der politisch zur Rechen-
schaft gezogen worden war, auch nicht primär um
die Tatsache , dass Filbinger trotz seiner NS-Vergan-
genheit nach 1 9 45 in der CDU und in der B onner
Republik eine rasante Karriere machen konnte ,
sondern e s ging ihm darum, die wahren Hinter-
gründe des Ge schehens von 1 978 , die einen offen-
b ar schwer verdaulichen Teil der CDU-Ge schichte
bilden, zu vertu schen . D aher versuchte er j etzt vor
der in Freiburg versammelten Trauergemeinde , Fil-
bingers eigene Legende hoffähig machen zu kön-
nen, er sei als Folge einer Hetzkamp agne der politi-
schen Linken, die von der Staatssicherheit der DDR
unterstützt wurde , zum Rücktritt gezwungen wor-
den, womit ihm schwere s Unrecht geschehen sei .
D amit wäre die CDU, die damals in B aden-Würt-
temb erg auf der B asis von 5 6 , 7 Prozent der Wähler-
stimmen über die ab solute Mehrheit im Landtag
verfügte , von der Verantwortung für den Sturz de s
Ministerpräsidenten entlastet gewe sen .

Ab er, wie so oft, hatte auch die ser Eklat eine gute
Seite . In der gewandelten Gestalt der Filbinger-O et-
tinger-Affäre mobilisierte er einmal mehr die Erin-
nerung großer Teile der deutschen Öffentlichkeit
an die NS-Zeit. Wieder wurde diskutiert üb er Mili-
tärjustiz und Wehrmacht-D e serteure , üb er perso-
nelle Kontinuitäten vor und nach 1 9 45 , üb er das
Verdrängen und Verfälschen historischer Tatsa-
chen, üb er Wyhl, Weikersheim und den un-
scharfen rechten Rand der b aden-württemb ergi-
schen CDU.

D er Freiburger Kab arettist Matthias D eutsch-
mann widmete der O ettinger-Rede eine sarkasti-
sche Lob eshymne . Er sagte : »Wer immer die Mün-
sterrede geschrieb en hat : Sie war genial ! Und ihn
dazu zu bringen, sie auch zu halten ! Großartig ! Fast

3) dp a-Meldung in: Frankfurter Rundschau , 0 3 . 0 4 . 2 0 07, S . 5 ; B adi-
sche Zeitung 0 3 . 04 . 2 0 07, S . 1 , 39

4) Simone Lutz/Jo achim Rö derer: Ab schied von H ans Filb inger.
Trauerfeier im Münster für den umstrittenen ehemaligen b aden-
württemb ergischen Ministerpräsidenten und Freiburger Alt-
stadtrat. In: B adische Zeitung, 1 2 . 0 4 . 2 0 07, S . 3 2 ; M aikka Ko st: Ab-
schied von der Kritik. Am S arg von H ans Filb inger versucht sich
Günther O ettinger (CDU) an einer Rehabilitation. In: eb da. , S . 8 ;
»Er war kein Nationalsozialist« . Auszüge aus der Ansprache des b a-
den-württemb ergischen Ministerpräsidenten Günther O ettinger
b eim Staatsakt zum To de H ans Filbingers . In : Frankfurter Rund-
schau , 1 4 . 04 . 2 0 07, S . 7: D okumentation .

5 ) B esonders b emerkenswert der Kommentar von Frank Schirrma-
cher: Haltungsschaden . Missverständnisse au sgeschlo ssen : Oet-
tinger üb er Filbinger. In : Frankfurter Allgemeine Zeitung,
1 6 . 04 . 2 07, S . 37, der O ettinger vorwarf, er hab e den Anlass der

Trauerrede dazu missbraucht, in der Sprache de s Leidens üb er die
»Funktionsträger des Verbrecherregime s« zu reden.

6) D er Spiegel Nr. 1 6 . 1 6 . 0 4 . 2 0 07, S . 8 und 3 6-3 8 .
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hätte Filbinger O ettinger mit in die Tiefe gezogen
und dem Land einen letzten Dienst erwie sen ! Wer
konnte ahnen, dass O ettinger politische Fahnen-
flucht b egeht. Hätte er durchgehalten, wäre Filbin-
ger rehabilitiert ! Und die CDU könnte b eginnen,
die Schulbücher umzuschreib en : Ha ns Filbinger,
*1913, Na tio nalchrist, a b 193 7 Un terwanderung

der NSDAP. Beso nderes Kennzeichen:perfekte Tar-
n ung als Nazijurist, die er a uch nach dem Krieg
n ich t a ufgab. Wurde erst 200 7 in Freiburg als Wi-
derstandskämpfer en ttarn t. E s hat nicht sein sol-
len . Filbinger bleibt Filbinger. Und O ettinger bleibt
Oettinger. Die nächste Rede kommt b estimmt. Ich
spüre das : Die se Zitrone hat no ch viel S aft ! «

7)

Ende
Zitat D eutschmann . Mit anderen Worten : Die se Ge-
schichte ist no ch lange nicht zu Ende .

Eine lupenreine Nazi-Karriere

Ein p aar Informationen zur Vita Hans Filbingers :
Geb oren im Jahre 1 9 1 3 , war er 1 9 3 3 , im Jahre der
M achtübertragung auf Hitler, 2 0 Jahre alt. Er stu-
dierte Rechtswissenschaften, trat dem Nationalso-
zialistischen D eutschen Studentenbund (NSD StB)
und der nationalsozialistischen Kampforganisati-
on SA (« Sturmabteilung«) b ei . Wie im Zuge der Fil-
binger-O ettinger-Affäre vom Bundesarchiv in B er-
lin dokumentarisch b e stätigt wurde , trat er 1 9 37
auf eigenen Antrag der NSDAP b ei .

8)

Als ehrgeiziger
Opportunist pro duzierte er in einer fachjuristi-
schen Publikation politische Anp assungsleistun-
gen an die NS-Ideologie .

Eine weitere wichtige Station in der politischen
Vita Filbingers war die Mitgliedschaft in der
NSDAP. Er stellte im Jahre 1 9 37 in der Freiburger
Ortsgruppe Unterwiehre einen Aufnahmeantrag
und wurde , wie das Bundesarchiv im April 2 0 07
endlich b e stätigte , unter der Mitgliedsnummer
4 02 6789 Parteimitglied .

9)

Jetzt konnte er seine Re-
ferendarausbildung b eginnen, die eine Vorausset-
zung für seine sp ätere Tätigkeit in der Marinejustiz
darstellte .

D ass man auch anders handeln konnte , b elegt
exemplarisch der Lebenslauf des ungefähr gleich-
altrigen Jurastudenten Heinz Dro ssel (Jahrgang
1 9 1 6) . Er lehnte es im Jahre 1 9 39 demonstrativ ab ,
einer NS-Organisation b eizutreten, mit der Folge ,
dass er seine juristische Ausbildung nicht zum Ab-
schluss bringen konnte .

1 0)

Er wurde sogleich gegen

seinen Willen zur Wehrmacht eingezogen . D ort
verwendete man ihn wegen seiner juristischen
Vorbildung gelegentlich als Verteidiger angeklag-
ter Soldaten, aber natürlich nicht als Militärrichter.
Dro ssel verhalf einem gefangenen Politkommissar
der Roten Armee zur Flucht und bewahrte ihn da-
mit vor der Erschießung . B ei Kriegsende rettete er
in B erlin einer jüdischen Familie das Leben . Erst
nach dem Kriege konnte er seine juristische Au sbil-
dung fortsetzen . In der Zeit der Bundesrepublik
protestierte er mehrfach gegen alte Nazis in hohen
Po sitionen bundesdeutscher Gerichte und förder-
te auch damit nicht gerade seine Karriere . Am Ende
seiner Laufb ahn war er Sozialgerichtspräsident in
Filbingers Heimatstadt Freiburg im Breisgau .
Heinz Dro ssel hatte Hitlers verbrecherische Ziele
schon 1 9 3 3 durchschaut. Er war ein denkender
und handelnder Nazi-Gegner und ein widerständi-
ger »Retter in Uniform« , der für seine humanen
Üb erzeugungen viel riskierte , in den ge schilderten
Fälle sogar sein Leb en einsetzte .

E s ist nicht statthaft, auch nur den vagen Ein-
druck aufkommen zulassen, Gegenpole wie Hans
Filbinger und Heinz Dro ssel könnten mit der For-
mel » Gegner de s NS-Regimes« gedanklich ver-
knüpft werden, wie es O ettinger versucht hat. D as
wäre eine Verhöhnung aller wirklich Widerständi-
gen .

D er in der NS-Zeit in Konzentrationslagern in-
haftierte Gewerkschaftler Willi Bleicher, 1 9 5 8 bis
1 972 B ezirksleiter der IG Metall in Nord-B aden/
Nord-Württemb erg, hat dazu schon im Jahre 1 978 ,
während der Filbinger-Affäre , das Nötige gesagt.
»Herr Filbinger ein Widerstandskämpfer?« , so frag-
te er im sozialdemokratischen Vorwärts . »Er ver-
wechselt Widerstand im Faschismus mit heuchleri-
scher Anp assung. Er trägt die SA-Uniform und do-
kumentiert, dass er zu den braunen B ataillonen ge-
hörte , gezählt werden will, die auszogen, das jüdi-
sche Volk auszurotten und unwerte s Leb en zu ver-
nichten . « So dann stellte Bleicher eine Frage , die
man wortgleich heute an O ettinger richten muss :
»Was soll die Jugend von Ihnen halten? Wo soll sie
Wahrheit finden, wenn der Landesvater so frivol
mit ihr umgeht [ . . . ] ?«

1 1 )

Filbinger war Öl, nicht Sand im Getriebe

Die B ehauptung, es geb e »kein Urteil von Hans
Filbinger, durch das ein Mensch sein Leb en verlo-
ren hätte« , ist zwar formaljuristisch korrekt, ab er
moralisch fragwürdig. D enn sie schiebt die Verant-
wortung b eiseite und lässt zugleich keinerlei B e-
dauern o der Reue erkennen . Filbinger hat zwei D e-
serteure der Wehrmacht, die zu ihrem Glück nach
Schweden fliehen konnten, in Abwe senheit zum
To de verurteilt. Er spricht daher von »Phantom-

7) »Die se Zitrone hat no ch viel S aft« . Ticket-Interview mit dem Kab a-
rettisten Matthias D eutschmann üb er sein neues Soloprogramm,
die B erliner Politik, Angela Merkel, die Tragö die des S C Freiburg,
sein Cello und Günther O ettinger. In: Ticket/B adische Zeitung,
2 6 . 0 4-0 2 . 0 5 . 2 0 07, S . 5 .

8) Niklas Arnegger: Oettingers Aussage war obj ektiv falsch . Filb in-
gers Nummer. 4 0 2 6789 . In: B adische Zeitung, 1 8 . 04 . 2 0 07, S . 7;
eb enda, S . 8 , Faksimile de s Aufnahme antrags Filbingers an die
NSDAP-Ortsgruppe Freiburg-Unterwiehre

9) Niklas Arnegger: Oettingers Aussage war obj ektiv falsch . Filb in-
gers Nummer. 4 0 2 6789 . In : B adische Zeitung, 1 8 . 4 . 2 0 07, S . 7;
eb enda, S . 8 , Faksimile de s Aufnahme antrags Filbingers an die
NSDAP-Ortsgruppe Freiburg-Unterwiehre .

1 0) Vgl . Heinz D ro ssel : Die Zeit der Füchse . B ensheim 1 9 8 8 , S . 9 5 ff.

1 1 ) Willi Bleicher: »Ich hab e die Herren in schwarzer Rob e kennenge-
lernt« . Offener B rief eine s B etroffenen. In: Vorwärts , 2 0 . 07. 1 978 .
Wiederab druck in : Wette , Filbinger, S . 2 8 f.
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Ideologie geprägte Soldatenbild zu eigen gemacht
und selb st − au s einer Herrenmenschen-Mentalität
heraus − dazu b eigetragen, dass schwächliche , un-
militärische Soldaten au s der kämpfenden Volksge-
meinschaft »ausgemerzt« wurden . Zumindest
wenn e s um die se kleinen Leute in Uniform ging,
hat Filbinger als Marinerichter kein B emühen und
keine Zivilcourage gezeigt, hat nicht gerettet, son-
dern ganz konform NS-Unrecht gespro chen, wie e s
damals von ihm verlangt wurde . E s ist auch nicht zu
erkennen, dass er sich damit schwer getan hätte . Fil-
binger war also ein »furchtb arerJurist« insoweit, als
er ein ganz normaler NS-Militärrichter war. B ei sei-
nem Kampf gegen diese Charakterisierung hat er
nicht nur Einsicht und Reue vermissen lassen, son-
dern e s auch mit der Wahrheit nicht genau genom-
men . Man erkennt einen Machtpolitiker, der die Ar-
gumente und Mittel einsetzte , wie er sie gerade
brauchte .

»Sie sprachen sich selber frei.«

Die Nachkriegsgeneration − zumindest j ene Teile
derselb en, die durch die studentische Kulturrevo-
lution von 1 9 68 politisiert wurden − nahmen Fil-
binger primär als eine politische Symb olfigur für
die unzureichend aufge arb eitete Nazi-Vergangen-
heit wahr. Er erscheint dieser Generation damit als
ein herausgehob ener Repräsentant de s Juristen-
standes , de ssen Wortführer auch no ch nach dem
Ende des Zweiten Weltkriege s ihre im NS-Staat
praktizierte Terrorjustiz rechtfertigten o der b e-
schönigten .

1 5 )

Die se NS-Militärjuristen hatten vor
1 9 45 den NS-Staat gestützt, hatten dann − in der Re-
gel weit entfernt von der Front − den Krieg wohlb e-
halten überstanden, waren nach dem Kriege ein
p aar Jahre lang abgetaucht, um wenig sp äter wie-
der in »Amt und Würden« zu gelangen und ihr vor-
maliges Unrechtshandeln mit einem raffinierten
Ge spinst von Rechtfertigungsformeln zu verschlei-
ern . Statt zur Verantwortung gezogen zu werden,
erhielten die se Juristen in der Bunde srepublik
D eutschland die Gelegenheit, in Ministerien, Ge-
richten und Universitäten neue Juristengeneratio-
nen heranzubilden .

Üb er die personellen Kontinuitäten hinaus gab
es auch eine Kontinuität in den juristischen D enkfi-
guren der NS-Zeit. Sie wirkten no ch j ahrzehntelang
in der Ge schichte der Bunde srepublik fort.

1 6)

Die-
ser B efund kann, so fürchte ich, den Angehörigen
der jüngeren Generationen nur schwer vermittelt
werden . D er Hannoveraner Politikwissenschaftler
und Jurist Jo achim Perels hat diese Entwicklung in
unserem Filbinger-Buch nachgezeichnet. Er zeigt,
dass sich nach dem Kriegsende 1 9 45 unter dem

urteilen« , als ob die se nicht existiert hätten . Im Fal-
le der Fe stnahme der Fahnenflüchtigen wären die
To desurteile natürlich sogleich vollstreckt wor-
den . Im Falle de s Matro sen Walter Gröger, üb er de s-
sen Schicksal die historisch Interessierten inzwi-
schen hinreichend informiert sein dürften, hat Fil-
binger die To de sstrafe b e antragt. D as Urteil fällte
ein anderer Marinerichter. Filbinger leitete die Er-
schießung .

B ei der rückblickenden B etrachtung diese s Fal-
les interessiert uns in erster Linie die Frage , ob Fil-
binger damals anders hätte handeln können, wenn
er denn gewollt hätte .

1 2 )

Die Antwort lautet : Im
Prinzip j a ! Ab er dann hätte er eine Portion Zivilcou-
rage zeigen müssen, die ihm wesensfremd war. Er
hätte dem Gerichtsherrn b eziehungsweise de ssen
juristischen B eratern sagen können, er halte das
erstinstanzliche Urteil − eine Zuchthausstrafe −
nach wie vor für au sreichend , und er hätte die ses
Votum beispielsweise mit dem unsoldatischen
Charakterbild des Matro sen b egründen können .
Ein abweichende s Votum die ser Art hätte ihm j e-
denfalls keine Nachteile eingebracht. E s ist näm-
lich bislang kein einziger Fall b ekannt, dass ein Mili-
tärrichter o der ein Militärankläger, der den Vorga-
b en seine s Gerichtsherrn nicht folgte , persönlich
gemaßregelt worden wäre .

1 3 )

Entgegen sp äteren
B ehauptungen Filbingers

14)

gab e s diesen Hand-
lungsspielraum sehr wohl . Aber er wurde von dem
Konformisten Filbinger weder ge sucht no ch ge-
nutzt, weil er die To de sstrafe für die sen »hoffnungs-
lo sen Schwächling« − so war Gröger von seinem di-
rekten militärischen Vorge setzten b ezeichnet wor-
den − , grundsätzlich für richtig hielt. Walter Gröger
hatte eine ganze Latte von militärischen Vorstrafen
und schien für die kämpfende Volksgemeinschaft
ohne Wert zu sein . Filbinger sah offenb ar keinen
Grund , den Versuch zu machen, einen solchen
Mann zu retten .

Wenn man eine zusammenfassende B ewertung
der Tätigkeit Filbingers als Marinerichter versu-
chen mö chte , so ergibt sich Folgendes : Filbinger
war an To de surteilen b eteiligt und er hat selb st To-
de surteile gefällt. Er hat als ein − gar nicht so kleines
− Rädchen in dem militärischen Gewaltapp arat des
NS-Regimes funktioniert. Er war kein S and im Ge-
trieb e , sondern Öl . Er hat sich in der Rolle de s Mili-
tärrichters genau so verhalten, wie e s die militäri-
sche und politische Obrigkeit des NS-Staates von
ihm erwartete . Er hat sich auch das von der NS-

1 2 ) Zu den Handlungsspielräumen eines Militärrichters vgl . den B ei-
trag von M anfred Me sserschmidt üb er »elastische« Ge setze san-
wendung in die sem B and .

1 3 ) Fritz Wüllner: Die NS-Militärjustiz und das Elend der Geschichts-
schreibung . Ein grundlegender Forschungsb ericht. B aden-B aden
1 9 9 1 , S . 1 5 8 ff.

1 4) Er b ehauptete , der Anklagevertreter hab e »keinen Erme ssenspiel-
raum« gehabt, »der einen anderen Antrag als den auf die Hö chst-
strafe ermöglich hätte« . Siehe : Aus der Stellungnahme Filbingers
zum Feldurteil gegen Gröger. In : Horst B ieb er/Jo achim Holtz/Jo a-
chim Schilde/H ans Schueler/Theo Sommer: Erschießen, S argen,
Abtransp ortieren . D er M arinerichter Filbinger und der Matro se
Gröger: Protokoll einer Verstrickung . In: D ie Zeit, 1 2 . 0 5 . 1 978 .

1 5 ) Vgl . Helmut Kramer: Karrieren und S elb strechtfertigungen ehe-
maliger Wehrmachtjuristen nach 1 9 45 . In: Wette , Filbinger, S .
9 9- 1 2 2 .

1 6) Jo achim Perels : Die Umdeutung der NS-Diktatur in einen Rechts-
staat. Üb er ideologische Tendenzen in der Ju stiz der Bundesre-
publik. In : Wette , Filbinger, S . 8 1 -9 8 .
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Einfluss der Siegermächte und der von ihnen
durchgeführten Nürnb erger Kriegsverbrecher-
prozesse zunächst für einige Jahre eine kritische
B ewertung durchgesetzt hatte , nämlich : D er NS-
Staat war ein Terror- und Unrechtssystem, das sich
bei seiner menschenverachtenden M achtaus-
übung auch rechtsförmiger Herrschaftstechniken
bediente . Von »ge setzlichem Unrecht« sprach Gus-
tav Radbruch, der sozialdemokratische Rechtspoli-
tiker, der in den Jahren der Weimarer Republik ein-
mal Reichsjustizminister gewe sen war. In gleicher
Weise atmete das 1 9 49 verab schiedete Grundge-
setz der Bundesrepublik D eutschland den Geist ei-
ner Fundamentalkritik an den rechtsschänderi-
schen juristischen Praktiken de s NS-Staates . D o ch
schon wenig sp äter begannen ehemalige NS-Juris-
ten und ihnen nahestehende Politiker, die Un-
rechtshandlungen des NS-Staates und seiner Justiz
in rechtsgültige Akte umzudefinieren und sich da-
mit in eigener S ache zu entlasten . In der Ära Ade-
nauer wurde die Fortgeltung nicht weniger NS-
Normen au sdrücklich festgeschrieb en, auch wenn
die s in klarem Widerspruch zum Grundgesetz
stand . Etliche der ehemaligen NS-Juristen stellten
nun − ganz entgegen den Intentionen eines Juris-
ten wie Fritz B auer, der sich für das Recht auf Wi-
derstand gegen den NS-Staat einsetzte − die Verfol-
gung der Juden sowie des politischen Widerstan-
des gegen Hitler als rechtmäßig hin und sprachen
sich damit zugleich selb st frei . Gleichzeitig b eschö-
nigten sie die politische Ge schichte der NS-Herr-
schaft. Folgte man ihrer Sehweise , so hatte e s einen
für Terror, Krieg und Massenverbrechen verant-
wortlichen Staat, der das Leiden von Millionen von
Menschen verschuldet hatte , eigentlich niemals ge-
geb en .

Endlich: Sie waren »Blurichter« !

Hans Filbinger b egann seine politische Karriere in
der CDU im Jahre 1 9 5 1 . Zwei Jahre sp äter wurde er
Stadtrat in Freiburg. 1 9 5 8 berief ihn Ministerpräsi-
dent Gebhard Müller als Staatsrat in die Lande sre-
gierung . 1 9 60 wurde er erstmals in den Landtag ge-
wählt, dem er bis 1 9 8 0 angehörte . Als Kurt Kie sin-
ger 1 9 6 6 als Bundeskanzler nach B onn wechselte ,
wurde Filbinger sein Nachfolger als Ministerpräsi-
dent von B aden-Württemb erg. 1 97 1 wurde er Lan-
desvorsitzender der CDU B aden-Württemb ergs
und als Parteirechter einer der stellvertretenden
Bunde svorsitzenden der CDU. Unter Filbingers
Führung gewann die CDU die Landtagswahlen von
1 972 (5 2 , 9 %) und 1 976 ( 5 6 , 7 %) . 1 978 trat er vom
Amt de s Ministerpräsidenten zurück. Sein Nachfol-
ger wurde Lothar Sp äth.

1 7)

Im Kontext der geschilderten rechtspolitischen
Entwicklung erscheint Hans Filbinger als einer j e-
ner restaurativen Juristen, die nach 1 9 45 üb er Jahr-

zehnte hinweg b estrebt waren, die Unterschiede
zwischen dem nationalsozialistischen Unrechts-
staat und dem demokratischen Rechtsstaat tenden-
ziell einzuebnen . Vor diesem Hintergrund versteht
man auch sein Verhalten von 1 978 b esser. D er ver-
sierte und erfahrene Politiker fand damals offen-
sichtlich nichts dab ei, die Ansicht zu äußern, was
»damals Recht« gewe sen sei, könne do ch »heute
nicht Unrecht« sein . D as b edeutet, in einem größe-
ren politischen Zusammenhang b etrachtet, dass
Filbinger glaubte , dass die ideologischen B e stre-
bungen, die NS-Diktatur in einen Rechtsstaat um-
zudeuten, zuminde st bei Teilen der Justiz und der
konservativen politischen Elite unsere s Lande s An-
klang finden würden . Wahrscheinlich lag er mit
die ser Einschätzung sogar richtig.

Nur sieb en Jahre nach dem Sturz Filbingers ver-
trat der damalige Bunde spräsident Richard von
Weizsäcker − wie Filbinger ein CDU-Politiker − eine
grundlegend andere Po sition . Er üb erschrieb seine
zu Recht vielfach gelobte Rede vom 8 . Mai 1 9 8 5 mit
dem Titel »Zum 4 0 . Jahrestag der B eendigung de s
Kriege s in Europ a und der nationalsozialistischen
Gewaltherrschaft« . D er von ihm verwendete B e-
griff »Gewaltherrschaft« markierte den fundamen-
talen Unterschied zum demokratischen Rechts-
staat de s Grundge setzes mit seinem B ekenntnis zu
den unverletzlichen und unveräußerlichen Men-
schenrechten . Weizsäckers Rede konnte als eine
exemplarische Gegenrede zu dem bekannten Fil-
binger-Au sspruch gele sen werden, nämlich so : Was
damals Gewaltherrschaft und damit Unrecht war,
kann heute nicht Recht sein .

D er Fall Filb inger 1 978 b ewirkte , dass nun eine
intensive historiographische B e schäftigung mit
der NS-Militärjustiz einsetzte , die in der deutschen
Öffentlichkeit starke B e achtung fand . Möglicher-
weise hat die öffentliche Auseinandersetzung mit
dem Staat Hitlers und der NS-Militärjustiz in den
sieb en Jahren zwischen 1 978 und 1 9 8 5 , also zwi-
schen dem erzwungenen Rücktritt Filbingers vom
Amt des Ministerpräsidenten und der Weizsäcker-
Rede zum 4 0 . Jahrestag des Kriegsende s 1 9 45 , auch
in den politisch konservativen Kreisen des Lande s
ein Umdenken b ewirkt. Jedenfalls ist der Tatb e-
stand b emerkenswert, dass die Weizsäcker-Rede in-
nerhalb des konservativen Lagers keinen massiven
Prote st au slö ste , j edenfalls keinen öffentlichen .
Hernach setzten sich die Wandlungsprozesse in
der deutschen Ge sellschaft verstärkt fort. Zum All-
gemeingut der interessierten Zeitgeno ssen wurde
j etzt die Erkenntnis , dass die deutsche Justiz der
Weimarer Republik großenteils ablehnend gegen-
über ge standen und dass sie den NS-Staat b egrüßt,
j a in ihm die Erfüllung ihrer Vorstellungswelt er-
blickt hatte .

Zum Entsetzen der ehemaligen Wehrmachtju-
risten äußerte sich der − personell verjüngte − Bun-
desgerichtshof im Jahre 1 9 9 5 ganz anders , als die
Vertreter der älteren Juristengeneration e s getan

1 7) H ans Filb inger aus Wikip edia, der freien Enzyklop ädie :
http ://de .wikip edia. org/wiki/H ans_Filbinger ( 1 5 . 0 4 . 2 0 07)
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hatten . Er kam j etzt endlich zu der Einschätzung,
dass es sich bei den in der NS-Militärju stiz tätig ge-
we senen Richtern um »Blutrichter« gehandelt ha-
b e , die sich eigentlich »wegen Rechtsb eugung in
Tateinheit mit Kapitalverbrechen hätten verant-
worten müssen« . Die Kriegsrichter hätten die To-
de sstrafe missbraucht und sie hätten als »Terrorju s-
tiz« gehandelt.

1 8)

D amit hat das hö chste deutsche
Strafgericht das Diktum Rolf Ho chhuts vom
»furchtb aren Richter« , das ursprünglich auf den
Marinerichter Dr. Hans Filbinger gerichtet war, b e-
stätigt und auf die ge samte NS-Militärjustiz au sge-
dehnt. Am 1 7. Mai 2 0 02 be schlo ss der D eutsche
Bundestag dann mit seiner rot-grünen Mehrheit
die p auschale Rehabilitierung der Wehrmachtde-
serteure . Sie wurden j etzt als Opfer der NS-Militär-
justiz anerkannt und entkriminalisiert. D amit fand
der Meinungswandel, der durch den Fall Filbinger
Ende der 70 er Jahre ange stoßen worden war, sei-
nen vorläufigen Höhepunkt und Ab schluss .

1 9)

Nun
durfte man hoffen, dass das von Filbinger repräsen-
tierte D enken endgültig überwunden war, näm-
lich : dass die NS-Justiz nichts Unrechte s getan habe
und dass damals alle s mit rechten Dingen zugegan-
gen sei . D er Fall O ettinger hat uns nun eine s B esse-
ren b elehrt.

Heute wird die Geschichte der Bunde srepublik
D eutschland weithin als eine Erfolgsge schichte an-
ge sehen . D er deutsch-amerikanische Historiker
Konrad Jarausch spricht von einem »Musterb ei-
spiel für eine gelungene D emokratisierung« .

2 0)

D as
Land sei von der B arb arei in die Zivilisation zurück-
gekehrt. Von einer »geglückten D emokratie«
spricht auch der Historiker Edgar Wolfrum .

2 1 )

Im
Rückblick auf die Jahrzehnte der B onner Republik
bis hin zur aktuellen Filbinger-O ettinger-Affäre
von 2 0 07 wird allerdings deutlich, dass die se Ent-
wicklung keine Einb ahnstraße war. Sie musste j e-
weils erkämpft und durchge setzt werden gegen re-
staurative politische Strömungen, die ein Politiker
wie Filbinger repräsentierte . Sie b eherrschten b e-
kanntlich üb er einen langen Zeitraum hinweg die
politische Szene in der Bunde srepublik.

Von seinen machttaktischen Aspekten einmal
abge sehen, die üb er die Tage spolitik hinaus kaum
von Intere sse sind , zeigt uns der Fall O ettinger, dass
es für eine verantwortungsvolle Geschichtspolitik
keinen Anlass zu selb stzufriedenen Rückblicken
gibt. Gewiss : D er Politiker Günther O ettinger hat
zwei C ano ssa-Gänge ab solvieren mü ssen . D er eine

erfolgte auf Veranlassung der instinktsicheren
Bundeskanzlerin Angela Merkel vor der deutschen
Öffentlichkeit. D er andere , selb st gewählte , führte
ihn zum Zentralrat der Juden in D eutschland , der
zuvor seinen Rücktritt gefordert hatte . O ettinger
hat j edo ch, zumindest ausweislich seiner öffentli-
chen Äußerungen, lediglich einen formalen Rück-
zug angetreten . Nach massivem öffentlichem
Druck sagte er: »Ich halte meine Formulierung
nicht aufrecht. « Außerdem b edauere er sie . Wobei
allerdings offen blieb , ob er den Inhalt seiner Rede
o der deren Wirkung bedauerte . Seinem Stoßseuf-
zer, damit sei die S ache nun ab er erledigt, stimmten
erstaunlicher Weise auch die meisten seiner Kriti-
ker zu . Offenb ar betrachteten sie den Fall lediglich
aus der be sagten machttaktischen Perspektive . D a-
b ei kann do ch nicht erledigt sein, womit O ettinger
und Teile der b aden-württembergischen CDU an-
scheinend no ch gar nicht b egonnen hab en, näm-
lich ihren erkennb ar gewordenen historisch-politi-
schen Nachholb edarf zu b efriedigen !

2 2 )

Insb e sondere hab en es O ettinger und sein poli-
tisches Umfeld bislang ganz offensichtlich ver-
säumt, sich mit dem b ekanntesten S atz Filbingers
auseinander zu setzen : »Was damals Recht war,
kann heute nicht Unrecht sein . « B e sonders bedrü-
ckend war es , mit zu erleb en, wie b aden- württem-
b ergische Bunde s- und Landtagsabgeordnete ih-
ren Vormann O ettinger nach de ssen geschichtsfäl-
schender Freiburger Trauerrede geradezu enthusi-
astisch unterstützten, und wie sie dann, ebenfalls
taktisch motiviert, den Mund hielten . Stephan Map-
pu s, Vorsitzender der CDU-Landtagsfraktion in B a-
den-Württemberg, Repräsentant der traditionsb e-
wussten, konservativ-katholischen Fraktion in der
CDU, fand , der Regierungschef hab e »eine gute ,
ausgewogene und dem ge samten Leb en von Filbin-
ger angeme ssene Würdigung des Verstorbenen
vorgenommen« .

2 3 )

Georg B runnb auer, CDU-Bun-
de stagsabgeordneter und Chef der b aden-würt-
temb ergischen CDU-Lande sgruppe in B erlin, lobte
O ettingers Rede als »Meisterprüfung« . D em »Fo cus«
sagte er, die Wirkung von O ettingers Rede sei für
die »christlich-konservative Seele« nicht zu unter-
schätzen . »Für unsere Anhängerschaft hat er einen
ganz, ganz großen Schritt getan . Er hat ein Tor auf-
ge stoßen : D as wird ein Großer. «

24)

Steffen Bilger,
Chef der Jungen Union in B aden-Württemb erg,
Jahrgang 1 979 , also nach Filbingers Rücktritt gebo-
ren, konnte »nichts Schlechte s an der Rede fin-

1 8) Urteil de s Bundesgerichtshofs vom 1 6 . 1 1 . 1 9 9 5 , in : Neue Juristi-
sche Wo chenschrift (NJW) 1 9 9 6 , S . 8 5 7 ff. ; vgl. auch die Einschät-
zung von Otto Gritschneder: Rechtsb eugung . Die sp äte B eichte
de s Bunde sgerichtshofs . In : Neue Juristische Wo chenschrift
(NJW) 1 9 6 6 , S . 1 2 39 ff.

1 9) Siehe im Einzelnen Wolfram Wette : Ein Meinungswandel in
D eutschland ( 1 9 8 0-2 0 0 2 ) . Opfer der NS-Militärju stiz rehab ilitiert.
In : ders . , Filbinger, S . 1 5 7- 1 7 1

2 0) Konrad J arausch : Die Umkehr. D eutsche Wandlungen 1 9 45- 1 9 5 5 .
München 2 0 0 4

2 1 ) Edgar Wolfrum : Die geglückte D emokratie . Geschichte der Bun-
de srepublik von ihren Anfängen bis zur Gegenwart. Stuttgart
2 0 0 6

2 2 ) Siehe hierzu Wolfram Wette : O ettingers Entschuldigung genügt
nicht. D er Ministerpräsident B aden-Württemb ergs muss seine
grob fahrlässigen Geschichtsverfälschungen zur Rolle H ans Fil-
bingers im NS-Staat richtig stellen . In : Frankfurter Rundschau Nr.
9 3 , 2 1 . 0 4 . 2 0 07, S . 9

2 3) AP : Proteste gegen O ettingers Filbinger-Würdigung. D em Minis-
terpräsidenten, der seine Rede als »ernst gemeint« verteidigt, wird
Geschichtsklitterung vorgeworfen . In: Süddeutsche Zeitung Nr.
8 5 , 1 3 . 0 4 . 2 0 07, S 5

2 4) AFP (B erlin) : O ettingers »Missverständnis« . Ministerpräsident b e-
dauert Eklat, den seine Trauerrede für Filbinger ausgelö st hat. In :
D er Sonntag [ Freiburg ] , 1 5 . 04 . 2 0 07, S . 1 0 . So auch : FR 1 6 . 0 4 . 2 0 07,
S . 1
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derspiegelt : » Op a war kein Nazi ! «
2 8)

Verantwortlich
für alle Verbrechen seien »die Nazis« gewe sen und
nicht »die D eutschen« .

2 9)

Sie stellen sich also vor,
dass wenigstens der eigene Op a respektive die
Oma zu »den Guten« gehört hab e , dass er o der sie
Distanz zum Regime gehalten hab e , irgendwie viel-
leicht sogar widerständig gewe sen sei, worauf man
dann im Rückblick stolz sein könne . In Anlehnung
an den amerikanischen Holo cau st-Forscher Raul
Hilb erg sagt der Sozialp sychologe Harald Welzer
anschaulich, es geb e eine starke Sp annung zwi-
schen dem Lexikon, in dem das historisch-politi-
sche Wissen gespeichert ist, und dem Familienal-
bum mit den persönlichen Bildern . Häufig werde
die se Sp annung zu Lasten de s Ge schichtsbuchs
aufzulö sen versucht.

3 0)

B etrachtet man die se s Forschungsergebnis zu-
sammen mit der Trauerrede O ettingers und den
B eifallsbekundungen der erwähnten b aden-würt-
tembergischen Politiker, so fallen üb erraschende
Parallelen auf. O ettinger sieht in dem Widerständ-
ler Graf Stauffenb erg sein Vorbild . Er hat also auf
der rationalen Ebene die politisch korrekte Orien-
tierung. D ann ab er sagt er, er »glaub e« − immer wie-
der b enutzte er die se s Wort − , Filbinger sei »kein
Nazi« gewe sen . Er wünscht sich also eb enfalls den
guten Op a, in diesem Fall den Parteiop a, der höchs-
tens »schicksalhaft« in schwierige Situationen gera-
ten sei, der die schreckliche erste Hälfte de s 2 0 .

Jahrhunderts nicht nur erlebt, sondern auch erlit-
ten hab e .

3 1 )

O ettinger spricht hier als Glied der
CDU-Familie . Er b edient ein verbreitetes B edürfnis
nach Harmonie , und er ist b ereit, hierfür den Preis
der Geschichtsverfälschung zu bezahlen . D afür, so
b etonte O ettinger in den Tagen nach seiner Trauer-
rede mehrfach, habe er »viel Zustimmung und An-
erkennung« erfahren . D as heißt, viele CDU-Politi-
ker und -Anhänger waren bereit, das Geschichts-
buch mit dem Familienalbum zu vertauschen . D as
fasste der Abgeordnete Brunnb auer in die Worte ,
O ettinger hab e »für unsere Anhängerschaft einen
ganz, ganz großen Schritt getan« . D as heißt: Er hatte
den Mut (»Meisterprüfung« , »der wird ein Gro-
ßer«) , die emotionalen B edürfnisse der Partei zu
b efriedigen, »die christlich-konservative Seele« zu
streicheln − auch gegen die historischen Fakten .

Welzer, der Wissenschaftler, hat ermittelt, dass
in fast zwei Dritteln der befragten Familien eine
nachträgliche Heroisierung der Großväter respek-
tive Großmütter b etrieb en wird . D as ab er b edeu-
tet, dass O ettingers Entlastungsrede durchau s mit
den emotionalen B edürfnissen vieler korrespon-

den« .
2 5 )

Er kritisierte nicht O ettinger, sondern CDU-
Chefin Merkel, die O ettinger öffentlich gerügt hat-
te . D as sei »unsolidarisch« gewesen . D amit hab e
sich die Kanzlerin »keinen Gefallen« getan . »D as
Verhältnis zwischen ihr und der CDU B aden-Würt-
temberg ist damit nachhaltig b elastet. «

2 6)

»Op a gehörte zu den Guten«

Hier zeigen sich die Folgen von Weikersheim . D enn
man wird nicht übersehen dürfen, dass Filbinger
und Ge sinnungsgeno ssen längst ihre Jünger heran-
gezogen hab en . Anton M aegerle , der in unserem
Buch sachkundig üb er Weikersheim schreibt,
deckt nicht nur die Verbindungen zur rechtextre-
mistischen Szene auf. Er weist auch darauf hin,
»dass ein Drittel der ca. 4 0 0 Mitglieder de s »Studien-
zentrums Weikersheim« jünger als 3 5 Jahre ist« . D as
zeige , »dass die Filbinger-Ära in der Union weit
über das biologische Ende ihres Gründungsvaters
hinausgehen wird« .

2 7)

Dieses so genannte Jung-Wei-
kersheim hatte übrigens für den 2 0 . April 2 0 07 − zu-
fälliger Weise »Führers Geburtstag« − einen Vortrag
von Reinhard Günzel geplant, dem aus der Bundes-
wehr entfernten B rigadegeneral und früherem
Kommandeur de s »Kommando Spezialkräfte«
(KSK) , der die antisemitischen Äußerungen de s
CDU-Abgeordneten Hohmann b elobigt hatte . Auf
dem Programm stand als weiterer Redner auch
Hohmann selb st, von dem sich seine Partei wegen
antisemitischer Äußerungen getrennt hatte .

Üb er die vielschichtige p arteipolitische Dimen-
sion der Affäre Filbinger-O ettinger hinaus haben
wir e s hier möglicherweise mit einem Vorgang von
allgemeiner geschichtspolitischer Relevanz zu tun .
B ekanntlich b efinden wird uns in der no ch un-
übersichtlichen Phase des Üb ergangs vom perso-
nalen zum kulturellen Gedächtnis , welcher durch
das allmähliche Aussterb en der Kriegsgeneration
bedingt ist. Wissenschaftler, die in diese Üb er-
gangsphase hineinzuleuchten versuchten, sind
jüngst der Frage nachgegangen, wie die NS-Vergan-
genheit innerhalb der Familien unter den Genera-
tionen weitergegeben wird . Auf der B asis von
2 . 5 3 5 Gesprächen mit Angehörigen der Kriegsge-
neration sowie ihrer Kinder und Enkel kamen sie
zu einem erstaunlichen und vielleicht sogar er-
schreckenden Ergebnis : Die Angehörigen der 2 .
und 3 . Generation sind − auf der rationalen Eb ene −
über die NS-Diktatur, den Krieg und den Holo caust
relativ gut informiert. Sie halten dieses b elastende
historische Wissen j edo ch nur schwer au s und su-
chen daher nach einer emotionalen Entlastung . Zu
die sem Zwecke erfinden sie eine po sitive Familien-
geschichte , die sich exemplarisch in dem S atz wi-

2 5 ) Eb da.

2 6) Roland Muschel/B ettina Wieselmann : D ie Lande s-CDU ist sich
nicht einig üb er O ettinger. In : B adische Zeitung, 1 6 . 0 4 . 2 0 07, S . 4

2 7) Anton Maegerle : Studienzentrum Weikersheim . In: Wette , Filb in-
ger, S . 1 2 3- 1 45 , Zitate S . 1 4 4

2 8) Harald Welzer/S abine Moller/Karoline Tschugall : » Op a war kein
Nazi« . Nationalsozialismu s und Holo caust im Familienged ächtnis .
Frankfurt/M . 2 0 0 2

2 9) Eb da. , S . 5 2 f. , 79 u . ö .

3 0) Eb da. , S . 1 0 f.

3 1 ) Zitate aus der O ettinger-Trauerrede : »Er war kein Nationalsozia-
list« . Auszüge au s der Ansprache des b aden-württemb ergischen
Ministerpräsidenten Günther Oettinger b eim Staatsakt zum To de
Hans Filb ingers . In : Frankfurter Rundschau , 14 . 0 4 . 2 0 07, S . 7: D o-
kumentation
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dierte und auf einen Resonanzb o den traf. D er Auf-
schrei der rationalen Aufklärer »von FAZ bis taz«
zeigt also nur die eine Seite , nämlich die veröffent-
lichte Meinung. Üb er die andere Seite sagte der Ka-
b arettist D eutschmann in seiner Bildersprache :
»Diese Zitrone hat no ch viel Kraft. « Womit er sicher
auch meinte , dass wir auch in der Zukunft mit b e-
schönigenden und relativierenden Ge schichtsklit-
terungen rechnen müssen, die ihre b e sondere Ge-
fährlichkeit darin haben, dass sie den Rechtsextre-
misten zuarbeiten, die es bekanntlich auch in den
Gewerkschaften gibt.

3 2 )

D as b edeutet: D er politische Kampf um eine
wahrheitsgemäße Erinnerung an den Staat Hitlers,
die NS-Justiz, die Wehrmachtsjustiz und deren Fort-
wirken in der Ge schichte der Bunde srepublik
bleibt auch in der Zukunft eine dauernde histo-
risch-politische Aufgab e . In unserem speziellen
Fall mü ssen Wege ge sucht und gefunden werden,
den durch die O ettinger-Rede falsch informierten
jungen Menschen ein Filbinger-Bild zu vermitteln,
das auf historisch gesicherten Erkenntnissen b a-
siert.

Prof. Dr. Wolfra m Wette ist Historiker und DFG-
VK-Mitglied. Er ha t diesen Beitrag als Vortrag vor
ver. di-Perso nal- und Betriebsra tsvorsitzenden am
13. Jun i in Stuttgart gehalten.

Karl Holl

Demokratischer Pazifist
und unbeirrbarer Freund Frankreichs
Der Pazifist Hellmut von Gerlach ( 1866 -1935)

s ist reizvoll, sich vorzustellen, wann und
auf welche Weise Hellmut von Gerlachs

Symp athie für Frankreich geweckt worden sein
könnte . D a müsste man Gerlachs, von Emil Ludwig
po sthum herausgegeb ene Autobiographie b efra-
gen und etwas großzügiger deuten, was Gerlach
darin üb er seine Erziehung im Knab enalter äußert.
Sein frühes Interesse an Frankreich wäre demnach

− indirekt und ihm unb ewusst − auf dem elterli-
chen Rittergut Mönchmotzelnitz in Niederschlesi-
en hervorgerufen worden und zwar durch den
Hauslehrer de s Knaben, einen Dr. von B ernard ,
der, aus einer Refugiéfamilie stammend , ursprüng-
lich ein Marquis de B ernard gewesen war, ab er auf
diesen Adelsrang verzichtet hatte . Von seiner Sym-
p athie für Frankreich ist an dieser Stelle b ei Ger-
lach zwar noch nicht die Rede , ab er eindrucksvoll
muss es für den jugendlichen Gerlach gewe sen
sein, dass B ernard seine atheistischen, republikani-
schen und demokratischen Üb erzeugungen offen
b ekannte , und gewiss b ezeugte er dem vorbildli-
chen Lehrer auch de shalb leb enslang Verehrung
und Re spekt. Sollte er Dr. von B ernard nicht darü-
b er hinaus irgendwie mit Frankreich identifiziert
hab en?

Seine Perfektion in der B eherrschung der fran-
zö sischen Sprache erwarb Gerlach j edoch erst
während seines Studiums in Genf, wo die Gebilde-
ten damals wie auch heute no ch vorzügliche s, gera-
dezu klassische s Franzö sisch sprachen . Die zu-
nächst in einem cours d ' improvisation erlangte
Geläufigkeit im Gebrauch de s Franzö sischen, die

Gerlach seither ebenso in der Konversation wie in
öffentlicher Rede einzusetzen wu sste , diente ihm
aber bloß als Zugang zum Verständnis von Land
und Volk der Franzo sen . Wichtiger war e s, dass Ger-
lach sich von Anfang an intensiv b emühte , sich das
Wesen franzö sischer Kultur zu erschließen − fran-
zö sischer Kultur im weite sten Sinne ! D azu gehörte
selb stverständlich das Verständnis für den Zusam-
menhang zwischen der franzö sischen Sprache und
dem ihr innewohnenden Vermögen, S achverhalte
und Zusammenhänge in äußerster Klarheit au szu-
drücken anstatt mit teutonischer Wolkigkeit. Sein
B estreb en, das franzö sische Geb ot der Clarté zu b e-
folgen, verb and sich somit für den Journalisten
Hellmut von Gerlach aufs eindrücklichste mit sei-
ner Neigung zu einem schnörkello sen, um Konkre-
tion und Rationalität b emühten Stil .

Gerlach formulierte es sp äter so : »Einen Zerset-
zungsb azillus hatte mir die Genfer Atmo sphäre ein-
verleibt. Ab er als dauernde Errungenschaft brach-
te ich nur eins nach Hause : eine geradezu leiden-
schaftliche Vorlieb e für die franzö sische Sprache .
Nicht etwa für die Franzo sen selb st. Ab er ihre Spra-
che bezaub erte mich . Ihre Literatur, ihre Presse , ih-
re Reden hatte ich verschlungen . An ihrem Stil
suchte ich meinen zu bilden . Geradezu berauscht
war ich von dem S atz :

>
Ce qui n' e st p as clair, n' est

p as français .
<
«

Seine frankophilen Neigungen drückten sich
sp äter auch darin au s, dass er den Sommerurlaub
mit seiner Familie in dem Seeb ad St. Lunaire an der
Nordküste der Bretagne zu verbringen pflegte .

3 2 ) Vgl . die Untersuchung von Michael Fichter/Richard Stö ss/B o do
Zeuner: Ausgewählte Ergebnisse des Forschungsproj ekte s Ge-
werkschaften und Rechtsextremismus 1 (2 0 0 5 ) . Internet. Ergeb-
nis : Rechtsextreme Einstellungen sind unter Gewerkschaftsmit-
gliedern in der Bundesrepublik genauso weit verbreitet wie unter
Nicht-Mitgliedern, nämlich 1 9 % .
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Gerlach , der D emokrat ! Sein B ruch mit dem Ul-
trakonservativismus und Antisemitismus seiner
politischen Anfänge führte ihn zu Friedrich Nau-
mann und in den Nationalsozialen Verein, für den
er 1 9 0 3 als einziger Kandidat der Gruppierung in
den Reichstag gewählt wurde . Wie die meisten Na-
tionalsozialen vollzog er die Selb stauflö sung de s
Nationalsozialen Vereins und de ssen Wendung zur
Freisinnigen Vereinigung mit, deren Reichstags-
fraktion er sich anschlo ss . E s lässt sich vermuten,
dass er in der Nähe des herausragenden linkslib era-
len Politikers und Publizisten Theo dor B arth einen
Blick für die Notwendigkeit maßvollen Agierens in
der Außenpolitik gewann . D as hieß , dass er beden-
kenlo se s, forsches Auftreten offizieller deutscher
Außenpolitik an ihren möglicherweise kontrapro-
duktiven Folgen und an den Intere ssen und Emp-
findlichkeiten anderer Großmächte , vor allem
Frankreichs und Englands me ssen lernte . Mit ande-
ren Worten : Sein Blick für internationale Zusam-
menhänge wurde geschärft. Wie Theo dor B arth
trachtete er danach, durch Auslandsreisen, etwa
nach England , seinen außenpolitischen Horizont
ständig zu erweitern .

Pazifist wurde er damit no ch nicht. Aber der
Weg dorthin bereitete sich vor, erst recht, als er sich
gemeinsam mit Theo dor B arth und Rudolf B reit-
scheid weiterer Mitarb eit im Bülow-Blo ck verwei-
gerte , 1 9 07 die Freisinnige Vereinigung verließ
und 1 9 0 8 die D emokratische Vereinigung gründen
half. Die programmatischen und taktischen Ziele
der drei linkslib eralen Parteien (Freisinnige Volks-
p artei, Freisinnige Vereinigung und D eutsche
Volksp artei) waren ihm längst so fremd geworden,
dass er (wie die D emokratische Vereinigung insge-
samt) den Zusammenschluss der drei Parteien zur
Fortschrittlichen Volksp artei im Jahre 1 9 1 0 nicht
mitvollzog. Mit dem frühen To d Theo dor B arths
1 9 09 fiel zunächst Breitscheid die Führung der D e-
mokratischen Vereinigung zu , dann Gerlach , nach-
dem die erfolglo se Teilnahme der D emokratischen
Vereinigung an der Reichstagswahl von 1 9 1 2 B reit-
scheid zur Niederlegung de s Vorsitze s und zum An-
schluss an die Sozialdemokratie veranlasst hatte .

D er Erste Weltkrieg b edeutete eine weitere
Wegscheide in der politischen Biographie Ger-
lachs . Im offiziö sen Organ der D emokratischen
Vereinigung, dem seit 1 9 1 0 erscheinenden Wo-
chenblatt »D as Freie Volk« , hatte Gerlach vornehm-
lich Themen der Innenpolitik und der p arteipoliti-
schen Au seinandersetzung be arbeitet. D as sollte
sich wenige Jahre sp äter drastisch ändern .

D enn die Entfesselung des Ersten Weltkriege s
stellte Gerlach vor neue Aufgaben . Zunächst vor
Aufgab en in der Führung seiner Partei, die mit de-
ren Haltung ange sichts der Kriegslüsternheit von
Teilen der deutschen Ge sellschaft in engem Zu-
sammenhang standen . In den Tagen der Julikrise
1 9 1 4 hielt sich Gerlach zunächst in St. Lunaire auf,
machte dann einen Ab stecher nach London, b eeil-

te sich ab er unter dem Eindruck drohender Kriegs-
gefahr, England zu verlassen und üb er B elgien
nach D eutschland zurückzugelangen . Seine briti-
schen Gesprächsp artner hatten ihm vor Augen ge-
führt, dass Großbritannien den Großen Krieg
nicht wolle , sich ab er zweifello s zum Eintritt in den
Krieg an der Seite Frankreichs gezwungen sehen
werde , sollte das Reich sich zur Verletzung der bel-
gischen Neutralität und zum Einmarsch in B elgien
entschließen . Gerlach b efand sich noch in Brüssel,

Am 1 . und 2 . Juni fand in B erlin die Tagung »Vom
Junker zum Bürger. Hellmut von Gerlach − D emo-
krat und Pazifist in Kaiserreich und Republik«
statt. Initiator war die D eutsch-Polnische Ge sell-
schaft der Bundesrepublik D eutschland e .V. (ur-
sprünglich Hellmut von Gerlach Gesellschaft) ,
Mitveranstalter u . a. die DFG-VK. In einem dich-
ten Vortragsprogramm wurden Gerlachs Aktivi-
täten als Publizist, linkslib eraler Politiker, D emo-
krat und Pazifist mit dem zeitlichen Schwerpunkt
nach 1 9 1 8 vorge stellt und gewürdigt. Während
Gerlachs B emühungen um die deutsch-polni-
sche Verständigung von deutscher wie polni-
scher Seite b eleuchtet wurden, skizzierte der ere-
mitierte Bremer Historiker Karl Holl im hier wie-
dergegeb enen Vortrag die Rolle Hellmut von Ger-
lachs für die deutsch-franzö sische Verständi-
gungsarb eit der Pazifisten .

Holls Vortrag verdeutlicht, dass der Pazifismus
der Weimarer Republik − obgleich eindeutig eine
Minderheitspo sition − in stärkerem Maß als heu-
te Verbindungen zu und Einflu ss in Teilen der
Publizistik und einem b estimmten kulturellen
Milieu b esaß . Gleichzeitig wird sichtb ar, dass ak-
tuelle Streitfragen innerhalb der Friedensbewe-
gung auch damals b ereits auf der Tage sordnung
standen . In der Vorstellung Gerlachs , der auch im
Rat des Internationalen Friedensbüro s aktiv war,
konnte eine internationale Rechtsgemeinschaft
der Völker nur B e stand hab en, wenn sie mit einer
Armee gegen mögliche Rechtsbrecher ausgestat-
tet war. D enno ch blieb auch seine Po sition nicht
ohne Brüche . Im Mai 1 9 3 2 b ekannte er in einem
Leitartikel in der »Weltbühne« er hab e sich geirrt,
als er 1 9 2 1 auf der Hauptversammlung der D eut-
schen Friedensgesellschaft einen Antrag be-
kämpfte , der die Ab schaffung der Reichswehr
forderte , denn − so Gerlach 1 9 3 2 − »dem Üb el
muss man an die Wurzel gehen . Die Wurzel ist die
Reichswehr« . Für eine deutsch-franzö sische Ver-
ständigung waren in den 1 9 2 0er Jahren auch die
deutsche Sektion des Internationalen Versöh-
nungsbunde s, die Internationale Frauenliga für
Frieden und Freiheit und p azifistische Katholi-
ken aktiv, fanden ab er aufgrund ihrer organisato-
rischen und politischen Schwäche mit Ausnah-
me einzelner katholischer Jugendtreffen kaum
öffentliche Re sonanz .
Guido Grünewald, In tern. Sprecher der DFG- VK
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als ihn die Nachricht erreichte , die deutschen
Truppen hätten b ereits die b elgische Grenze üb er-
schritten . Seine Rückkehr nach D eutschland über
die Niederlande war ihm nur unter großen Schwie-
rigkeiten möglich .

Zurück in B erlin musste Gerlach fe ststellen,
dass der Kriegstaumel selb st solche Mitglieder sei-
ner Partei erfasst hatte , denen er bisher politische
Vernunft zugetraut hatte . Wie Gerlach in seinen Er-
innerungen b erichtet, »legten sie mir als Vorsitzen-
den . . . eine Erklärung zur Unterzeichnung vor, in
der von

>
dem uns aufgezwungenen Kriege

<
die Re-

de war. Ich verweigerte meine Unterschrift, da ich
mit meinem Namen keinen Schwindel decken
wollte . « Unter solchen Umständen legte Gerlach
keinen Wert darauf, die D emokratische Vereini-
gung zu b esonderen Aktivitäten anzuregen . Die
D emokratische Vereinigung blieb denn auch für
die D auer des Kriege s völlig untätig. Ihr Organ »D as
Freie Volk« , das den von Gerlach abgelehnten Auf-
ruf aus dem Geiste des »Burgfriedens« am 8 . August
1 9 14 veröffentlichte , stellte mit diesem Tag sein Er-
scheinen ein .

Im Zeichen des B elagerungszustandes sah sich
j edweder kritische Journalismu s durch unsinnige
und schikanö se Maßnahmen des Kriegspresseam-
tes und der Stellvertretenden Generalkommando s
b ehindert, und so musste Gerlach von nun an seine
Zeitung »Die Welt am Montag« zwischen Zensurge-
fahren und Verbotsdrohungen hindurchsteuern,
um seinen Le sern wenigstens ein Minimum an re a-
litätsnaher B erichterstattung üb er die Kriegslage
zu gewährleisten . In der Tat gelang es ihm vielfach,
die B ehinderungen ge schickt zu unterlaufen o der
zu umgehen .

Gerlach gehörte zu den Gründern und aktivsten
Mitarb eitern des Bunde s »Neues Vaterland« , der im
Novemb er 1 9 14 ins Leben trat, um den seit Kriegs-
b eginn ins Kraut schießenden deutschen Siegfrie-
densphantasien und alldeutschen Annexionsge-
lüsten mit dem Programm eines » anderen« , fried-
fertigen D eutschland entgegenzuwirken und der-
ge stalt die Identität eines auf gemeinsame humane
und kulturelle Werte gegründeten Europ a wieder-
herstellen zu helfen . Gerlachs B eteiligung am Bund
Neues Vaterland markiert seinen definitiven An-
schluss an den organisierten Pazifismus . Von An-
fang an begegnete er der offiziellen deutschen Ver-
sion von der deutschen Unschuld am Kriegsau s-
bruch mit äußerster Skep sis .

D er Bund , der mit Antikriegskundgebungen,
Eingab en an Reichskanzler und Reichstag und mit
Flugschriften hervortrat, war immer wieder Verfol-
gung seitens der Militärb ehörden durch B e spitze-
lung, Verhaftungen, Hausdurchsuchungen und B e-
schlagnahmen ausgesetzt, bis er Anfang 1 9 1 6 auf-
grund eines für die D auer des Krieges geltenden
Verbote s seine Tätigkeit einstellen musste . Jedo ch
hatte die kurze Zeit seine s B e stehens au sgereicht,
um das neutrale wie das so genannte feindliche

Ausland auf ihn aufmerksam werden zu lassen . D a-
für hatten seine Druckwerke gesorgt, die üb er das
neutrale Au sland in die Hände franzö sischer und
britischer Ge sinnungsgeno ssen gelangten, aber
auch direkte Kontakte , so mit Romain Rolland in
de ssen Kriegsexil in der Schweiz .

Vertrauen zu radikale(re)m Pazifismus

Sp äte stens j etzt wurde Gerlachs Name auch in
p azifistischen Kreisen Frankreichs b ekannt, und
mehr als der herkömmlichen deutschen Friedens-
b ewegung unter der Führung eine s au s franzö si-
scher Sicht allzu angep assten und kompromissb e-
reiten Ludwig Quidde brachten franzö sische Pazi-
fisten Gerlach und einem mit ihm und seinesglei-
chen verbundenen radikaleren Pazifismus neuen
Stils Vertrauen entgegen . B ereits hier wurde , wenn
auch zunächst bloß virtuell, der Grund gelegt für
den nach Kriegsende in Gang kommenden engen
Austau sch mit der franzö sischen Liga für Men-
schenrechte (der »Ligue française de s droits de
l'homme et du citoyen«) , die längst p azifistische
Ziele in ihr Programm aufgenommen hatte , freilich
ohne während de s Krieges die mehrheitliche Linie
de s Ju squ ' aub outismus preiszugeb en .

Quidde an der Spitze der D eutschen Friedensge-
sellschaft hatte wegen vermeintlicher o der tatsäch-
licher Zuge ständnisse an die offizielle deutsche
Kriegszielpolitik und wegen seiner unklaren Hal-
tung gegenüb er der Verletzung der belgischen
Neutralität das Vertrauen der franzö sischen Pazifis-
ten für lange Zeit verspielt. D aran änderte nichts,
dass Quidde dem Bund Neues Vaterland als de ssen
Mitglied oft vorzügliche Dienste geleistet hatte .
Ganz anders das Verhältnis der Franzo sen zu Ger-
lach ! Ihn und andere radikale deutsche Pazifisten
vom Schlage Georg Friedrich Nicolais und Otto
Lehmann-Rußbüldts hätten die Führer der franzö-
sischen Friedensb ewegung lieb er an der Spitze ei-
ner nach Kriegsende zu reorganisierenden D eut-
schen Friedensgesellschaft ge sehen, hatten do ch
Nicolai und Lehmann-Rußbüldt aus ihrer Kritik an
Quidde keinen Hehl gemacht.

E s waren de shalb nicht Quidde und das weitere
Führungspersonal aus dem Traditions- und Hono-
ratiorenp azifismus der D eutschen Friedensge sell-
schaft, die es nach dem Ende de s Weltkriege s wa-
gen konnten, die zerrissenen Fäden mit der franzö-
sischen Friedensbewegung neu zu knüpfen . Nach-
dem Harry Graf Ke ssler vorangegangen war, waren
es nun − um die Jahre swende 1 9 2 1 /2 2 − Gerlach,
Nicolai, Lehmann-Rußbüldt und Robert René
Kuczynski, die mit einem B esuch in Paris einen
Neuanfang in den deutsch-franzö sischen Pazifis-
tenb eziehungen in die Wege leiteten . Und e s waren
auf beiden Seiten nicht die traditionellen p azifisti-
schen Vereinigungen, denen die Üb erwindung de s
Hasses und der Sprachlo sigkeit zugetraut wurde .
Vielmehr gelang dies schließlich der franzö sischen
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Menschenrechtsliga und dem Bund Neues Vater-
land . Zwischen diesen b eiden Organisationen ent-
stand sofort so viel Vertrauen und Symp athie , dass
sie sich mit einem gemeinsamen Manife st an die
D emokraten beider Länder wandten . D er Bund
Neue s Vaterland b e schlo ss wenig sp äter seine Um-
benennung in »D eutsche Liga für Menschenrech-
te« . Eine wichtige Funktion für die ersten Schritte
auf dem gemeinsamen Weg üb ernahm dab ei der
Präsident der franzö sischen Liga, der Kulturwis-
senschaftler und Kenner der deutschen Literatur,
der Sorb onne-Professor Victor B asch, den Gerlach
zum Freund gewann . Eine nicht minder wichtige
Rolle spielte Louise-Aline Ménard-D orian, die Vize-
präsidentin der franzö sischen Liga. In ihren politi-
schen S alon in der Pariser Rue de la Faisanderie lud
Madame Ménard-D orian zu j ener »ersten deutsch-
franzö sischen Aussprache« ein . Gerlach erinnerte
sich sp äter: »Nach der ersten halb stündigen Unter-
redung mit ihr wu ssten wir b eide : Wir gehören zu-
sammen . Mit der ihr eigenen stillen Energie wid-
mete sie der deutsch-franzö sischen Annäherung
von nun an das b este ihrer Kraft. « In diesem »Hôtel
p articulier« sollte Gerlach in der Folgezeit no ch de s
öfteren wohnen und » alle hervorragenden Politi-
ker, Schriftsteller und Gelehrten« des zeitgenö ssi-
schen Frankreich kennenlernen, denn die Gastge-
berin, »Freidenkerin, Sozialistin, Pazifistin« , war
zwar »eine Frau ohne Stimmrecht« , ab er »trotzdem
Mittelpunkt politischen Geschehens« . Gerlach er-
innerte sich Jahre nach ihrem To d mit D ankb arkeit
eine s Vorgangs , der ihm ein ihn bewegendes B ei-
spiel ihrer warmherzigen Höflichkeit, ihrer »poli-
te sse de cœur« geliefert hatte .

Wieder Jahre sp äter waren die B eziehungen b ei-
der Ligen b ereits so gefe stigt, dass e s zu einem Red-
neraustau sch mit herau sragenden Persönlichkei-
ten aus den Menschenrechtsligen der b eiden Län-
der kam . D er Auftritt der Redner in Frankreich und
D eutschland fand im Jahre 1 9 2 4 statt, einem Jahr,
dem ein aufregende s, dramatische s , katastrophen-
reiches Jahr vorau sgegangen war. Oft genug waren
die se öffentlichen Redeveranstaltungen von B e-
kundungen chauvinistischen Hasse s b egleitetet, so
j ene von Victor B asch, der es sich bei seinem Auf-
treten in Potsdam nicht hatte nehmen lassen, auf
die spezielle B edeutung der Stadt für die militaristi-
sche , kriegerische Tradition Preußens hinzuwei-
sen, und damit wütende Proteste der Weimarer
Rechten auslö ste . Gerlach nahm im selb en Jahr
mehrmals an Wahlkampfveranstaltungen der klas-
sischen linksbürgerlichen Partei Frankreichs , der
Radikalsozialisten, als Redner teil, so dass er an de-
ren Wahlerfolg, der Edouard Herriot an die Spitze
der Regierung brachte , in wenn auch be scheiden-
stem Maße seinen Anteil haben mochte .

In D eutschland dagegen war seine Parteizuge-
hörigkeit b ald b eendigt, und dabei sollte es bis ge-
gen Ende der zwanziger Jahre bleib en . D as Kriegs-
ende hatte neb en anderen Neugründungen im

Spektrum der bürgerlichen Parteien Ende 1 9 1 8 die
D eutsche D emokratische Partei (DDP) − im we-
sentlichen eine Fortsetzung der Fortschrittlichen
Volksp artei, do ch auch mit Kräften vom linken Flü-
gel der Nationallib eralen − hervorgebracht. D er
neuen Partei war auch Gerlach b eigetreten und er
hatte ihr die Re ste der D emokratischen Vereini-
gung zugeführt in der Hoffnung, die DDP als die ei-
gentliche Verfassungsp artei von Weimar werde die
Entwicklung und die Festigung der D emokratie in
dem neuen Staat am zuverlässigsten zu ihrem vor-
rangigen Programmziel machen und tatkräftig för-
dern . Ab er b eide , DDP wie Gerlach, wurden einan-
der nicht froh . Mit gewohnter Unb estechlichkeit
nannte Gerlach als Herausgeb er der »Welt am Mon-
tag« b ald manche Zweideutigkeiten und mancher-
lei opportunistische Züge der DDP-Politik b eim Na-
men, so dass sich die Stimmen in der Partei mehr-
ten, die einer Trennung der Partei von ihrem zwar
prominenten, aber unbequemen Mitglied das Wort
redeten . D er in der Partei verbreiteten Stimmung
permanenten Prote ste s gegen Frankreich als
Haupturheber des Versailler Vertrage s b ot er in sei-
nem Blatt kein Forum, wie manche in der Partei e s
vielleicht erwartet hatten . Unter den B e schwer-
den, die in Kreisen der DDP üb er Gerlach in Um-
lauf waren und dem Parteivorstand in großer Zahl
übermittelt wurden, gab e s eine von be sonderer Lä-
cherlichkeit : Gerlach hab e in Straßburg auf einer
öffentlichen Veranstaltung zum Publikum auf fran-
zö sisch gespro chen . D as muss in der hasserfüllten
Atmo sphäre der unmittelb aren Nachkriegszeit auf
manche Gemüter als Skandal gewirkt hab en . Ger-
lach kam schließlich einem Au sschlussantrag zu-
vor und verließ 1 9 2 2 die Partei . Immerhin waren
solche Animo sitäten au s DDP-Kreisen vergleichs-
weise harmlo ser Natur. D enn dass Gerlach die un-
heilvolle deutsche Außenpolitik der Vorkriegszeit
und die damalige Politik der Konservativen nach
dem Krieg erst recht schonungslo s anprangerte
und dass er die junge Republik vor re aktionären
Gefahren warnte , ließ ihn von Anfang an zur Ziel-
scheib e nationalistischer Angriffe werden, auch
solchen, die ihn an Leib und Leb en bedrohten .

Die Gräben in der Friedensbewegung

Innerhalb der Weimarer Friedensbewegung
war Gerlach der linken Mitte zuzurechnen, oder −
um es genauer zu b estimmen − er war auch als
linksdemokratischer Pazifist zu unabhängig, um
sich von einem der Flügel vereinnahmen zu lassen .
Er hielt sich b etont fern vom Kurs Fritz Küsters und
dessen »Westdeutschen Landesverb and« der DFG
und ebenso von Kurt Hillers »Revolutionärem Pazi-
fismus« . Und er ließ sich von keiner der b eiden Sei-
ten für deren Strategien zur Entfernung Quidde s
von der Leitung der D eutschen Friedensgesell-
schaft einsp annen . B ei aller Kritik an Quidde s Kurs
im einzelnen hielt er loyal zu ihm und er b efand
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sich auch an Quidde s Seite , als die mo deraten Kräf-
te der bisherigen DFG-Leitung mit Quidde an der
Spitze 1 9 2 9 demonstrativ ihre Ämter niederlegten,
um gegen die von Küster erzwungene Kursände-
rung zu prote stieren .

Was ihn von Hillers Konzept prinzipiell trennte ,
dürfte vor allem zweierlei gewesen sein : Hillers
a-demokratischer, von die sem als »logokratisch« de-
finierter Elitarismu s und Hillers realitätsblinde
Symp athie für das politische System des jungen
Sowj etstaates . Gegen beide s war Gerlach immuni-
siert durch seine entschiedene Westorientierung
und durch seine entschieden demokratische Ge-
sinnung.

Am Kurs Küsters fand er b edenklich, wie Küster
zwar in der S ache nicht immer zu Unrecht die re-
publiktreuen Parteien, be sonders die SPD , geißel-
te , doch sein Agieren nicht auf das Maß an kon-
struktiver Wirkung hin üb erprüfte . Gerade in sol-
chem Verständnis b erührte Gerlach sich mit Quid-
de s Konzept der Verb andsführung.

Wie Quidde , Hans Wehb erg, Walther Schücking
und andere aus dem Lager de s so genannten organi-
satorischen Pazifismus plädierte Gerlach für einen
effektiven, arbeitsfähigen Völkerbund , den er aber
im Gegensatz zu Quidde mit einer starken Exekuti-
ve und mit einer b ewaffneten Macht, das heißt mit
einer Völkerbundsarmee au sge stattet sehen woll-
te , damit die potenziellen oder re alen Friedensbre-
cher der Zeit wirksam in ihre Schranken verwie sen
o der abgeschreckt werden könnten . Ganz im Sinne
de s herkömmlichen bürgerlichen Pazifismus der
Vorkriegszeit b ej ahte er die Legitimität demokrati-
scher Staaten zur Selb stverteidigung im Falle un-
provozierter Angriffe , wandte sich ab er wie alle
Weimarer Pazifisten gegen antirepublikanische
Vorgänge in der Reichswehr und gegen alle Ten-
denzen der Reichswehr zu offener und heimlicher
Rüstung. Quidde s b esorgter Mahnung, die Reichs-
wehr müsse ihre den Versailler Vertrag verletzen-
den Rüstungstreibereien schleunigst einstellen,
b ot Gerlach 1 9 2 4 eine Tribüne in seiner »Welt am
Montag« mit der Veröffentlichung de s Furore ma-
chenden Artikels »Die Gefahr der Stunde« .

Gegen Ende der Weimarer Republik entschlo ss
Gerlach sich ein letztes M al zu p arteipolitischem
Engagement. Als Reaktion auf die immer deutliche-
re Entwicklung der DDP nach rechts fand sich eine
Reihe ihrer Mitglieder vom linken Parteiflügel in ei-
ner »Vereinigung unabhängiger D emokraten« zu-
sammen, blieb aber vorerst no ch in der Partei . Die
weitere Entwicklung, die üb er das Scheitern einer
Quasi-Fusion der Partei mit dem rechtslastigen,
mehr o der weniger manifest antisemitischen
»Jungdeutschen Orden« 1 9 3 0 zur Selb stauflö sung
der DDP und zur Gründung der »D eutschen Staats-
p artei« führte , veranlasste die DDP-Dissidenten
zum definitiven B ruch mit der Partei und zur Grün-
dung der »Radikaldemokratischen Partei« (RDP) ,
für die Quidde sich als Üb ergangsvorsitzender zur

Verfügung stellte . Gerlach schlo ss sich ihr an, wie
Quidde wahrscheinlich ohne große Zuversicht in
ihren Erfolg. Tatsächlich erwies sich die RDP in der
kommenden Reichstagswahl, an der sie sich b etei-
ligte , als Splitterp artei . D as Ereignis des 3 0 . 1 . 1 9 3 3
b edeutete auch für die se Partei das endgültige Aus,
für ihre Anhänger den B eginn ihrer Verfolgung.

Um die Jahre swende 1 9 3 2/3 3 b efand Gerlach
sich ab ermals auf einer mit der franzö sischen Men-
schenrechtsliga vereinb arten Redetournee quer
durch Frankreich, auf der er sich wieder einmal ab-
mühte , die politische Lage in D eutschland zu erläu-
tern . Eine Stimmung von Mordlust lag in der Luft,
wie er b emerkte , als er nach B erlin zurückkehrte ,
und die von der extremen Rechten ausge stoßenen
Morddrohungen galten auch ihm . D ass sein Namen
längst auf den Pro skriptionslisten der künftigen
Machthab er stand , b edeutete nach dem 3 0 . Januar
1 9 3 3 , erst recht nach dem Reichstagsbrand und
nach den Reichstagswahlen vom 5 . M ärz für Ger-
lach unmittelb are Lebensgefahr. Aus einem gehei-
men Unterschlupf in B erlin gelangte er auf ab en-
teuerlichen Fluchtwegen Mitte April 1 9 3 3 nach Pa-
ris , wo er von Victor B asch bereits mit wichtigen
Aufträgen erwartet wurde . E s stand sofort fe st, dass
ihm seine Reputation und seine Integrität eine b e-
deutende Rolle für das demokratische deutsche
Exil zuweisen würden . E s unterstreicht das Au s-
maß der auch j etzt no ch b estehenden Gefahr für
Leib und Leb en Gerlachs , zugleich die Wertschät-
zung, die er in Frankreich erfuhr, dass in franzö si-
schen Regierungskreisen erwogen wurde , ihn vor
Nazi-Attentaten zu schützen . Gerlach fiel nun die
Aufgab e zu , an der Spitze de s alsb ald errichteten
»service allemand« in der Pariser Rue Jean D olent
Hilfe für demokratische Flüchtlinge aus D eutsch-
land zu organisieren und ihnen die Situation de s
Gastlande s verständlich zu machen .

In seinem Pariser Exil hatte Gerlach, j etzt unter
drastisch veränderten B edingungen, gewisserma-
ßen seine politische Aufklärungsarb eit von
D eutschland nach Frankreich verlegt. D as ge schah,
indem er, sei e s auf Vortragsreisen bis tief in die
franzö sische Provinz, sei e s in der Hoffnung, so
auch politische Kreise Frankreichs zu erreichen, in
der deutschsprachigen Exilpresse vor Leichtgläu-
bigkeit gegenüb er Hitlers Friedensb eteuerungen
und vor einem die politischen Realitäten ignorie-
renden Pazifismu s warnte . D as hohe Ansehen, das
Gerlach b esonders innerhalb der nichtkommuni-
stischen Linken geno ss , mo chte ihn hoffen lassen,
er könne mit seinen Warnungen deutlicher wer-
den, als e s manchen anderen deutschen Exilgästen
möglich gewesen wäre .

E s dauerte nicht lange allzu lange nach B eginn
seine s Exils , bis Gerlach sich in die innerfranzö si-
sche Diskussion üb er den Umgang mit Hitler-
D eutschlands einmischte . Sorgenvoll b eob achtete
er die nach seiner Üb erzeugung von Go ebb els au s-
gehenden Anstrengungen, im Rahmen deutsch-
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franzö sischer Jugendb egegnungen um Vertrauen
für das neue D eutschland zu werb en . E s entging
ihm nicht, dass solche Unternehmungen b ei ah-
nungslo sen und politisch naiven Franzo sen, gera-
de b ei solchen mit p azifistischen Üb erzeugungen,
Erfolge zu erzielen drohten . Gerlach wagte , was
kaum andere deutsche Linksintellektuelle im Exil,
außer vielleicht no ch Heinrich Mann, wagen konn-
ten, nämlich mit einem franzö sischen Apologeten
des NS-Regimes auf öffentlicher Szene die Klinge
zu kreuzen . Gerlach setzte seine Kontroverse mit
Louis Thomas anschließend im »Pariser Tageblatt«
fort. D as alle s waren gewissermaßen Abwehrmaß-
nahmen gegenüb er einer »collab oration avant la
lettre« . Gerlachs Artikel im »Pariser Tageblatt« ver-
deutlichen nahezu ausnahmslo s die doppelte In-
tention seiner j ournalistischen Exiltätigkeit: einer-
seits in das franzö sische Gastland , andererseits in
das demokratische Exil hineinzuwirken . Ange-
sichts der Aggressionsb ereitschaft der neuen Dik-
taturen − Gerlach dachte natürlich in erster Linie
an Hitler-D eutschland − erkannte er die Gefahr, die
Verteidigungsfähigkeit der we stlichen D emokrati-
en könne durch einen in Frankreich und England
B o den gewinnenden integralen Pazifismu s in Fra-
ge gestellt werden . An Milly Zirker, seine enge Ver-
traute , schrieb er im Juni 1 9 3 5 : »Ihre Verzweif-
lungsstimmung wegen England begreife ich und
teile ich . Ab er wir Emigranten können wenigstens
in Frankreich etwas tun, um einen Dreibund Lon-
don-Paris-B erlin zu verhindern . . . «

Einen weiteren thematischen Schwerpunkt von
Gerlachs Exilj ournalistik im »Pariser Tageblatt« bil-
deten Üb erlegungen, mit denen er das Scheitern
der Weimarer Republik zu erklären suchte . In der
widerspruchslo sen Hinnahme der Legende von
der deutschen Kriegsunschuld sah er eine folgen-
schwere Selb stschwächung der Weimarer Repub-
lik. Sein Fazit darau s formulierte er so : » So entstand
j enes Hell-Dunkel in den Gehirnen des deutschen
Volkes , das den Nationalisten ab 1 9 1 9 die Möglich-
keit gab , eine immer stärkere Prop aganda zu trei-
ben. « D er Revanchegedanke in den Köpfen der
D eutschen sei eine wirksame Wahlhilfe für Hitler
gewesen . Aus Anlass seiner zustimmenden B e spre-
chung von Alb ert Grze sinskis Erinnerungen b e-
nannte er als weitere Ursache für den Zusammen-
bruch de s Weimarer Staates die von der Sozialde-
mokratie in der Situation des Neub eginns 1 9 1 8/ 1 9
und seither gezeigte Nachsicht mit dem großagra-
rischen Junkertum und gegenüb er der Reichs-
wehr: »Die Verantwortung für den Untergang der
Republik [ . . . ] tragen die No ske und Eb ert, die den
Hauptfeind immer links sahen und deshalb den b e-
waffneten Schutz der Republik Antirepublikanern
anvertrauen zu dürfen glaubten . «

Für solche Versuche einer frühen B ilanz de s ge-
scheiterten Proj ekts deutscher D emokratie dürfte
Gerlach eine franzö sische Rezeption wohl nur auf
eine allenfalls sehr vermittelte Weise erwartet ha-

b en . Vorstellb ar ist sie im Rahmen seines ständigen
Gedankenaustau schs mit seinen Freunden in der
franzö sischen Menschenrechtsliga. D as galt, wie
sich vermuten lässt, ebenso für Gerlachs publizisti-
sche B eiträge zugunsten de s Rettet-O ssietzky-Unte-
mehmens , für das er als Inspirator, Organisator und
Motor wirkte .

Nach seiner Rückkehr aus der franzö sischen
Provinz nach Paris im Juli 1 9 3 5 b eteiligte Gerlach
sich sofort an den Diskussionen, die der Gründung
einer deutschen Volksfront im Exil dienen sollten .
Wie weit seine Überzeugung reichte , das Proj ekt
verdiene tatsächlich Unterstützung von seiner Sei-
te , darüb er lassen sich nur Vermutungen anstellen .

Für seine durch viele aufreib ende Aktivitäten
des Exils ge schwächte physische Verfassung brach-
te Gerlachs Schweizer Kuraufenthalt in der Nähe
Emil Ludwigs keine wirkliche Gene sung. Sein für
seine Freunde dann doch unerwarteter Herzto d
am 1 . August 1 9 3 5 , dessen unmittelb are Zeugin Mil-
ly Zirker war, wurde innerhalb des deutschen Exils
mit B estürzung und tiefer Trauer aufgenommen . Er
fand üb er Exilkreise weit hinaus B eachtung in
Frankreich, wie die zahlreichen B erichte in der
franzö sischen Presse üb er deren ganzes politi-
sches Spektrum hinweg b ezeugten . D as Aufsehen,
welche s das Ereignis erregte , spiegelte sich auch in
der Reaktion der Pariser Polizei wider, die , wohl
noch unter dem Eindruck der Entführungsaffäre
B erthold Jacob s und der B eihilfe de s Nazi-Agenten
Hans Wesemann, eine Obduktion von Gerlachs Lei-
che veranlasste , um Klarheit üb er Gerlachs natürli-
chen To d zu gewinnen .

Gerlachs B eisetzung am 9 . August 1 9 3 5 ge stalte-
te sich als alles Vorausgegangene ab schließende
und b ekräftigende Szene zu einem Akt hoher sym-
b olischer Wirkung, indem sie Gerlachs Lebens-
werk für D emokratie , Frieden und deutsch-franzö-
sische Freundschaft no ch einmal sinnfällig mach-
te . D er traurige Anlass führte auf dem Pariser Fried-
hof »Pere Lachaise« eine große Trauerversamm-
lung zu sammen − deutsche Emigranten, deren
Empfindungen von Respekt und D ankb arkeit für
den Verstorb enen Rudolf Breitscheid und Georg
B ernhard Au sdruck gab en, und franzö sische
Freunde und Verehrer Gerlachs aus der nichtkom-
munistischen Linken, zu deren Sprecher sich Vic-
tor B asch machte . Gerlachs Ende im Exil nach ei-
nem derart b ewegten politischen und j ournalisti-
schen Leb en hätte wohl das Urteil »tragisch« ge-
rechtfertigt. D o ch der üb er Stärken und Schwä-
chen seines Volke s nie anders als skeptisch, nüch-
tern und illu sionslo s sprechende und schreibende

Journalist und Politiker Gerlach, ein ganz und gar
unp athetischer Mensch, hätte es selb er vielleicht
am wenigsten angeme ssen gefunden, wäre der Ab-
schluss seine s Leb ensgange s als tragisch b ezeich-
net worden .

Prof. Dr. Karl Holl ist emeretierter Historiker.
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distanzieren . B ischof Hub er hat die s getan, indem
er in seiner Laudatio aus einem Brief zitiert hat, den
er Anfang 2 0 04 − nur wenige Monate nach seiner
Wahl zum EKD-Ratsvorsitzenden im Novemb er
2 0 0 3 − an Altbundeskanzler Helmut Schmidt zu
dessen 8 5 . Geburtstag ge schrieb en hatte . Ich zitie-
re die entsprechende Passsage aus Hub ers Laudatio
auf Eppler vom 3 1 . Janu ar:

»D ass Erhard Eppler in den frühen achtziger Jah-
ren die Kritik am D oppelbe schluss der Nato an-
führte , ist eb enso wenig zu leugnen wie die Tatsa-
che , dass dieser D oppelbe schluss im Rückblick für
die Vorb ereitung der europ äischen Wende sein
Gutes hatte . Ich selb st habe das aus Anlass de s 8 5 .
Geburtstags von Helmut Schmidt in einem Brief an
ihn − leicht fiel mir das nicht − folgendermaßen for-
muliert : Als Sie Ende der siebziger Jahre den Nato-
D oppelb eschlu ss anregten, gehörte ich selb er zu
denen, die meinten, der Sicherheit der Bundesre-
publik und Europ as und dem Weltfrieden sei b es-
ser durch einen Verzicht auf die Nachrüstung mit
Mittelstreckenraketen gedient. Im Rückblick kann
man nicht verkennen, welchen B eitrag der Nato-
D oppelb eschluss zur Entwicklung der achtziger

Jahre geleistet hat, an deren Ende die Teilung
D eutschlands und Europ as üb erwunden werden
konnte . Im Rückblick urteilen wir üb er die Ge-
schichte anders , als wir sie im Vorblick antizipie-
ren . D arüb er, wie die Entwicklung ohne den Nato-
D oppelb eschluss verlaufen wäre , wissen wir
nichts . D ass er daran mitgewirkt hat, in Europ a ei-
nen Frieden in Freiheit zu sichern, wussten nicht
einmal die , die sich so vehement für ihn einsetzten .
Die einen wie die anderen hab en zu Selb stgerech-
tigkeit keinen Grund . D ass e s anders kam, als wir
damals dachten, gehört zu den größten Glücksmo-
menten unseres Lebens . «

Ich hoffe sehr, dass die se Einschätzung de s Rats-
vorsitzenden der EKD nicht das letzte Wort in die-
ser S ache ist, und dass Bischof Huber aus unserer
Kirche kräftigen Widerspruch erfährt − auch mit
Hinblick auf die neue Friedensdenkschrift der
EKD , die derzeit erarb eitet wird .

Preiswürdig oder selbstverständlich?

Und nun komme ich zum Anlass der heutigen
Veranstaltung :

E s ist mir eine große Freude , heute hier die Lau-
datio auf M aj or Florian Pfaff, den diesj ährigen Trä-
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Andreas Zumach

»Eigentlich sollte diese Veranstaltung
überflüssig sein! «
Laudatio auf Maj or Florian Pfaff

ehr geehrter Preisträger Florian Pfaff, sehr
geehrte Anwesende , liebe Schwe stern und

Brüder.
Ich freue mich sehr, heute hier so viele Men-

schen zu sehen, die ich zum Teil b ereits seit fast 3 0
Jahren kenne aus der Friedensarb eit innerhalb und
außerhalb der Evangelischen Kirche . Einige sind
dab ei, die auch am 1 0 . Oktob er 1 9 8 1 b ei der großen
Friedenskundgebung auf der B onner Hofgarten-
wiese waren, wo wir gemeinsam gegen »Geist, Lo-
gik und Politik« der atomaren Ab schreckung de-
monstriert hab en . Und ich freue mich ganz b eson-
ders , dass der wichtigste Redner j ener B onner
Kundgebung − wichtig sowohl mit Blick auf die in-
nerkirchliche Friedensdeb atte wie mit Blick auf
die damalige Diskussion im politischen Raum −
heute anwesend ist : Erhard Eppler, der Schirmherr
de s »Amo s«-Preise s . Erhard Eppler hat innerhalb
der damals regierenden SPD zunächst au s einer
Minderheitenpo sition heraus den Widerspruch
zum Nato-D oppelbe schluss und zur Nachrü stung
mit Atomraketen fomuliert und angeführt, und er
war in dieser Frage der wichtigste Kontrahent zu
Bundeskanzler Helmut Schmidt. Erhard Eppler hat
sehr wichtige Spuren gelegt für das Engagement
von Christinnen und Christen für Frieden, Gerech-
tigkeit und die B ewahrung der Schöpfung. Ich erin-
nere unter anderem an sein Buch »Wege aus der Ge-
fahr« und seine Unterscheidung zwischen qualita-
tivem und qu antitativem Wachstum − die im Rück-
blick geradezu revolutionär erscheint .

Bischöfliche Peinlichkeiten

Weil Sie heute alle hier sind , mö chte ich gerne et-
was in eigener S ache sagen − oder b esser: in unse-
rer eigenen S ache , wenn Sie mir diese Vereinnah-
mung gestatten − , bevor ich zum eigentlichen An-
lass die se s Tage s und zum Preisträger komme .

Erhard Eppler ist vor einigen Monaten 8 0 Jahre
alt geworden, wozu ich ihm von hier aus herzlich
gratuliere . B ei einer öffentlichen Veranstaltung zu
Epplers 8 0 . Geburtstag am 3 1 . Januar in B erlin hat
der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
D eutschland , der B erliner BischofWolfgang Huber
die Laudatio gehalten . Hub er hat es für richtig und
notwendig gehalten, sich au sgerechnet b ei die ser
Geburtstagsfeier für Erhard Eppler öffentlich von
seiner früheren Kritik am Nato-D oppelb echluss
und der atomaren Nachrüstung der 8 0er Jahre zu
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ger des Amo s-Preises halten zu dürfen . Und ich b e-
danke mich b ei den Trägerinnen und Trägern die-
se s Preises für die ehrenvolle Aufgab e , diese Lauda-
tio zu halten .

Ab er eigentlich sollte die se Veranstaltung üb er-
flüssig sein . D enn was hat der Preisträger üb er-
haupt preiswürdiges getan?

Maj or Pfaff, seit üb er 3 0 Jahren »Staatsbürger in
Uniform« in einer p arlamentarischen D emokratie ,
hat eine Gewissensentscheidung getroffen, eine
» an den Kategorien von

>
Gut

<
und

>
B ö se

<
orientierte

Gewissensentscheidung« , wie es im Urteil des Bun-
desverwaltungsgerichst vom 2 1 . Juni 2 0 0 5 heißt.
M aj or Pfaff hat sich an das durch die Uno-Charta de-
finierte Völkerrecht gehalten, an die deutsche Ver-
fassung und an das Soldatengesetz; Maj or Pfaff hat
die au sdrückliche , aber skandalö s rechtswidrige
Aufforderung seiner militärischen Vorge setzten,
sich an dem völkerrechtlichen Verbrechen de s
Irak-Krieges von 2 0 0 3 zu b eteiligen, nicht b efolgt.

Eigentlich ist das Verhalten von Florian Pfaff ei-
ne Selb stverständlichkeit. Eine Selb stverständlich-
keit, die die Regel sein sollte unter den 2 4 0 . 0 0 0
deutschen Staatsbürgern in Uniform . Eine Selb st-
verständlichkeit, die eigentlich keiner b esonderen
Erwähnung b edürfte , ge schweige denn eine s Prei-
se s .

D o ch leider ist das Verhalten von Pfaff eine Aus-
nahme , eine allzu seltene Ausnahme in der heuti-
gen Bundeswehr. Als Soldat nicht gegen das Völker-
recht, die deutsche Verfassung und das Soldatenge-
setz zu verstoßen, erfordert heutzutage b e sonde-
ren Mut und B eharrlichkeit. Ich bin daher sehr froh
darüb er, dass die Offene Kirche Württemb erg Ma-
j or Pfaff für seine Zivilcourage heute mit dem
Amo s-Preis auszeichnet, und dass er im D ezemb er
letzten Jahres bereits die C arl-von-O ssietzky-Me-
daille der Internationalen Liga der Menschenrech-
te erhalten hat. Die se b eiden Auszeichungen sind
hoffentlich ein kleiner Ausgleich für die Schikanen
und die Diskriminierung, denen der Preisträger
weiterhin ausge setzt ist − trotz und üb er andert-
halb Jahre nach dem Urteil, mit dem ihm das Bun-
desverwaltungsgericht in sämtlichen Streitpunk-
ten mit seinen militärischen Vorgesetzen vollum-
fänglich Recht gegeb en hat. Dieses Urteil ist üb er
den konkreten Streitfall Pfaff hinaus von epo chaler
B edeutung. D enn :

D as Urteil b eschränkt die Zulässigkeit für den
Auslandseinsatz der Bundeswehr und für militäri-
sche Gewaltanwendung strikt und eindeutig auf
die b eiden in der Uno-Charta vorge sehenen Fälle :
Erstens die individuelle o der kollektive Selb stver-
teidigung nach Artikel 5 1 der Charta. Und zweitens
die vom Uno-Sicherheitsrat ausdrücklich manda-
tierte Anwendung militärischer Mittel bei einem
»Bruch o der b ei der B edrohung de s Friedens und
der internationalen Sicherheit« gemäss Kapitel 7
der Charta. Wörtlich heisst e s in dem Urteil : »Ein
Staat, der sich − aus welchen Gründen auch immer

− ohne einen solchen Rechtfertigungsgrund üb er
das völkerrechtliche Gewaltverb ot der UN-Charta
hinwegsetzt und zur militärischen Gewalt greift,
handelt völkerrechtswidrig . Er b egeht eine militä-
rische Aggre ssion . « D amit ist der anglo-amerikani-
sche Irakkrieg von 2 0 0 3 eindeutig als völkerrecht-
widriger Angriffskrieg klassifiziert.

Mit Blick auf die umfangreichen Unterstüt-
zungsleistungen der Bundesrepublik D eutschland
für die sen völkerrechtswidrigen Irak-Krieg − unter
anderem anderem in Form von Üb erflug- und Nut-
zungsrechten o der der B ewachung amerikani-
scher Kasernen − heißt e s in dem Urteil unmissver-
ständlich : »Eine B eihilfe zu einem völkerrechtli-
che s D elikt ist selb st ein völkerrechtliche s D elikt. «
Die rot-grüne Bundesregierung hatte seinerzeit
trotz all ihrer verb alen Kritik an dem Irak-Krieg
sämtliche Wünsche der Bush-Administration zur
B eihilfe für die sen Krieg erfüllt. Rot-grüne Politi-
ker − darunter gestandene Juristen wie der SPD-In-
nenpolitiker Dieter Wiefelspütz − rechtfertigten
die se B eihilfe zum Krieg damals mit der B ehaup-
tung, bilaterale Abkommmen mit den USA sowie
das Nato-Truppenstatut ließen eine Verweigerung
die ser B ehilfe zum Irak-Krieg rechtlich nicht zu .
Diese Zwecklüge wiesen die Bunde sverwaltungs-
richter eindeutig zurück mit dem klaren Hinweis ,
dass die B eachtung des Völkerrechts und der deut-
schen Verfassung im Zweifelsfall immer Vorrang
hab e vor der Erfüllung bilateraler o der multilatera-
ler Abkommen mit anderen Staaten .

Mit dem hö chstrichterlichen Urteil wurde der
Ermessensspielraum für Soldaten erheblich erwei-
tert. Wenn ein Soldat auch nur Zweifel an der Recht-
mäßigkeit einer militärischen Intervention hat,
und wenn er in einem solchen Fall glaubwürdig ei-
nen Gewissenskonflikt darlegen kann, muss er B e-
fehlen nicht gehorchen, durch deren Ausführung
er diese militärische Intervention unterstützen
würde .

Pflichtstoff für die Grundausbildung

Dieses epo chale Urteil eine s höchsten Gerich-
te s der Bundesrepublik D eutschland gehörte ei-
gentlich als Pflichtstoff in die die Grundausbildung
eine s j eden deutschen Soldaten . Stattdessen wird
der Leipziger Richterspruch bis heute von der mili-
tärischen Führung und vom Verteidigungsministe-
rium gegenüb er den Soldaten unterschlagen . »In
der gesamten Bundeswehr herrscht hinsichtlich
der C au sa Pfaff ein geradezu ohrenbetäubende s
Schweigen« , b erichtete Jürgen Ro se , selb er Ob erst-
leutnant der Bundeswehr, in seiner Laudatio auf
M aj or Pfaff b ei der Verleihung der Carl-von-O ssietz-
ky-Medaille im letzten D ezemb er. Totschweigen,
Aussitzen und den Soldaten Pfaff selb st mundtot
machen laute die D evise in der Bundeswehr. Nach
dem Urteil de s Bundesverwaltungsgerichts stünde
M aj or Pfaff eigentlich eine Kompensation zu für
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die rechtswidrigen disziplinarischen Massnah-
men, die seine Vorgesetzten nach seiner Dienstver-
weigerung während des Irakkrieges im Jahr 2 0 0 3
gegen ihn ergriffen hatten . D o ch stattdessen wird
Maj or Pfaff die von ihm b eantragte so genannte
»laufb ahnrechtliche Schadlo sstellung« mit der ab-
surden B egründung verweigert, er selb st hätte j a
den Anlass gegeb en für die Ermittlungs- und Ge-
richtsverfahren . Tatsächlich liegt der Ursprung für
die juristischen Auseinandersetzungen zunächst
vor dem Truppendienstgericht Nord in Münster
und dann vor dem Bunde sverwaltungsgericht in
den kriminellen Unterstützungshandlungen der
damaligen rot-grünen Regierung und der Bunde s-
wehrführung für den völkerrechtswidrigen An-
griffskrieg gegen Irak.

Skandalö s sind auch die B egründungen, mit de-
nen das Personalamt der Bundeswehr Maj or Pfaff
die ihm längst zustehende B eförderung verwei-
gert. E s b estünden »b egründete Zweifel an Pfaffs
uneinge schränkter persönlichen Eignung und B e-
fähigung« , einem höheren Dienstgrad gerecht zu
werden . Und zweitens sei Maj or Pfaff au s den vom
Bundesverwaltungsgericht anerkannten Gewis-
sensgründen, mit denen er eine Unterstützung des
völkerrechtswidrigen Irak-Krieg verweigert hatte ,
nur »eingeschränkt verwendungsfähig« . Im Klar-
text heißt das : Wer als Soldat seinem Gewissen folgt
und sich an Völkerecht, Verfassung und das Solda-
tengesetz hält, ist in der Bunde swehr fehl am Platz .
Gefragt ist Kadavergehorsam .

Die se s Verhalten der militärischen Führung, die
vom Verteidigungsminiserium abgesegnet wurde
und politisch zu verantworten ist, spricht allen öf-
fentlichen Äußerungen Hohn, mit denen etwa der
Generalinspekteur der Bundeswehr, Wolfgang
Schneiderhan, das Prinzip der »Inneren Führung«
b etont und behauptet, er wünsche sich den mündi-
gen »Staatsbürger in Uniform« .

Fortgesetzter Völkerrechtsbruch

M aj or Pfaff hingegen hat die se Prinzipien ernst
genommen und hat mit seiner Zivilcourage auch
zur Stärkung unserer D emokratie b eigetragen . D a-
für sollte Pfaff − anstatt weiterhin Opfer von Schi-
kanen und Diskriminiserung zu sein − üb er den
Amo s-Preis und die O ssietzky-Medaille hinau s vom
Bundespräsidenten mit dem Bundesverdienst-
kreuz au sgezeichnet werden . D o ch das ist leider
sehr unwahrscheinlich . D enn wo es um die B eteili-
gung an Kriegen und um Auslandseinsätze deut-
scher Soldaten geht, haben deutsche Regierungen
und Politiker − p arteiüb ergreifend von CDU/C SU
bis zu den Grünen − in den letzten acht Jahren na-
tionales und internationales Recht und Gesetz im-
mer häufiger interpretatorsich gedehnt, gebeugt
und gebro chen . Und die dritte Gewalt − insb eson-
dere die nationale , ab er auch die internationale Ju s-
tiz − haben daran mitgewirkt. Mit Ausnahme des

Bundesverwaltungsgerichts im Fall Pfaff haben al-
le nationalen und internationalen Gerichte sowie
ihre Staatsanwälte und Ankläger, die seit Mitte der
9 0 er Jahren mit ähnlichen Fragen b efasst waren,
die D ehnung, B eugung und den Bruch deutschen
und internationalen Rechts zum Teil erleichtert,
für rechtens erklärt, nicht korrigiert und nicht ge-
ahndet.

Die Erleichterung durch die Justiz begann mit
dem Urteil de s Bundesverfassungsrechts vom Juli
1 9 94 , mit dem der Spielraum für den Einsatz deut-
scher Streitkräfte im Au sland erheblich erweitert
wurde . Auch durch die problematischen Interpre-
tationsspielräume , die das Bunde sverfassungsge-
richt damals gelassen hatte zu den Fragen, was »Ver-
teidigung« und was ein legitimer »militärischer Ein-
satz« ist und ob die Nato ein kollektives Sicherheits-
system ist wie die Uno . D o ch diese Interpretations-
spielräume sind durch das Urteil de s Bunde sver-
waltungsgerichtes in S achen Pfaff endlich eindeu-
tig b e seitigt worden . Die Bundesverwaltungsrich-
ter definierten einen Verteidigungsb egriff für die
Bundeswehr, der alles erlaubt, was die UN-Charta
umfasst, ab er eb en nicht darüb er hinau s geht.
Wörtlich heißt es in dem Urteil : »Artikel 5 1 der Uno-
Charta gewährleistet und begrenzt zugleich für j e-
den Staat das Recht zur individuellen und kollekti-
ven Selb stverteidigung gegen einen bewaffneten
Angriff. « »D er Einsatz der Bunde swehr

>
zur Vertei-

digung
<

ist stets nur erlaubt als Abwehr gegen einen
b ewaffneten Angriff (armed attack, nach Artikel 5 1
der UNO-Charta) , j edo ch nicht zur Verfolgung,
Durchsetzung und Sicherung ökonomischer und
politischer Interessen . «

D er erste konkrete Sündenfall eines Völker-
rechtsbruchs war dann die B eteiligung deutscher
Streitkräfte am völkerechtswidrigen Luftkrieg der
Nato gegen Serbien/Montenegro im Frühj ahr 1 9 9 9
ohne M andat des Uno-Sicherheitsrate s . B is heute
wird dieser Völkerrechtsbruch von Politikern der
damaligen rot-grünen Regierungsp arteien wie der
damaligen Oppo stionsp arteien CDU/CSU und FDP
mit der B ehauptung einer völkerrechtlichen Notla-
ge gerechtfertigt. Angeblich hab e es damals wegen
einer russischen und chine sischen Veto drohung
im Uno-Sicherheitsrat keine Möglichkeit gegeb en
für eine Uno-Re solution mit einem Mandat für ver-
stärkten S anktionsdruck sowie möglicherweise
auch militärische Zwangsmaßnahmen gegen das
Milo sevic-Regime , um dessen schwere Menschen-
rechtsverletzungen gegen die Ko sovo-Alb aner zu
stoppen .

Die se B ehauptung einer völkerrechtlichen Not-
lage wegen einer angeblichen russischen und chi-
nesischen Veto drohung im Uno-Sicherheitsrat ist
nachweislich und nachprüfb ar falsch . Auch wäre
eine D eeskalation der Sp annungen und Gewaltta-
ten im Ko sovo möglich gewesen, wenn die damals
vereinb arte Stationierung von 2 . 0 0 0 B eob achtern
der Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
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beit (O SZE) im Ko sovo schnell und in vollem Um-
fang erfolgt und nicht durch vor allem die USA hin-
tertreib en worden wäre . Zudem wurden die in der
Tat schweren Menschenrechtsverstöße serbischer
Soldaten, Polizisten und Paramilitärs gegen die Ko-
sovo-Alb aner seinerzeit von Mitgliedern der dama-
ligen Bundesregierung prop agandistisch maßlo s
übertrieb en und in einen Vergleichszusammen-
hang mit Auschwitz gebracht. Und schließlich wur-
den b ei dem vom We sten und von Russland vermit-
telten Verhandlungen zwischen Serben und Alb a-
nern im franzö sischen Rambouillet im Febru ar
1 9 9 9 eb en nicht »alle diplomatischen Möglichkei-
ten au sge schöpft« , wie der damalige Bundesaußen-
minister Jo seph Fischer stets − wider eigenes Wis-
sen − b ehauptet hat.

Und weil das alles so war, konnte und kann ich
bis heute in die sem Punkt auch Erhard Eppler nicht
zu stimmen, der damals auf dem Sonderp arteitag
der SPD am 1 2 . April 1 9 9 9 in B onn erklärte , das
Handeln der rot-grünen Mehrheit − also ihre B etei-
ligung am Luftkrieg der Nato − sei zwar tragisch ge-
wesen, ab er e s habe dazu b eitragen können, dass
wir ein bisschen weniger schuldig geworden wä-
ren, als wenn wir nichts getan hätten .

D er zweite Fall eine s völkerrechtswidrigen Ein-
satzes deutscher Soldaten ist die − ohne Uno-Man-
dat − erfolgte Entsendung deutscher Marineeinhei-
ten an das Horn von Afrika im Rahmen der von den
USA geführten Mission »Enduring Freedom« . Laut
offiziellem Auftrag dient diese Mission der B e-
kämpfung de s Terrorismus . Die deutschen Marine-
soldaten sollen Schiffe durchsuchen auf Waffen,
Drogen und mutmaßliche Terroristen . Tatsächlich
leisteten und leisten die deutschen M arineschiffe
weiterhin aktiven B egleitschutz für die US-ameri-
kanischen und britischen Kriegsschiffe , die im
Irak-Krieg vom Frühj ahr 2 0 0 3 einge setzt wurden
und heute immer no ch einge setzt werden zum An-
und Abtransport von Soldaten und Waffen für die
anhaltende illegale B e satzung Iraks . Die se bis heu-
te anhaltende völkerrechtswidrige B eihilfe für den
Krieg und die B e satzung im Irak wird trotz der un-
missverständlichen Entscheidung des Bunde sver-
waltungsgerichts im Fall Pfaff von deutschen Politi-
kern − wie zum B eispiel dem verteidigungspoliti-
schen Sprecher der SPD-Bunde stagsfraktion, Rai-
ner Arnold − weiterhin mit angeblich b estehenden
bilateralen Bündnisverpflichtungen gegenüb er
den Nato-Partnern USA und Gro ssbritannien b e-
gründet.

D er dritte völkerrechtswidrige Einsatz deut-
scher Soldaten war der Kriegseinsatz des »Kom-
mando s Spezialkräfte« (KSK) der Bunde swehr in
Afghanistan eb enfalls im Rahmen der US-geführ-
ten Mission »Enduring Freedom« . Ich sage »war« ,
obwohl wir auf Grund der Geheimniskrämerei der
Bunde sregierung über diesen Einsatz und wegen
ihrer völlig unzureichenden und widersprüchli-
chen Informationspolitik selb st gegenüber dem

Parlament nicht sicher sein können, ob dieser
Kriegseinsatz der KSK nicht do ch no ch andauert.

Und damit komme ich ab schließend zu dem völ-
kerrechtswidrigen Einsatz deutscher Soldaten, der
unmittelb ar b evorsteht : Am D onnerstag dieser Wo-
che wird der D eutsche Bunde stag mit der Mehrheit
zuminde st der b eiden Regierungsfraktionen
CDU/C SU und SPD die vom Bunde skabinett b e-
reits be schlo ssene Entsendung von Tornado-Flug-
zeugen nach Afghanistan ab segnen . Auch wenn
die se Tornado s − zunächst zumindest − nicht sel-
b er schießen, sondern nur Aufklärungserkenntnis-
se und Zieldaten an die Kampfflugzeuge anderer
Nato-Verb ände weiterleiten sollen : Klar ist, die
Bunde srepublik D eutschland und ihre Streitkräfte
werden mit diesem Tornado-Einsatz aktive B eihilfe
leisten für einen völkerrechtswidrigen Krieg . D er-
artige B eihilfe ist eb enfalls völkerechtswidrig, wie
das Bundesverswaltungsgericht im Pfaff-Urteil ein-
deutig fe stge stellt hat. Und einmal ganz abge sehen
von der Völkerrechtswidrigkeit die se s Krieges : D er
Einsatz der deutschen Tornado s o der selb st eine
Entsendung deutscher B o den-Kampftruppen in
den Süden Afghanistans − die zumindest einige Na-
to-Partner demnächst wieder verstärkt von B erlin
fordern dürften − werden nicht verhindern kön-
nen, dass die Nato die sen Krieg in Afghanistan ver-
liert. Stattdessen wird der Kriegseinsatz der deut-
schen Tornado s den − richtigen und wichtigen −
Einsatz der Bundeswehr b ei der Sicherung von
Wiederaufb au-und Stabilisierungsmaßnahmen im
Norden Afghanistans gefährden und möglicher-
weise eines Tage s ganz unmöglich machen . D o ch
trotz des eindeutigen Urteils de s Bunde sverwal-
tungsgerichts im Fall Pfaff sind die Bundesregie-
rung, die Führung der Bundeswehr und eine Mehr-
heit der Bunde stagsabgeordneten zum erneuten
B ruch de s Völkerrechts und des Grundgesetze s
entschlo ssen . D aher ruhen alle verbleib enden
Hoffnungen auf den Soldaten, die im Zusammen-
hang mit dem geplanten Tornado-Einsatz nach Af-
ghanistan geschickt werden sollen, sowie auf j enen
Soldaten, die hier in D eutschland an der Vorb erei-
tung und Durchführung die ses Einsatze s b eteiligt
sind − und sei es auch an einer vermeintlich no ch so
unwichtigen Stelle :

»Ein einzelner Soldat kann einen Angriffskrieg
nicht verhindern« , hat Maj or Pfaff in seiner D ankes-
rede für die Carl-von-O ssietzky-Medaille gesagt.
Ganz kann ich die sem S atz nicht zustimmen .

D enn es sind immer konkrete einzelne Men-
schen, die Angriffskriege politisch b eschließen . E s
sind immer konkrete einzelne Menschen, die die
militärischen Angriffsb efehle geb en . Und es sind
immer konkrete einzelne Menschen, die den An-
griffskrieg dann operativ au sführen .

Auf j eder dieser drei Eb enen ist j ede einzelne
Verweigerung wichtig. Und mehrere Einzelne kön-
nen einen Angriffskrieg durchau s verhindern o der
stoppen . D aher rufe ich von dieser Stelle alle Solda-
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ten, die b ei dem geplanten Tornado-Einsatz der
Bundeswehr zum Einsatz kommen sollen − sei es
vor Ort in Afghanistan o der durch Unterstützungs-
leistungen hier in D eutschland und anderen Län-
dern − auf: Nehmen Sie sich ein B eispiel an Ihrem
Kameraden Maj or Pfaff! Verweigern Sie diesen völ-
kerrechts- und grundgesetzwidrigen Kriegseinsatz
und j egliche B eteiligung daran ! B erufen Sie sich ge-
genüb er Ihren Vorge setzten ausdrücklich auf das
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts im Fall
Pfaff! Und ganz wichtig: Machen Sie − anders als die
Tornado-Piloten, die 1 9 9 9 klammheimlich eine
Teilnahme am völkerechtswidrigen Luftkrieg ge-
gen Serbien verweigerten und die darauf gegen sie

verhängten S anktionen widerspruchlo s in Kauf
nahmen − Ihre Weigerung öffentlich ! D enn dann
können wir Ihnen unsere Solidarität und tatkräfti-
ge Unterstützung zukommen lassen .

A ndreas Zumach ist diplo ma tischer Korrespo n-
den t der taz und anderer Medien bei der UNO in
Genfso wie Mitglied in der DFG- VK. Der h ier veröf-

fen tlich te Beitrag ist das Man uskript der La uda tio
a uf Major Floria n Pfaff anlässlich dessen A us-
zeich n ung m it dem »A m os«-Preis der Offenen Kir-
che Württem berg am 4. März 200 7 in der Stuttgar-
ter Erlöserkirche.

Die Verfassungsb e schwerde wird nicht zur Ent-
scheidung angenommen .

BVerfG, B eschlu ss vom 2 8 . 04 . 2 0 07,
Aktenzeichen : − 2 BvR 7 1 /07

I . D er B e schwerdeführer, ein Ob erstleutnant der
Bundeswehr, wendet sich mit seiner Verfassungs-
b eschwerde gegen die Verletzung seines Grund-
rechts der Meinungsfreiheit aus Art. 5 Ab s . 1 GG .

1 . a) D er B e schwerdeführer veröffentlichte in
der Zeitschrift O ssietzky unter dem Titel »Geist
und Ungeist der Generalität« einen B eitrag, in dem
er sich kritisch mit dem Verhalten der deutschen
Generalität auch im Zusammenhang mit dem Irak-
Krieg auseinandersetzte . In dem B eitrag heißt es
unter anderem, »dass die Generalität auf Grund in-
tellektueller Insuffienz nicht hätte erkennen, was
da vor sich ging, wird man mit Fug und Recht au s-
schließen dürfen . (. . . ) D a Dummheit ergo au szu-
schließen ist, bleibt nur no ch die zweite Alternative
zur Erklärung − und die lautet: Opportunismus,
Feigheit, Skrupello sigkeit. (. . . ) Hätte die deutsche
Generalität auch nur einen Funken Ehrgefühl so-
wie Rechts- und Moralb ewusstsein im Leib e , so hät-
te der Generalinspekteur im Verein mit seinen Teil-
streitkraftinspekteuren sich geweigert, den völker-
rechts- und verfassungswidrigen Ordres der rot-
grünen Bunde sregierung Folge zu leisten . «

b) Wegen des B eitrags wurde gegen den B e-
schwerdeführer vom Wehrb ereichskommando IV
in München eine Disziplinarbuße von 75 0 Euro
verhängt. Zur B egründung wurde ausgeführt, dass
die Äußerungen des B eschwerdeführers geeignet
seien, die von ihm angesprochenen Adre ssaten als
Vorgesetzte in ehrverletzender Weise herabzuwür-
digen . Die hiergegen eingelegte B e schwerde b eim
Streitkräfteunterstützungskommando wurde mit
B escheid vom 1 8 . August 2 0 0 6 zurückgewiesen .

c) D as Truppendienstgericht Süd hat die hierauf
eingelegte weitere B e schwerde am 1 2 . D ezember
2 0 0 6 zurückgewie sen . Die Äußerungen des B e-
schwerdeführers seien nicht vom Grundrecht der
Meinungsfreiheit gemäß Art. 5 Ab s . 1 GG gedeckt;
denn die Meinungsfreiheit müsse stets zurücktre-
ten, wenn eine Äußerung die Menschenwürde ei-
nes anderen antaste . Die sei hier der Fall, da die Au s-
sage , die Generalität hab e üb erhaupt kein Ehrge-
fühl, dazu führe , dass den b etroffenen Personen
j egliche Würde abgespro chen und ihre Subj ekt-
qualität in Frage gestellt werde . Auch eine andere
D eutung der Aussagen de s B eschwerdeführers sei
nicht möglich . D arüber hinaus handele e s sich bei
den Au ssagen des B e schwerdeführers auch um
Schmähkritik, j edenfalls gegenüber dem General-
inspekteur und den Teilstreitkraftinspekteuren .
Die Äußerungen des B eschwerdeführers zur völ-
ker- und verfassungsrechtlichen Lage träten in den

Bundesverfassungsgericht

Soldaten sind Staatsbürger
»zweiter Klasse«
Nichtannahmebeschluss
der Verfassungsbeschwerde eine Bundeswehroffiziers
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Hintergrund , in Erinnerung de s Lesers bliebe im
Wesentlichen nur die Herabwürdigung der Gene-
räle .

Im Ergebnis lägen die b ereits vom Streitkräf-
teunterstützungskommando fe stge stellten Verstö-
ße gegen das Soldatengesetz vor. Diese hab e der B e-
schwerdeführer auch mit Wissen und Wollen und
damit vorsätzlich begangen . Selb st wenn er davon
au sging, dass seine Äußerungen von Art. 5 Ab s . 1
GG gedeckt seien und er sich insofern in einem Ver-
botsirrtum b efunden habe , so sei dieser vermeid-
b ar gewesen . D amit hab e der B e schwerdeführer
seine Dienstpflichten verletzt und gemäß § 2 3 Ab s .
1 S G ein Dienstvergehen begangen .

2 . Mit seiner Verfassungsb e schwerde rügt der
B e schwerdeführer die Verletzung des Grund-
rechts auf Meinungsfreiheit aus Art. 5 Ab s . 1 GG .
[ . . . ]

II . Die Verfassungsb eschwerde wird nicht zur Ent-
scheidung angenommen, weil ein Annahmegrund
nicht gegeb en ist ( § 9 3 a Ab s . 2 BverfGG) . Ihr
kommt grundsätzliche verfassungsrechtliche B e-
deutung nicht zu , und sie dient auch nicht der
Durchsetzung von Grundrechten o der grund-
rechtsgleichen Rechten de s B e schwerdeführers ;
denn sie hat keine Aussicht auf Erfolg .

Die Gestaltung de s Verfahrens, die Feststellung
und Würdigung des Tatb estande s, die Auslegung
des einfachen Rechts und seine Anwendung auf
den einzelnen Fall sind S ache der dafür allgemein
zu ständigen Gerichte und der Nachprüfung durch
das Bundesverfassungsgericht entzogen . E s hat al-
lein darüb er zu b efinden, ob das Truppendienstge-
richt die Vorschrift so ausgelegt und angewendet
hat, dass der für die freiheitliche Ordnung
schlechthin konstituierenden B edeutung de s
Grundrechts der Meinungsfreiheit angemessen
Rechnung getragen wird (vgl . BverfGE 2 8 , 3 6 , 47;
2 8 , 5 5 , 6 3 ; 4 4 , 1 97, 2 02 ) . Die angefo chtene Diszipli-
narmaßnahme lässt keinen Verfassungsverstoß er-
kennen .

Die Meinungsfreiheit schützt Werturteile und
Tatsachenb ehauptungen j edenfalls dann, wenn sie
Voraussetzung für die Bildung von Meinungen sind
(vgl . BverfGE 61 , 1 , 8 f.) . Eine solche Meinung hat
der B e schwerdeführer durch seinen B eitrag in der
Zeitung O ssietzky ge äußert. D eutlich tritt aus sei-
nen Ausführungen ein Element der Stellungnahme
im Rahmen einer geistigen Auseinandersetzung
hervor.

Allerdings gilt die ser Schutz der Meinungsfrei-
heit nicht grenzenlo s, ihm sind durch die allgemei-
nen Gesetze im Sinne des Art. 5 Ab s . 2 GG Grenzen
gesetzt. Allgemeine Ge setze sind solche , die nicht
eine Meinung als solche verbieten, sondern dem
Schutz eines schlechthin zu schützenden Rechts-
guts zu dienen b estimmt sind (vgl . BverfGE 62 , 2 3 0 ,
2 4 3 f. ; 97, 1 2 5 , 14 6) . Als solche Gesetze kommen
hier die § 1 0 Ab s . 6 , § 1 2 S atz 2 , § 1 7 Ab s . 1 und § 1 7

Ab s . 2 S atz 2 Alt. 2 S G in Verbindung mit § 1 0 Ab s . 1
S G in B etracht. Die se verbieten nicht eine Meinung
als solche , sondern setzen dem Grundrecht der
freien Meinungsäußerung in Ausfüllung de s Art.
1 7 a GG Schranken .

2 . Die Anwendung und Auslegung dieser Nor-
men in den angegriffenen Entscheidungen ist von
Verfassungs wegen im Ergebnis nicht zu b eanstan-
den . Die dem B e schluss des Truppendienstge-
richts zugrunde liegende Auslegung der einschlä-
gigen Normen de s Soldatenge setzes schränkt das
Grundrecht der Meinungsfreiheit des B e schwer-
deführers aus Art. 5 Ab s . 1 GG nicht üb er das nach
der Verfassung zulässige Maß ein .

a) Zwar liegt ein − einer Abwägung mit der Mei-
nungsfreiheit entzogener − Verstoß gegen die Men-
schenwürde gemäß Art. 1 Ab s . 2 S atz 1 GG nicht
vor; denn die Menschenwürde ist als herau sragen-
der Verfassungswert nicht b ereits dann angetastet,
wenn eine b e stimmte B ehandlung wenig würdige
Umstände hervorruft. Vielmehr mu ss es , auch b ei
Ehrverletzungen, wie sie im vorliegenden Fall vor-
liegen könnten, darum gehen, dass die ange spro-
chenen Personen nicht mehr als Subj ekt, sondern
als reines Obj ekt b etrachtet werden (vgl . B eschluss
der 1 . Kammer des Ersten Senats des Bunde sverfas-
sungsgerichts vom 6 . Septemb er 2 0 0 0 − 1 BvR
1 0 5 6/9 5 − NJW 2 0 0 1 , S . 61 ) . D en B etroffenen muss
der »Achtungsanspruch als Mensch« abge spro chen
werden (vgl . BverfGE 1 07, 2 75 , 2 8 4) . Eine solche
Wirkung ist den Äußerungen des B eschwerdefüh-
rers nicht beizume ssen; denn selb st wenn man sei-
ne Auffassung so auslegt, dass er j edes Mitglied der
Gruppe der Generalität individuell anspricht, so
wird hiermit nicht, wie vom Truppendienstgericht
angenommen, die Subj ektqu alität der Ange spro-
chenen prinzipiell in Frage gestellt. Die Aussagen
des B e schwerdeführers sprechen den Mitgliedern
der Generalität b e stimmte subj ektive Merkmale
(Moralb ewu sstein, Ehrgefühl) ab , nicht j edo ch den
Achtungsanspruch als Mensch als solchen . Sie wer-
den nicht als bloße s Obj ekt, mit dem nach B elieb en
verfahren werden kann, behandelt (vgl . BverfGE
87, 2 09 , 2 2 8) .

b) Auch handelt es sich b ei den Äußerungen de s
B e schwerdeführers nicht um Schmähkritik. Merk-
mal der Schmähkritik ist die das sachliche Anliegen
völlig in den Hintergrund drängende persönliche
Kränkung (vgl . BverfGE 9 3 , 2 66 , 3 0 3 ) . B ei der dies-
b ezüglichen B eurteilung der Äußerung ist auch die
gewählte Form in den Blick zu nehmen . Im vorlie-
genden Fall handelt es sich um einen kurzen B ei-
trag in einer politischen Zeitschrift, der in einem
pointierten, polemischen Stil gehalten ist. B ei einer
so gewählten Ausdrucksform dürfen an die B edeu-
tung und das Hervortreten der S achargumente kei-
ne zu hohen Anforderungen ge stellt werden, um
die Wahl de s Au sdrucks als Teil der freien Mei-
nungsäußerung nicht unzulässigerweise zu b e-
schränken . D er B eschwerdeführer setzt sich in



dem B eitrag zu weiten Teilen mit der Geschichts-
aufarbeitung der Bunde swehr au seinander. Erst im
zweiten Teil des B eitrags erfolgen die gerügten
Meinungsäußerungen . Wegen der stark auf die Ge-
neralität als Gruppe zuge schnittene Kritik können
die Aussagen auch dergestalt gedeutet werden,
dass es dem B eschwerdeführer nicht um eine per-
sönliche Ehrverletzung der Mitglieder der Genera-
lität, sondern um eine Kritik in der S ache am feh-
lenden Werteb ewusstsein im Umgang mit dem
Irak-Krieg ging .

c) D amit hatte das Truppendienstgericht die
zwischen einschränkender Norm und Grundrecht
b estehende Wechselwirkung zu b eachten, d . h. , die
allgemeinen Ge setze sind aus der Erkenntnis der
B edeutung im freiheitlichen demokratischen Staat
auszulegen und so in ihrer die se Grundrechte b e-
schränkenden Wirkung selb st wieder einzu schrän-
ken (vgl . BverfGE 7, 1 9 8 , 2 0 8 f. ; 66 , 1 1 6 , 1 5 0 ; 7 1 ,
2 0 6 , 2 14) . Hierb ei ist der Zweck des Soldatenge set-
ze s zu be achten . Die einschlägigen Normen die ses
Ge setzes dienen der Funktionsfähigkeit der Bun-
de swehr, wie auch den Art. 1 2 a, Art 73 Nr. 1 , Art.
8 7 a und Art. 1 1 5 b GG eine verfassungsrechtliche
Grundentscheidung für eine wirksame militäri-
sche Lande sverteidigung entnommen werden
kann, kraft deren die Einrichtung und Funktionsfä-
higkeit der Bunde swehr verfassungsrechtlichen

Rang hab en (vgl . BverfGE 69 , 1 , 2 1 ) . Die Funktions-
fähigkeit der Bundeswehr ist von den Angehörigen
der Streitkräfte im inner- und außerdienstlichen
Verhalten zu wahren . Sie gerät innerdienstlich
dann in Gefahr, wenn Angehörige der Streitkräfte
ihre Grundrechte ohne Rücksicht auf die b esonde-
ren B elange der Streitkräfte dergestalt ausüb en,
dass einzelne B efehle nicht mehr zeitnah au sge-
führt werden . B ei außerdienstlichen Äußerungen
kann die Funktionsfähigkeit der Bundeswehr
durch eine Untergrabung der Moral und der Dis-
ziplin innerhalb der Streitkräfte in Gefahr geraten .
D as Grundrecht der freien Meinungsäußerung
tritt hier dem mit Verfassungsrang ausgestatteten
Interesse der Bunde swehr an der Wahrung ihrer
Funktionsfähigkeit gegenüb er.

d) Diesen Maßstab hat das Truppendienstge-
richt b ei der Auslegung und Anwendung de s einfa-
chen Rechts auf den konkreten Fall nicht verkannt.
D as Soldatengesetz fordert von Offizieren der Bun-
de swehr, die Führungsaufgab en wahrnehmen, ge-
mäß § 1 0 Ab s . 6 S G auch » außerhalb des Dienste s
b ei ihren Äußerungen die Zurückhaltung zu wah-
ren, die erforderlich ist, um das Vertrauen als Vor-
ge setzte zu erhalten« . Gleichzeitig sind gemäß § 1 2
S atz 2 S G »die Würde , die Ehre und die Rechte der
Kameraden zu achten« , das gilt gemäß § 1 7 Ab s . 1
S G innerhalb und außerhalb de s Dienstes , insb e-
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sondere ist die dienstliche Stellung des Vorge setz-
ten zu achten . Schließlich hat sich ein Soldat »so zu
verhalten, dass er das Ansehen der Bunde swehr
o der die Achtung und das Vertrauen, die seine
dienstliche Stellung erfordert, nicht ernsthaft b e-
einträchtigt« ( § 1 7 Ab s . 2 S atz 2 S G) , als Vorgesetzter
soll er »in seiner Haltung und Pflichterfüllung ein
B eispiel geb en« ( § 1 0 Ab s . 1 S G) .

D as Truppendienstgericht hat diese Regelun-
gen, die die Meinungsfreiheit in dem durch Art. 1 7 a
Ab s . 1 GG erfassten Sonderstatu sverhältnis ein-
schränken, mit Blick auf die Sicherung und Erhal-
tung der Funktionsfähigkeit der Bunde swehr aus-
gelegt. D as Gericht ist davon au sgegangen, dass der
B e schwerdeführer gegen seine Pflicht zur Zurück-
haltung bei seinen Äußerungen verstoßen hab e
und dass dies dazu führen könne , seine Autorität zu
untergraben und seine Loyalität in Frage zu stellen .
Die Äußerungen des B eschwerdeführers , in denen
er den deutschen Generälen j egliches Ehrgefühl,
Rechts- und Moralbewu sstsein ab spreche , würden
die Würde der Kameraden, zu denen auch die Ge-
neräle zählten, herab setzen . Die s sei geeignet, den

B etroffenen dem Spott anderer auszusetzen und
ihn zum Obj ekt de s Vergnügens anderer werden zu
lassen; der militärische Zusammenhalt, mithin das
gegenseitige Vertrauen und die B ereitschaft zum
gegenseitigen Einstehen, könnten dadurch gefähr-
det werden . D arüb er hinaus hab e der B e schwerde-
führer gegen seine ge setzliche Verpflichtung, die
dienstliche Autorität seiner Vorge setzten zu wah-
ren, verstoßen, da die gewählten Formulierungen
j egliche sachliche Kritik überschritten . D er Schutz
der Autorität der Vorge setzten sei für die innere
Ordnung der Bunde swehr erforderlich . Die se Ab-
wägung ist von Verfassungs wegen nicht zu b ean-
standen . E s ist nicht zu verkennen, dass die gewähl-
te Form der Meinungsäußerung, insb esondere mit
ihren persönlichen Angriffen, geeignet war, die
Funktionsfähigkeit der Bundeswehr empfindlich
zu stören . D as Grundrecht der freien Meinungsäu-
ßerung wird in seiner grundsätzlichen B edeutung
offensichtlich nicht verletzt, wenn derartige s Vor-
gehen nicht zugelassen, sondern als Dienstverge-
hen b ewertet wird .

Diese Entscheidung ist unanfechtb ar.

1 4
I I / 2 0 0 7

Jürgen Rose

»Maul halten und wegtreten! «
Wie das Bundesverfassungsgericht dem Leitbild
vom »Staatsbürger in Uniform« einen B ärendienst erweist

ie Lüge gleichsam zur Staatsdoktrin erho-
b en hat die politisch herrschende Klasse

der B erliner Republik, indem sie unb elehrb ar die
von Gerhard Schrö der et. al . in die Welt ge setzte Le-
gende prop agiert, D eutschland hätte das völker-
rechtliche Verbrechen gegen den Irak und seine
Menschen, das im Jahre 2 0 0 3 seinen Ausgang
nahm und bis zum heutigen Tage andauert, weder
unterstützt no ch sich daran gar b eteiligt. In der
Antwort auf eine Kleine Anfrage der Fraktion DIE
LINKE (D eutscher Bunde stag, Drucksache 1 6/
472 6) vom 2 0 . M ärz 2 0 07 nämlich lässt der Parla-
mentarische Staatsekretär im Bunde sministerium
der Verteidigung, Thomas Ko ssendey, kaltschnäu-
zig verlauten : »Die Bunde sregierung widerspricht
der in der Vorb emerkung der Frage steller implizit
enthaltenen B ehauptung, die Bundeswehr hab e

>
Unterstützungsleistungen für den völkerrechts-

widrigen Irak-Krieg
<

erbracht. Die Bundesregie-
rung hat mehrmals klargestellt, dass die entspre-
chenden Einschätzungen des Bunde sverwaltungs-
gerichts (vgl . BVerwG NZWehrr 2 0 0 5 , 2 5 4) Fragen
betreffen, die von Völkerrechtlern unterschiedlich
beantwortet werden (siehe z . B . Bundestagsdruck-
sache 1 6/ 1 9 2 1 Seite 3 ) . «

D ass an der Völkerrechtswidrigkeit des anglo-
amerikanischen Aggre ssionskriege s gegen den
Irak inde s nach herrschender juristischer Lehre
keinerlei Zweifel mehr b estehen, wird somit wei-
terhin geradezu autistisch ignoriert und geleugnet.
Solch von der Arroganz der Macht durchtränkte At-
titüde garantiert, dass auch fürderhin nicht ein ein-
ziger der verantwortlichen Politiker hierzulande
und auch keiner der ihnen in blindem Gehorsam
ergebenen Militärs in irgendeiner Weise für den
Völkerrechts- und Verfassungsbruch zur Rechen-
schaft gezogen wird .

Unüb ersehb ar illustriert zugleich der für j eden
auch nur mit einem Mindestmaß an demokrati-
schem B ewusstsein ausge statteten Zeitgeno ssen
schlechterdings nicht mehr nachzuvollziehende
Umgang der staatlichen Exekutive mit dem immer-
hin von einem hö chsten Bunde sgericht gefällten
Urteil, wie niedrig mittlerweile die Sonne der poli-
tischen Kultur in unserem Lande steht. D enn in j en-
em das Prädikat »Jahrhundert-Urteil« verdienen-
den Richterspruch vom 2 1 . Juni 2 0 0 5 hatte das
Bunde sverwaltungsgericht (BVerwG) in Leipzig
unmissverständlich klargelegt : »Gegen die von den
Regierungen der USA und des UK am 2 0 . März 2 0 0 3
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eingeleiteten offensiven militärischen Kampf-
handlungen gegen den Irak be standen b ereits da-
mals gravierende rechtliche B edenken im Hinblick
auf das Gewaltverb ot der UN-Charta und das sonsti-
ge geltende Völkerrecht. « Und , so das Gericht wei-
ter: »Im Zusammenhang mit diesem Krieg erbrach-
te die Regierung der Bundesrepublik D eutschland
konkrete Unterstützungsleistungen zugunsten der
Streitkräfte der USA und des UK, die eb enfalls gra-
vierenden völkerrechtlichen B edenken ausge setzt
waren . « Schwarz auf weiß hatten die Bunde sver-
waltungsrichter der Bundesregierung und ihren
militärisch Helfershelfern in den Reihen der Bun-
de swehr ins Stammbuch ge schrieb en : »Die B eteili-
gung an einem völkerrechtlichen D elikt ist selb st
ein völkerrechtliches D elikt« .

Schützenhilfe b ei ihrem schändlichen, j ede
Rechtsvorstellung verhöhnenden Treiben erhält
die Bundesregierung seitens der Generalbunde s-
anwaltschaft, einer dem Bunde sministerium der

Justiz nachgeordneten und weisungsgebundenen
B ehörde . Habituell abgeschmettert wurden und
werden dortselb st nämlich sämtliche Strafanzei-
gen, die von verfassungstreuen BürgerInnen we-
gen der grundgesetzwidrigen Unterstützung des
vom Zaun gebro chenen Angriffskriege s gegen die
politischen Entscheidungsträger in B erlin erstattet
worden waren . Die von der Bunde sanwaltschaft in
Person der Oberstaatsanwältin b eim Bunde sge-
richtshof Schübel mit Schreib en vom 3 . August
2 0 0 6 übermittelte B egründung für diese Verfah-
rensweise ist geeignet, j edem des logischen D en-
kens Mächtigen die Sprache zu verschlagen : »Nach
dem eindeutigen Wortlaut de s § 8 0 Ab s . 1 StGB ist
nur die Vorb ereitung eine s Angriffskriege s und
nicht der Angriffskrieg selb st strafb ar, so dass auch
die B eteiligung an einem von anderen vorbereite-
ten Angriffskrieg nicht darunter fällt. Ein Analo-
gieschluss dahingehend , dass dann, wenn schon
die Vorb ereitung eines Angriffskrieges strafb ar ist,
dies erst recht für dessen Durchführung gelten
müsse , ist im Strafrecht unzulässig . Art. 1 0 3 Ab s . 2
GG verbietet die Anwendung einer Strafvorschrift
üb er ihren eindeutigen Wortlaut hinaus . « D em an-
ge sichts die ser Einlassungen aufkeimenden Ver-
dacht einer Rechtsbeugung könnte der Umstand
Vorschub leisten, dass der vom Bunde stag einge-
setzte Sonderausschuss für die Strafrechtsreform,
auf de ssen Wirken hin der genannte § 8 0 üb er-
haupt erst seinen Eingang ins Strafgesetzbuch
fand , im Jahre 1 9 68 in seinem schriftlichen B ericht
expre ssis verbis das Gegenteil zu Protokoll gege-
b en hatte , nämlich : » § 8 0 umfaßt nicht nur, wie der
Wortlaut etwa annehmen lassen könnte , den Fall
der Vorb ereitung eine s Angriffskriege s, sondern
erst recht den der Auslö sung eines solchen Krie-
ge s« (D eutscher Bunde stag, Drucksache V/2 8 60) .
Im Hinblick auf die vom Generalbunde sanwalt er-
brachte solitäre Spitzenleistung juristischer Rabu-
listik merkt der Professor am Freiburger Max-

Planck-Institut für ausländisches und internationa-
le s Strafrecht, Jörg Arnold , sarkastisch an : » § 8 0
StGB ist eine Vorschrift der Straflo sigkeit der Füh-
rung eine s Angriffskriege s und der B eihilfe zum
Angriffskrieg . «

Unüb ersehb ar also klafft eine scheunentorgro-
ße Lücke im gegen die Wiedererstehung j enes ver-
brecherischen Militarismus früherer Zeiten errich-
teten bundesrepublikanischen Normenb ollwerk.
D ass auch die Bunde sregierung die se Lücke klar er-
kannt hat, ergibt sich au s der Antwort des Parla-
mentarischen Staatssekretärs im Bundesministeri-
um der Justiz, Alfred Hartenb ach, vom 2 2 . März
2 0 0 6 auf eine entsprechende Anfrage des Abgeord-
neten Rolf Mützenich (SPD) . Im Hinblick auf das
völkerrechtlich normierte Gewaltverb ot vertritt
die Bunde sregierung nämlich die Auffassung, dass
» [ d ] ie UN-Charta ein . . . Gewaltverb ot, ab er keine
Verpflichtung der UN-Mitgliedstaaten [ enthält ] ,
Verstöße dagegen im innerstaatlichen Recht unter
Strafe zu stellen . D er Tatbe stand de s Verbrechens
der Aggression wurde bisher völkerrechtlich nicht
definiert. Die Mitgliedstaaten hab en daher keine
Verpflichtung der Umsetzung in innerstaatliche s
Recht. « Auf die insistierende Nachfrage , ob denn
die Bunde sregierung angesichts die ser S achlage
die Notwendigkeit sehe , den § 8 0 StGB zu präzisie-
ren, fällt die Antwort des Staatssekretärs Harten-
b ach, gelinde formuliert, lakonisch aus : »Nein . « Wo-
raus denn zu folgern ist, dass die Bundesregierung
an ihrer seit dem Sündenfall de s so genannten Ko-
sovo-Kriege s im Jahre 1 9 9 9 geübten Praxis de s Völ-
kerrechts- und Verfassungsbruchs in Gestalt der
B eteiligung an multinational geführten Angriffs-
kriegen sowie der Unterstützung derselben augen-
scheinlich unb eirrt festzuhalten gedenkt.

Inde s ist ein derart skandalö se s System organi-
sierter Regierungskriminalität mit dem Anspruch
eines sich selb st zivilisiert nennenden demokrati-
schen Staatwe sens schlechterdings unvereinb ar.
Die s muss selb stredend gerade auch für j ene Staats-
bürgerInnen gelten, die mit ihrem Diensteid ge-
schworen hab en, »das Recht und die Freiheit de s
deutschen Volkes tapfer zu verteidigen« , nicht aber
j ene s mit Soldatenstiefeln in den Staub zu treten .
Was also blieb andere s übrig, als die Drahtzieher
de s Völkerrechts- und Verfassungsbruchs gemein-
sam mit ihren willfährigen Helfern im Generals-
ro ck frontal zu attackieren, um in letzter Instanz ei-
ne Klärung der strittigen Problematik auf hö chst-
richterlicher Eb ene herb eizuführen?

Die s waghalsige Unternehmen nahm denn un-
ter dem Rubrum »Geist und Ungeist der Generali-
tät« in der Zeitschrift » O ssietzky« , Ausgab e 1 1 /
2 0 0 6 , seinen Anfang . Die in der Folge inkriminier-
ten Kernsätze der dort gegen die Goldb etre ssten
erhob enen Anklage lauteten : »D ass die Generalität
aufgrund intellektueller Insuffizienz nicht hatte er-
kennen können, was da vor sich ging, wird man mit
Fug und Recht ausschließen dürfen . . . . D a Dumm-
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heit ergo auszuschließen ist, bleibt nur no ch die
zweite Alternative zur Erklärung − und die lautet :
Opportunismus , Feigheit, Skrupello sigkeit. . . . Hät-
te die deutsche Generalität auch nur einen Funken
Ehrgefühl sowie Rechts- und Moralb ewusstsein im
Leib e , so hätte der Generalinspekteur im Verein
mit seinen Teilstreitkraftinspekteuren sich gewei-
gert, den völkerrechts- und verfassungswidrigen
Ordre s der rot-grünen Bundesregierung Folge zu
leisten . . . « Ein Disziplinarverfahren durch mehrere
Instanzen der militärischen Sondergerichtsb ar-
keit, das mit der B estätigung der von einem der
selb st betroffenen Generäle verhängten Diszipli-
narbuße in Höhe von 75 0 Euro endete , war die
nicht unerwartete Folge . Die s wiederum eröffnete
den Weg nach Karlsruhe , zum Bunde sverfassungs-
gericht (BVerfG) , wo die Verletzung de s in Artikel 5
des Grundge setzes garantierten Grundrechts auf
Freiheit der Meinungsäußerung gerügt wurde .
D ort hat am 2 8 . April 2 0 07 die 3 . Kammer des 2 . Se-
nats , b esetzt mit dem Richter Broß, der Richterin
O sterloh und dem Richter Mellinghoff b eschlo s-
sen, die eingereichte Verfassungsb eschwerde
nicht zur Entscheidung anzunehmen . Die achtseiti-
ge B egründung de s B eschlusse s (abgedruckt in
diesem Heft a uf den Seiten 28ff.) wirft indes eine
Reihe b edeutsamer Fragen auf.

Funktionsfähigkeit der Bundeswehr über alles

Um das Po sitive vorwegzunehmen : Erstens , so die
Verfassungsrichter, sei − anders als vom Truppen-
dienstgericht in München angenommen, gegen
dessen Urteil sich die Verfassungsb eschwerde rich-
tete , − die Menschenwürde der attackierten Gene-
ralität durch den inkriminierten »O ssietzky«-B ei-
trag nicht angetastet worden . Und zweitens hande-
le es sich b ei den b eanstandeten Äußerungen auch
nicht um eine unzulässige Schmähkritik. Diese B e-
wertung des BVerfG stellt immerhin einen b eacht-
lichen Teilerfolg dar. D enn j eder zivile Staatsbürger
und j ede zivile Staatsbürgerin darf demnach unb e-
schadet kundtun, dass die Bundeswehrgeneralität
opportunistisch, feige und skrupello s gehandelt
hab e , als sie die ihnen unterstellten Soldaten zur
Unterstützung de s Irak-Kriegs b efahlen . Und auch,
dass Generalinspekteur und Teilstreitkraftinspek-
teure sich hätten weigern mü ssen, den völker-
rechts- und verfassungswidrigen Ordre s der rot-
grünen Bunde sregierung Folge zu leisten, wenn sie
denn auch nur einen Funken Ehrgefühl sowie
Rechts- und Moralb ewusstsein im Leib e hätten,
dürfen all j ene sagen, die beruflich nicht das natio-
nale Ehrenkleid tragen . So weit, so gut.

Und do ch so schlecht, denn unge achtet vorste-
hender Erkenntnis billigt das BVerfG der Verfas-
sungsb eschwerde keine »grundsätzliche verfas-
sungsrechtliche B edeutung« zu . Man mag es kaum
glauben: D a bricht eine Bundesregierung tatkräf-
tigst unterstützt von der ob ersten militärischen

Führung in gravierender Weise Völkerrecht sowie
Verfassung und konstituiert damit den Grund für
einen scharf geschliffenen publizistischen Kom-
mentar, der zum Gegenstand einer vor das hö chste
deutsche Gericht getragenen Auseinandersetzung
wird − und dem soll keine »grundsätzliche verfas-
sungsrechtliche B edeutung« zukommen? Und in
der Tat: D as Völkerrechtsverbrechen gegen den
Irak und die hierfür erbrachten Unterstützungs-
leistungen durch die Bunde srepublik D eutschland
sind den Verfassungsrichtern nicht eine Silb e wert.

Statt dessen verengen sie ihren verfassungsjuris-
tischen Fokus ausschließlich aufs Soldatengesetz
und eskamotieren [wegza ubern, verschwinden
lassen − A nm. d. Red. ] sich damit aus der Verlegen-
heit, die inhaltliche B egründung der inkriminier-
ten Passagen aus dem »O ssietzky«-B eitrag mit der
angesichts des in Rede stehenden ungeheuerli-
chen S achverhalts eigentlich geb otenen richterli-
chen Sorgfalt zu erörtern . D as Tückische dab ei : D as
Soldatenge setz unterwirft den Staatsbürger in Uni-
form weitreichenden Einschränkungen seiner
Grundrechte . Schon in früheren Entscheidungen
hat das BVerfG nämlich konstatiert, dass »die Ein-
richtung und Funktionsfähigkeit der Bunde swehr
verfassungsrechtlichen Rang hab en« . D emzufolge
tritt nach Ansicht der 3 . Kammer im vorliegenden
Fall »das Grundrecht der freien Meinungsäuße-
rung . . . dem mit Verfassungsrang ausgestatteten In-
teresse der Bundeswehr an der Wahrung ihrer
Funktionsfähigkeit gegenüb er. « D ass eine Truppe ,
wenn sie denn schon zwangsweise durch j eden
Steuerbürger finanziert wird , ein Minde stmaß an
Einsatzfähigkeit aufweisen sollte , scheint einer-
seits durchau s plau sib el . Andererseits ab er einem
militärischen Gewaltapp arat wie der Bundeswehr,
der im übrigen getreu dem b erühmten Heine-
mann-Po stulat j ederzeit zugunsten einer b e sseren
Alternative in Frage zu stellen ist, seine Funktions-
tüchtigkeit als Quasi-Grundrecht zu garantieren
und mit den fundamentalen Menschen- und Bür-
gerrechten auf ein- und dieselbe Stufe zu stellen,
scheint do ch mehr als disku ssionsb edürftig.

Zudem an die sem Punkt ein durchau s bemer-
kenswerter Dissens in der hö chstrichterlichen
Rechtsprechung aufscheint. D as BVerwG in Leip-
zig nämlich hatte in seinem erwähnten Urteil au s
dem Jahr 2 0 0 5 po stuliert: »die Streitkräfte sind als
Teil der vollziehenden Gewalt ausnahmslo s an
Recht und Ge setz und insb esondere an die Grund-
rechte uneingeschränkt gebunden . D avon können
sie sich nicht unter B erufung auf Gesichtspunkte
der militärischen Zweckmäßigkeit o der Funktions-
fähigkeit freistellen . « D enn, so die Leipziger Bun-
desverwaltungsrichter : »D as Grundgesetz nor-
miert . . . eine B indung der Streitkräfte an die
Grundrechte , nicht j edo ch eine Bindung der
Grundrechte an die Entscheidungen und B edarfs-
lagen der Streitkräfte« . Zwar erkannte auch das
BVerwG das inhärente Sp annungsverhältnis zwi-
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schen der Funktionstüchtigkeit der Bundeswehr
und der Grundrechtegarantie der Soldaten, lö ste
dieses j edo ch viel eleganter mit der Formel von der
»Praktischen Konkordanz« auf, derzufolge die In-
tere ssenwahrung der Streitkräfte so zu erfolgen
hätte , dass die Grundrechte der Soldaten stets ge-
währleistet blieb en .

D agegen klammert sich das Karlsruher BVerfG
an ein im Grunde üb erkommene s, prädemokrati-
sche s Sonderstatusverhältnis , das den Soldaten ge-
rade in Konfliktfällen mit dem Dienstherrn seiner
Grundrechte weitgehend b eraubt und somit zum
Staatsbürger zweiter Klasse degenerieren lässt. D er
Konzeption der »Inneren Führung« mit ihrem kon-
stitutiven Leitbild vom »Staatsbürger in Uniform«
erweisen die Bundesverfassungsrichter damit ei-
nen kaum zu unterschätzenden B ärendienst. D enn
schon herrscht in weiten Teilen der Truppe j ener
b erüchtigte vorauseilende Gehorsam, gespeist aus
militärischem Untertanengeist und Karrierismus .
Im Zweifel wird somit nicht räsoniert, sondern das
Maul gehalten und gehorcht.

Zudem − und die s markiert in der Tat ein als im
Grunde skandalö s zu b ezeichnende s D efizit des
vorliegenden Nichtannahmeb eschlu sse s − defi-
niert das BVerfG die Funktionsfähigkeit der Bun-
de swehr völlig in ab stracto und verortet die se da-
mit de facto im politischen Vakuum . D a muss es zu-
dem als Arab eske am Rande , und eine reichlich
weltfremde dazu , erscheinen, wenn die Verfas-
sungsrichter allen Ernstes auch no ch konstatieren,
es sei »nicht zu verkennen, dass die gewählte Form
der Meinungsäußerung, insb e sondere mit ihren
persönlichen Angriffen, geeignet war, die Funkti-
onsfähigkeit der Bundeswehr empfindlich zu stö-
ren . A la bonheur − da wird dem »O ssietzky« ab er,
um im militärsprachlichen Bilde zu bleib en, eine
publizistische Durchschlagskraft verliehen, die
nicht nur den Herau sgeb er der ehrwürdigen
»Weltbühne« , sondern auch no ch seinen scharfzün-
gigsten Autor, den seligen Kurt Tucholsky, vor
Freude im Grabe rotieren lassen dürfte . Zu dumm
nur, dass in den Reihen der Uniformierten kaum ei-
ner mit dem Namen O ssietzky etwas anzufangen
weiß, geschweige denn diese Schrift dort etwa ge-
lesen (und verstanden) würde .

Abgesehen von solch beckmesserischen Erwä-
gungen : die existentielle Frage in der ge samten
C ausa schlechthin lassen die Verfassungsrichter
völlig außer Acht − nämlich wofür die deutschen
Streitkräfte eigentlich funktionsfähig sein sollen !
D enn gerade im Falle politische und militärische
Entscheidungsträger die Bundeswehr in völker-
rechtlich umstrittene und verfassungsrechtlich
prekäre Einsätze b efehlen, soll und darf sie eb en
gar nicht funktionieren . Hierin b esteht do ch gera-
de die Raison d ' être der vor dem Hintergrund der
ultimativen deutschen Katastrophe de s Zweiten
Weltkriege s und dem desaströ sen Versagen der
Wehrmachtsführung neugegründeten Bunde s-

wehr: dass durch die kategorische Rechtsbindung
der Streitkräfte ein erneuter Missbrauch deut-
schen Militärs zu illegalen, d . h . völkerrechts- und
verfassungswidrigen Zwecken unter allen Umstän-
den ausge schlo ssen werden soll . D e shalb fordert
do ch die Konzeption der Inneren Führung mit ih-
rem Leitbild vom Staatsbürger in Uniform genau
den Soldatentypus , der zwischen Recht und Un-
recht zu unterscheiden versteht und sich im Zwei-
felsfalle rechtswidrigen B efehlen widersetzt. Und
genau au s diesem Grunde pflegt do ch die Bunde s-
wehr die Tradition der Widerstandskämpfer de s
2 0 . Julis 1 9 4 4 , allen voran die de s Ob ersts im Gene-
ralstab Claus Schenk Graf von Stauffenb erg . O der
sollte in der Bundeswehr von heute die altherge-
brachte Maxime de s Prinzen Friedrich Karl von
Preußen in Verge ssenheit geraten sein, der 1 8 60 ei-
nen seiner Maj ore mit den Worten zurechtgewie-
sen hatte : »Herr, dazu hat Sie der König zum Stab s-
offizier gemacht, damit Sie wissen, wann Sie nicht
zu gehorchen hab en« ?

Sich dieser Problematik zu stellen, hat das
BVerfG ganz offensichtlich bewu sst vermieden,
wäre do ch die Scho ckwelle des daraus entsprin-
genden Urteils und der damit verbundenen Konse-
quenzen für die Außen- und Sicherheitspolitik der
B erliner Republik und die betroffenen Akteure
zweifello s gewaltig gewe sen . Ange sichts derartiger
potentieller Verwerfungen hat die Karlsruher Ver-
fassungshüter ganz offensichtlich der Mut verlas-
sen − was wiederum die b eklemmende Frage auf-
wirft, wie es wohl um die Zukunft unserer Verfas-
sung b estellt sein mag, wenn das ultimative aller
Verbrechen, nämlich das de s Angriffskrieges − weil
es nämlich alle anderen Verbrechen in sich birgt
und entfe sselt − von hö chstrichterlicher Seite
stracks ins verfassungspolitische Nirwana expe-
diert wird .

Am emphatischsten vielleicht hat die se Proble-
matik schon vor Jahren der Frankfurter Rechtswis-
senschaftler Andreas Fischer-Le scano auf den
Punkt gebracht, als er konstatierte : »E s ist b efremd-
lich, dass das Bundesverfassungsgericht zwar in al-
lerlei symb olischen Konflikten zu

>
Kruzifix

<
-Urtei-

len und
>
Soldaten-sind-Mörder

<
-Entscheidungen

aufgerufen sein soll, aber dann, wenn Soldaten viel-
leicht tatsächlich Mörder sind und sich an militäri-
schen Auseinandersetzungen b eteiligen, die even-
tuell völkerrechts- und verfassungswidrig sind , ei-
ne direkte verfassungsrechtliche Klärung an Ver-
fahrensfragen scheitert. Krieg o der Frieden, Frie-
den durch Krieg und das Bunde sverfassungsge-
richt, der Wächter üb er die deutsche Staatsgewalt,
hat nichts zu sagen?«

Diplo m-Pädagoge Jürgen Rose ist Oberstleutnan t
der Bundeswehr. Er ist a us disziplinarrech tlichen
Gründen gezwungen, dara ufh inzuweisen, dass er
in diesem Beitrag n ur seine persö nlichen A uffas-
sungen darlegt.
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D em Antrag war eine au sführliche persönliche
D arlegung der B eweggründe für die Gewissens-
entscheidung, ein ausführlicher Leb enslauf sowie
ein Führungszeugnis nach § 2 8 des Bunde szentral-
registerge setzes beizufügen ( § 2 Ab s . 2 des KDVG −
alt) . Soldaten, Soldatinnen, ungediente Wehr-
pflichtige , die zum Wehrdienst einb erufen o der
schriftlich benachrichtigt waren, dass sie als Ersatz
für Ausfälle kurzfristig einb erufen werden können,
und gediente Wehrpflichtige konnten ihrem An-
trag schriftliche Stellungnahmen und B eurteilun-
gen Dritter zu ihrer Person und zu ihrem Verhalten
b eifügen ( § 2 Ab s . 3 de s KDVG − alt) . Außerdem
konnten Personen benannt werden, die zu Aus-
künften über den Antragsteller b ereit waren ( § 2
Ab s . 3 KDVG − alt) .

b) Verfahrensabläufe

D er weitere Verfahrensablauf war davon abhängig,
welchen Status der Antragsteller o der die Antrag-
stellerin hatte .

aa) A ussch üssefür Kriegsdienstverweigerung
Üb er Anträge von Soldaten, Soldatinnen o der

ungedienten Wehrpflichtigen, die zum Wehr-
dienst einb erufen oder schriftlich b enachrichtigt
waren, dass sie als Ersatz für Ausfälle kurzfristig ein-
b erufen werden konnten, sowie über Anträge von
gedienten Wehrpflichtigen entschieden die Aus-
schüsse für Kriegsdienstverweigerung ( § 9 Ab s . 1
des KDVG − alt) .

Die Ausschü sse wurden mit einem vom Bundes-
minister der Verteidigung be stimmten Vorsitzen-
den und zwei ehrenamtlichen B eisitzern b esetzt.
D er Vorsitzende mus ste zum Richteramt b efähigt
sein, das 2 8 , Lebensj ahr vollendet hab en und die
Voraussetzungen der B erufung zum Amt eines Ju-
gendschöffen erfüllen . Er sollte üb er die erforderli-
che Leb enserfahrung und Menschenkenntnis ver-
fügen ( § 9 Ab s . 2 KDVG − alt) .

Die Ausschüsse wurden für den B ereich eine s
o der mehrerer Kreiswehrersatzämter b ei Kreis-
wehrersatzämtern gebildet ( § 9 Ab s . 4 KDVG − alt) .
Die Mitglieder der Ausschüsse waren an Weisun-
gen nicht gebunden und hatten gleiche s Stimm-
recht ( § 9 Ab s . 5 KDVG − alt) .

Viele Antragsteller mu ssten zu den Verhandlun-
gen der Ausschü sse persönlich erscheinen . Hierb ei
gab e s z . T. eine von Ausschuss zu Ausschuss abwei-
chende praktische Handhabung . Entscheidungen
der Ausschüsse im schriftlichen Verfahren nahmen

Bundesregierung

Die Neuregelung hat sich bewährt
Bericht der Bundesregierung zu den Auswirkungen
des Kiegsdienstverweigerungs-Neuregelungsgesetzes (KDVNeuRG)

1) Einführung

Mit dem Kriegsdienstverweigerungs-Neurege-
lungsge setz vom 9 . Augu st 2 0 0 3 (B GB I . l S . 1 5 9 3 )
wurde ein neue s Kriegsdienstverweigerungsge-
setz (KDVG) geschaffen . E s ist am 1 . Novemb er
2 0 0 3 in Kraft getreten .

Mit der Neuregelung wurde insb esondere ein
einheitliches Verfahren eingeführt, das für alle An-
tragstellerinnen und Antragsteller gilt und vom
Bunde samt für den Zivildienst (Bundesamt) durch-
geführt wird . Auf Ausschü sse und Kammern für
Kriegsdienstverweigerung wurde verzichtet. Poli-
zeiliche Führungszeugnisse müssen von den An-
tragstellerinnen und Antragstellern nicht mehr
vorgelegt werden . In der B egründung zum Ge setz-
entwurf (BT-Drs . 1 5/9 0 8 vom 5 . Mai 2 0 0 3 ) wird
festgehalten :

»Entsprechend § 4 4 Ab s . 6 der Gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundesministerien ist vor-
gesehen, dreiJahre nach Inkrafttreten des Gesetze s
zu üb erprüfen, ob sich die ge änderten Verfahrens-
regelungen b ewährt hab en . D as gilt insb esondere
für die B e stimmungen, die Soldatinnen und Solda-
ten betreffen und ein einheitliches Verfahren für
alle Kriegsdienstverweigerinnen und Kriegs-
dienstverweigerer fe stlegen . «

Insgesamt ist festzuhalten :
Die Neuregelung hat sich b ewährt. Die mit dem

neuen KDVG b eab sichtigte Vereinheitlichung de s
Verfahrens ist mit der Entscheidung, die KDV-An-
träge aller Antragstellerinnen und Antragsteller ei-
ner B ehörde zu üb ertragen, gelungen . Zugleich
wird hiermit auch eine einheitliche Entschei-
dungspraxis erreicht.

Die im Ge setzesentwurf vorge sehenen Einsp a-
rungen im Personalbereich de s Bunde sministeri-
ums der Verteidigung wurden erreicht. D er b eim
Bunde samt für den Zivildienst korrespondierende
errechnete Mehrb edarf an Planstellen war ausrei-
chend .

Schließlich ist durch die eingeräumte Möglich-
keit eines Widerspruchsverfahrens vor dem Bun-
desamt die Justiz deutlich entlastet worden . Die
Zahl der Klageverfahren hat stark abgenommen .

Ein Änderungsb edarf hinsichtlich einzelner
Vorschriften de s neuen KDVG b e steht nicht. D as
Verfahren hat sich b ewährt.

2) Früheres Anerkennungsverfahren
a) Formale Voraussetzungen
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in den letzten Jahren zu .
Gegen Entscheidungen der Au sschüsse konnte

innerhalb von zwei Wochen Widerspruch einge-
legt werden, üb er den die Kammern für Kriegs-
dienstverweigerung entschieden, die b ei Wehrb e-
reichsverwaltungen gebildet wurden ( § 1 8 KDVG −
alt) . Gegen deren Entscheidungen war der Weg
zum Verwaltungsgericht eröffnet ( § 1 9 KDVG −
alt) .

bb) Bundesam t
Über Anträge von Kriegsdienstverweigerern,

üb er die nicht von Au sschüssen und Kammern zu
entscheiden war, entschied das Bunde samt ( § 4
KDVG − alt) . Im Regelfall erfolgte die Anerkennung
ohne persönliche Anhörung ( § 5 Ab s . 1 KDVG −
alt) . B ei Zweifeln an der Wahrheit der Angab en des
Antragstellers üb er »äußere Tatsachen« wurde dem
Antragsteller Gelegenheit gegeb en, sich ergän-
zend zu äußern und seine Äußerungen zu b elegen
( § 5 Ab s . 2 S atz 1 KDVG − alt) . Eine darüb er hinau s-
gehende Tatsachenaufklärung fand durch das Bun-
de samt nicht statt ( § 5 Ab s . 2 S atz 2 KDVG − alt) .

Wenn das Ge samtvorbringen und die dem Bun-
de samt b ekannten äußeren Tatsachen Zweifel an
der Wahrheit der Angab en eine s Antragstellers b e-
gründeten, leitete das Bunde samt den Antrag dem
zuständigen Ausschuss für Kriegsdienstverweige-
rung zur Entscheidung zu ( § 7 KDVG − alt) .

Gegen Entscheidungen de s Bundesamtes war
ein Widerspruch nicht zulässig ( § 1 7 KDVG − alt) .
E s mu sste sogleich der Weg zum Verwaltungsge-
richt einge schlagen werden .

3) Heutiges Anerkennungsverfahren

Mit der Neuregelung de s Rechts der Kriegsdienst-
verweigerung von 2 0 0 3 wurde das Anerkennungs-
verfahren grundlegend verändert.

a) Formale Voraussetzungen

D er Antrag ist von der Antragstellerin o der vom An-
tragsteller schriftlich o der zur Niederschrift b eim
Kreiswehrersatzamt zu stellen . Ein vollständiger ta-
b ellarischer Leb enslauf und eine persönliche au s-
führliche D arlegung der B eweggründe für die Ge-
wissensentscheidung sind dem Antrag b eizufügen
(vgl . § 2 Ab s . 2 KDVG − neu) . Ein polizeiliche s Füh-
rungszeugnis mu ss nicht mehr vorgelegt werden .
Schriftliche Stellungnahmen und B eurteilungen
Dritter zur Person und zum Verhalten der Antrag-
stellerin o der des Antragstellers können dem An-
trag beigefügt o der b eim Bundesamt eingereicht
werden (vgl . § 2 Ab s . 3 KDVG − neu) . Außerdem
können Personen b enannt werden, die zu Au skünf-
ten über die Antragstellerin o der den Antragsteller
b ereit sind .

b) Entscheidende Behörde

Über sämtliche Anträge entscheidet das Bunde s-
amt ( § 2 Ab s . 1 KDVG − neu) , gleichgültig welchen
Status der Antragsteller o der die Antragstellerin
hat. B ei Zweifeln hinsichtlich des Vorbringens im
KDV-Antrag gibt das Bundesamt Gelegenheit zu ei-
ner ergänzenden schriftlichen Äußerung (schriftli-
che Anhörung, § 6 Ab s . 1 S atz 1 KDVG − neu) . B e ste-
hen danach weiterhin Zweifel, kann e s die Antrag-
stellerin oder den Antragsteller auch zu einer
mündlichen Anhörung laden ( § 6 Ab s . 1 S atz 2
KDVG − neu) . Gegen ablehnende Entscheidungen
kann Widerspruch eingelegt werden ( § 9 KDVG −
neu) . D anach steht der Rechtsweg zu den Verwal-
tungsgerichten offen ( § 1 0 KDVG − neu) .

c) Geschlechtergerechte Formulierung

D as KDVG ist geschlechtergerecht formuliert und
trägt damit dem Umstand Rechnung, dass auch
Frauen − B erufssoldatinnen, Soldatinnen auf Zeit
und Re servistinnen − einen Kriegsdienstverweige-
rungsantrag stellen können .

d) Bürokratieabbau

Die Neuregelung des Kriegsdienstverweigerungs-
rechts war ein Proj ekt der Bunde sregierung im
Rahmen der Initiative Bürokratieabb au − Strategie
und Maßnahmen − aus dem Jahre 2 0 0 3 . Die Eck-
punkte wurden im Kabinettsb e schluss vom 2 6 .
Februar 2 0 0 3 fe stgelegt. D anach wurden nicht nur
die Aufgab en der Initiative Bürokratieabb au b e-
stimmt, sondern auch vermerkt, dass die Erfüllung
dieser Aufgab en me ssb ar sein musste .

D as am 1 . November 2 0 0 3 in Kraft getretene
KDVG enthält deutlich weniger Vorschriften als
das vorhergehende KDVG . Durch eine Reduzie-
rung von 2 3 auf 1 3 Paragrafen wurden der Rege-
lungsb estand optimiert und das Verfahren transp a-
renter. D a für eine Anerkennung als Kriegsdienst-
verweigerin o der Kriegsdienstverweigerer die
Vorlage eines Führungszeugnisses entb ehrlich ist,
entfallen die Kontakte zum Bundeszentralregister
sowie Gebühren . D as Verfahren wurde deutlich ge-
strafft und kann zügiger abgewickelt werden . Ein
weiterer Vorteil ist die Vereinfachung des Verfah-
rens aufgrund der fast ausschließlich schriftlichen
Abwicklung .

Im B ereich der Kommunen entfällt der Auf-
wand für die im Vier-Jahres-Turnus durchzufüh-
rende Wahl der ca. 5 . 0 0 0 B eisitzerinnen und B eisit-
zer sowie deren Vertreterinnen und Vertreter für
die Ausschü sse und Kammern für Kriegsdienstver-
weigerung.

e) Folgen des neuen Verfahrens für die Bun-
deswehr

Die Au sschüsse und Kammern für Kriegsdienstver-
weigerung wurden aufgelö st. Durch die Auflö sung
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hat sich der Arbeitsaufwand im Zu sammenhang
mit dem Wegfall des Führungszeugnisse s verrin-
gert. D enn manche Antragstellerinnen und Antrag-
steller hab en nicht den Eingang de s Führungszeug-
nisse s abgewartet, sondern bewu sst einen unvoll-
ständigen Antrag eingereicht. Infolgedessen kam
es häufig zu Nachforderungen de s Bundesamtes ,
so dass insgesamt die B e arb eitungsdauer de s ein-
zelnen Antrage s verlängert wurde .

D as Bundesamt macht sehr selten von seiner B e-
fugnis Gebrauch , im Einzelfall ein Führungszeug-
nis anzufordern, da es in nur ganz wenigen Fällen
Hinweise auf relevante Eintragungen gibt.

bb) Schriftliches Verfahren
D as schriftliche Verfahren hat sich b ewährt, da

es den Arb eitsaufwand im Einzelfall auf das not-
wendige Maß b eschränkt. D as Bundesamt kann um
weitere Ausführungen bitten, falls die vorgetrage-
nen Gewissensgründe nicht ausreichen .

Mündliche Anhörungen wurden nur in weni-
gen Fällen erforderlich . Insgesamt haben im Eva-
luierungszeitraum vom 1 . Novemb er 2 0 0 3 bis zum
3 1 . D ezemb er 2 0 0 6 sieb en Anhörungen stattgefun-
den (2 0 0 3 keine Anhörung, 2 0 04 sechs Anhörun-
gen, 2 0 0 5 eine Anhörung und 2 0 0 6 keine Anhö-
rung) . Somit hat sich das schriftliche Verfahren als
geeignete Metho de zur D arlegung der Gewissens-
gründe b ewährt.

cc) Tabellarischer L ebensla uf
Schon während der Geltung des alten KDVG ha-

b en viele Antragsteller einen au sführlichen tab ella-
rischen Leb enslauf eingereicht, da er Standard im
B erufsleben ist. E s war daher konsequent, im neu-
en KDVG zu verdeutlichen, dass ein au sführlicher
tab ellarischer Leb enslauf genügt.

b) Musterungen und KDV-Anträge

aa) En twicklung der Musterungszahlen
Die Bunde swehr hat die Anzahl der Mu sterun-

gen im Zeitraum von 2 0 0 1 bis 2 0 0 6 auf annähernd
gleichem Niveau gehalten (Tab elle 1 ) .

bb) En twicklung der KDV-A n tragszahlen insge-
sa m t

Die Gesamtzahl der KDV-Anträge ist in dem vor-
genannten Zeitraum zurückgegangen (Tab elle 2 ) .
D er Grund hierfür dürfte in den veränderten Taug-
lichkeitsb e stimmungen und erweiterten B efrei-
ungstatb e ständen für die Wehrpflichtigen zu se-
hen sein, die den üb erwiegenden Anteil der KDV-
Antragsteller au smachen . Seit dem 1 . Oktob er 2 0 04
werden u . a, nur no ch Wehrpflichtige mit den Ver-

der Ausschü sse b ei den Kreiswehrersatzämtern
und der Kammern für Kriegsdienstverweigerung
konnten im B ereich der Kreiswehrersatzämter 72
Dienstpo sten zurückgezogen werden . B ei den
Wehrbereichsverwaltungen, b ei denen die Tätig-
keiten für die Kammern für Kriegsdienstverweige-
rung nur einen Teil der Aufgab en des Personals dar-
stellten, führte die Neuregelung zu einem rechneri-
schen Wegfall von zwei Dienstpo sten .

Im Einzelplan de s Bundesministeriums der Ver-
teidigung sind die Ausgab en für die Auslagenerstat-
tung der Antragstellerinnen und Antragsteller so-
wie für die Entschädigung der B eisitzerinnen und
B eisitzer entfallen (geschätzter B etrag ca. 39 0 . 0 0 0
Euro j ährlich) .

f) Folgen des neuen Verfahrens für das Bun-
desamt

In der B egründung zum Entwurf de s neuen KDVG
wurde von einem personellen Mehrb edarf von sie-
ben Planstellen zur B ewältigung des Aufgab enzu-
wachse s für das Bunde samt ausgegangen . Diese
sollten durch Streichung b estehender kw-Vermer-
ke zur Verfügung ge stellt werden .

Die Zielsetzung wurde erreicht. Ein Vergleich
der Stellensituation b eim Bunde samt vor Inkraft-
treten de s neuen KDVG und drei Jahre sp äter führ-
te zu dem Ergebnis, dass aufgrund zwischenzeit-
lich erfolgter Umstrukturierungs- und Mo dernisie-
rungsmaßnahmen im Bunde samt sowie der j ähr-
lich vorgesehenen Stelleneinsp arungen insge samt
die veranschlagten Personalzahlen unterschritten
werden . D as Bunde samt hat nach der KDV-Erstat-
tungsverordnung vom 3 . Novemb er 2 0 0 3 (B GB I ; l
S . 2 1 62 ) zum 3 1 . D ezemb er 2 0 0 6 Ko sten in einer
Gesamthöhe von 2 . 602 , 1 5 Euro erstattet. Sonstige
Mehraufwendungen sind nicht zu verzeichnen .
Auch diese Ko sten b ewegen sich weit unterhalb
des Ansatze s im Ge setzgebungsverfahren (2 8 0 . 0 0 0
Euro) .

4) Bewertung im Einzelnen
a) KDV-Antragstellung

Die ge änderten formalen Antragsvoraussetzungen
hab en zu einer Konzentration des KDV-Anerken-
nungsverfahrens unter dem maßgeblichen Ge-
sichtspunkt der Gewissensentscheidung geführt.
Im Vordergrund steht die ausführliche D arlegung
der Gewissensgrunde . Die Vorlage weiterer Unter-
lagen wurde auf das notwendige Maß b e schränkt.

aa) Führungszeugn is
D as Entfallen de s Führungszeugnisses hat zu ei-

ner we sentlichen Vereinfachung des Verfahrens
geführt. Die Antragstellerinnen und Antragsteller
können den KDV-Antrag we sentlich schneller stel-
len als früher, da sie nicht mehr auf die Zusendung
des Führungszeugnisse s durch das Bunde szentral-
register angewiesen sind . Auch b eim Bunde samt

Jahr Mu sterungen
2 0 0 1 3 79 . 9 78
2 0 0 2 3 78 . 679
2 0 0 3 3 7 2 . 76 1
2 0 0 4 3 86 . 89 8
2 0 0 5 3 7 1 . 4 0 2
2 0 0 6 3 5 9 . 2 3 5

Tabelle 1
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Wie schon ob en erwähnt, ist nicht das veränder-
te KDV-Verfahren Ursache hierfür, sondern die seit
dem 1 . Oktober 2 0 04 geänderten Tauglichkeitsb e-
stimmungen sowie erweiterten B efreiungstatb e-
stände de s Wehrpflicht- und de s Zivildienstge set-
ze s . Die Veränderungen sind den Wehrpflichtigen
b ekannt, so dass sie sich seltener vor der Mu ste-
rung entschließen, einen KDV-Antrag zu stellen .
Im Übrigen wird den Wehrpflichtigen von ver-
schiedenen Intere ssenvertretungen der Kriegs-
dienstverweigerer empfohlen, so sp ät wie möglich
einen KDV-Antrag zu stellen .

d) Zusammenarbeit der Kreiswehrersatzäm-
ter mit dem Bundesamt

Die Zu sammenarb eit wird durchweg von b eiden
Seiten als po sitiv b ezeichnet. Schon vor dem In-
krafttreten des neuen KDVG hab en die Kreiswehr-
ersatzämter die Anträge der nicht einb erufenen
Wehrpflichtigen an das Bundesamt zur Entschei-
dung üb er den KDV-Antrag weitergeleitet, so dass
sich hierau s keine grundsätzlich neuen Verfah-
rensabläufe ergeben .

Die militärischen Dienststellen sehen in der
Neuregelung eine Erleichterung, da nun nicht
mehr die Zuständigkeit der Entscheidungsorgane
geprüft werden mu ss . Alle Anträge werden j etzt
einheitlich dem Bunde samt zugeleitet.

e) Vorverfahren beim Bundesamt

D as Bunde samt hat in den Jahren
von 2 0 0 1 bis 2 0 0 6 im Durchschnitt
1 6 , 87 % der KDV-Anträge abge-
lehnt. Von 2 0 0 1 bis 2 0 0 3 b elief sich
die Ablehnungsquote auf durch-
schnittlich 1 5 , 97 % , nach Inkraft-

treten de s neuen Kriegsdienstver-
weigerungsrechts ergibt sich im Durchschnitt der
Jahre 2 0 04 bis 2 0 0 6 eine Ablehnungsquote von
1 7, 78 % ; im Jahr 2 0 0 6 sind 1 4 , 5 8 % der KDV-Anträge
abgelehnt worden . Die s b eruht weitaus üb erwie-
gend auf nicht fristgerecht und/oder unvollständig
vorgelegten Unterlagen (weitere Einzelheiten Ta-
b ellen 5 und 6) .

wendungsgraden T 1 und T 2 herangezogen .

Die geringere Zahl der Antragseingänge b eim
Bundesamt ist darauf zurückzuführen, dass die
Kreiswehrersatzämter nur die Anträge der ab-
schließend tauglich gemu sterten Wehrpflichtigen
an das Bunde samt weiterleiten .

cc) Zahlenen twicklung bei den Wehrpflich ti-
gen

Nähere Rückschlüsse auf die Antragsentwick-
lung bei den Wehrpflichtigen lassen die vorliegen-
den Mu sterungs- und KDV-Antragszahlen der Bun-
de swehr und des Bundesamtes nicht zu (Tab elle 2 ) .
Weder die Bundeswehr no ch das Bundesamt
schlüsseln ihre Antragsstatistik nach Wehrpflichti-
gen und Grundwehrdienstleistenden auf.

dd) Zahlenen twicklung bei den Solda tinnen,
Solda ten, Reservisten, Reservistinnen und Grund-
wehrdienstleistenden

Eine signifikante Änderung de s Antragsverhal-
tens dieser Gruppe ist nicht fe ststellb ar. E s lag na-
he , mit dem Wegfall der mündlichen Anhörung ei-
ne Steigerung der Antragszahlen zu vermuten . Al-
lerdings zeigen die vorliegenden Zahlen, die die
Bundeswehr erfasst hat, keine nennenswerte Stei-
gerung .

Durchschnittlich wurden im Evaluierungszeit-
raum von den Soldatinnen und Soldaten pro Jahr
2 . 0 5 8 Anträge ge stellt. Eine nähere Aufschlüsse-
lung ergibt sich au s Tabelle 3 . D as Bundesministeri-
um der Verteidigung schlüsselt die Zahlen nicht
nach männlichen und weiblichen Antragstellern
auf.

c) Zeitpunkt der Antragstellung

D er Zeitpunkt der KDV-Antragstellung hat sich
deutlich verändert. Waren es im Jahr 2 0 0 1 no ch
rund 2 5 % der Wehrpflichtigen, die vor der Mu ste-
rung den Antrag gestellt hab en, 5 5 % b ei der Mu ste-
rung und 2 0 % nach der Mu sterung, so ist im Jahr
2 0 0 6 eine sp ätere Antragstellung fe ststellb ar. D ort
hab en rund 1 9 % vor der Mu sterung, 5 3 % bei der
Musterung und 2 8 % aller Wehrpflichtigen nach
der Mu sterung den KDV-Antrag ge stellt (Tab elle 4) .

Statu s 2 0 0 1 2 0 0 2 2 0 0 3 2 0 0 4 2 0 0 5 2 0 0 6
Ungediente 1 79 . 0 2 8 1 86 . 4 8 2 1 68 . 2 9 4 1 5 1 . 5 69 1 3 7 . 4 0 5 1 3 8 . 1 6 5
SoldatInnen 2 . 4 4 2 2 . 3 2 2 1 . 74 0 1 . 9 3 6 1 . 6 3 9 2 . 2 69
ReservistInnen 1 . 0 2 7 84 0 7 1 1 6 5 8 4 9 2 3 2 2
Gesamt 1 8 2 . 4 9 7 1 89 . 64 4 1 7 0 . 74 5 1 5 4 . 1 6 1 1 3 9 . 5 3 6 1 4 0 . 7 5 6

Tabelle 3

Jahr vor der b ei der nach der
Mu sterung Mu sterung Mu sterung

2 0 0 1 2 5 , 1 0 % 5 4 , 70 % 2 0 , 2 0 %
2 0 0 2 2 4 , 0 6 % 5 6 , 3 8 % 1 9 , 5 6 %
2 0 0 3 2 3 , 9 0 % 5 7 , 6 3 % 1 8 , 4 7 %
2 0 0 4 2 1 , 0 8 % 5 8 , 5 1 % 2 0 , 4 1 %
2 0 0 5 1 9 , 0 5 % 5 6 , 1 3 % 2 4 , 8 2 %
2 0 0 6 1 8 , 60 % 5 3 , 2 7 % 2 8 , 1 3 %

Tabelle 4

Jahr KDV-Anträ- Antragsein-
ge KWEÄ* gänge BAZ

2 0 0 1 1 8 2 . 4 9 7 1 67 . 4 67
2 0 0 2 1 89 . 64 4 1 7 5 . 1 6 5
2 0 0 3 1 70 . 74 5 1 6 1 . 4 2 5
2 0 0 4 1 5 4 . 1 6 3 1 5 0 . 6 2 0
2 0 0 5 1 3 9 . 5 3 6 1 0 8 . 76 1
2 0 0 6 1 4 0 . 7 5 6 1 0 9 . 7 2 2

* Kreiswehrersatzämter

Tabelle 2
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Die Möglichkeit, gegen die Abtehnungsb e-
scheide ein Widerspruchsverfahren b eim
Bundesamt durchzuführen, hat sich b ewährt.
Wie zu e) dargelegt, b eruht der üb erwiegende
Anteil der Ablehnungen auf der nicht fristge-
rechten Vorlage von Unterlagen . D as Wider-
spruchsverfahren eröffnet eine Abhilfemög-
lichkeit, so dass die Antragstellerinnen und An-

tragsteller nicht mehr gezwungen sind . in das Kla-
geverfahren zu gehen .

g) Interessenwahrnehmung durch Bevoll-
mächtigte sowie Rechtsanwältinnen/Rechts-
anwälte

Die Hinzuziehung von Interessenvertreterin-
nen/Intere ssenvertretern hat seit dem Inkrafttre-
ten de s neuen KDVG eine abnehmende Tendenz,
wie ein Vergleich der Zahlenentwicklung aus den
Jahren 2 0 0 1 bis 2 0 0 6 zeigt (Tab elle 8) . D as Bundes-
amt hat nicht alle Fälle statistisch erfasst. B ekannt

geworden sind folgende Intere ssen-
wahrnehmungen :

Ursachen hierfür sind nicht erfasst. Die Einfüh-
rung eine s b ehördlichen Vorverfahrens und damit
die Möglichkeit einer vorgerichtlichen Klärung
könnte ein Grund für die abnehmende Zahl der B e-
auftragung von Intere ssenvertreterinnen und Inte-
ressenvertretern sein .

h) Kostenerstattungen

Insgesamt werden seit dem Inkrafttreten de s neu-
en KDVG recht wenige Anträge auf Ko stenerstat-
tung für Gebühren und Auslagen gestellt.

Nach § 6 Ab s . 5 KDVG − neu sind der Antragstel-
lerin o der dem Antragsteller im Falle der Teilnah-
me an einer mündlichen Verhandlung die notwen-
digen Auslagen zu erstatten (2 0 0 3 keine Anhörung,
2 0 04 sechs Anhörungen, 2 0 0 5 eine Anhörung und
2 0 0 6 keine Anhörung) . Im Jahre 2 0 04 erfolgte eine
Erstattung in Höhe von 1 9 0 , 9 0 Euro . Für die Jahre
2 0 0 3 sowie 2 0 0 5 und 2 0 0 6 erfolgte keine Au slage-
nerstattung.

Erstattungen von Ko sten im Vorverfahren erfol-
gen gemäß § 8 0 VwVfG . D avon gab e s im Jahr 2 0 04
eine Erstattung und im Jahr 2 0 0 5 vier Ko stenerstat-
tungen . Im Jahr 2 0 0 6 wurde kein Antrag auf Ko s-
tenerstattung gestellt.

Die Ge samthöhe der Ko stenerstattung b eläuft

Eine Anerkennungsquote lässt sich nicht aus der
Zahl der Antragseingänge errechnen, weil nicht al-
le Anträge , die in einem Jahr b eim Bunde samt ein-
gehen, im gleichen Jahr entschieden werden . Die
Zahlen üb er Anerkennungen und Ablehnungen ei-
nes Jahre s entsprechen daher auch nicht dem An-
tragseingang .

Ablehnungsgründe

Vom 1 . Novemb er 2 0 0 3 bis zum 3 1 . D ezemb er
2 0 0 6 sind b eim Bunde samt insgesamt 6 . 74 3 Wider-
sprüche eingegangen . D as Bundesamt hat aller-
dings nicht erfasst, wie sich die Widersprüche in
der Zeit seit dem 1 . Novemb er 2 0 0 3 aufgliedern .

Auf die Widersprüche hin erfolgte in 4 . 9 3 1 Fäl-
len seit dem 1 . Novemb er 2 0 0 3 bis zum 3 1 . D ezem-
ber 2 0 0 6 − auch hier sind die einzelnen Jahre nicht
statistisch erfasst − eine Abhilfe . Die Abhilfegründe
werden in der D atenb ank des Bundesamte s nicht
erfasst. Viele Ablehnungen erfolgen j edo ch wegen
nicht fristgerecht vorgelegter Antragsunterlagen .
Im Widerspruchsverfahren wird dies von den An-
tragstellerinnen und Antragstellern korrigiert.

f) Klageverfahren

Die Anzahl der Klageverfahren hat nach dem In-
krafttreten de s neuen KDVG deutlich abgenom-
men (Tabelle 7) .

Jahr Antragsein- KDV-Ent- Anerken- % Ableh- %
gänge BAZ scheidg . nungen nungen

2 0 0 1 1 67 . 4 67 1 7 1 . 4 80 1 4 3 . 8 2 0 8 3 , 8 7 2 7 . 660 1 6 , 1 3
2 0 0 2 1 7 5 . 1 6 5 1 6 5 . 0 0 6 1 4 0 . 9 4 7 8 5 , 4 2 2 4 . 0 5 9 1 4 , 5 8
2 0 0 3 1 6 1 . 4 2 5 1 64 . 1 0 5 1 3 5 . 886 8 2 , 80 2 8 . 2 1 9 1 7 , 2 0
2 0 0 4 1 5 0 . 6 2 0 1 4 0 . 7 1 3 1 1 4 . 5 7 7 8 1 , 4 3 2 6 . 1 3 6 1 8 , 5 7
2 0 0 5 1 0 8 . 76 1 1 2 1 . 9 2 6 9 7 . 3 2 1 79 , 8 2 2 4 . 60 5 2 0 , 1 8
2 0 0 6 1 0 9 . 7 2 2 1 1 6 . 9 7 5 9 9 . 9 1 6 8 5 , 4 2 1 7 . 0 5 9 1 4 , 5 8

Tabelle 5

Jahr Unschlü s- Unvollstän- Abgaben an Zweifel Unzuläs- Rückgab en
sigkeit digkeit KDV-Au s- (ab 0 1 . sigkeit an KEWÄ wg .

schü sse (bis 1 1 . 2 0 0 3 ) Unzu ständigk.
3 1 . 1 0 . 2 0 0 3

2 0 0 1 2 1 7 1 6 . 76 3 7 76 0 8 . 1 1 5 1 . 789
2 0 0 2 2 1 5 1 3 . 609 4 1 0 0 8 . 07 7 1 . 74 8
2 0 0 3 378 1 6 . 9 9 1 2 4 0 2 2 8 . 370 2 . 2 1 8
2 0 0 4 737 14 . 8 8 1 0 5 4 0 7. 5 8 3 2 . 39 5
2 0 0 5 5 5 6 1 1 . 1 3 6 0 3 37 1 0 . 3 39 2 . 2 37
2 0 0 6 3 5 8 8 . 2 5 9 0 2 9 3 6 . 1 8 1 1 . 9 68

Tabelle 6

Jahr 1 . Instanz 2 . Instanz
2 0 0 1 84 6 0
2 0 0 2 68 1 0
2 0 0 3 5 8 7 3
2 0 0 4 3 9 2
2 0 0 5 4 2 0
2 0 0 6 5 8 0

Tabelle 7

Jahr Anzahl
2 0 0 1 1 4 5
2 0 0 2 1 7 1
2 0 0 3 1 84
2 0 0 4 1 60
2 0 0 5 1 0 1
2 0 0 6 1 1 0

Tabelle 8

1 4
I I / 2 0 0 7
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Peter Tobiassen

Der Skandal funktioniert
Anmerkungen zum Bericht der Bundesregierung zu den
Auswirkungen des Kriegsdienstverweigerungs-Neuordnungsgesetzes

ie Gewissensprüfung funktioniert. « So hät-
te die Bundesregierung ihren B ericht zu

den Au swirkungen de s Kriegsdienstverweige-
rungsneuregelungsgesetzes vom Novemb er 2 0 0 3
auch üb erschreib en können . D er eigentliche Skan-
dal bleibt ab er unerwähnt. D as Grundrecht auf
Kriegsdienstverweigerung

1 )

wird nach wie vor nur
auf Antrag und nach staatlicher Üb erprüfung ver-

liehen o der − in den letzten drei Jahren in knapp
70 . 0 0 0 Fällen − verwehrt. D abei kann es Grund-
rechte mit Üb erprüfungsvorb ehalt gar nicht ge-
b en . Grundrechte gelten unmittelb ar und für j ede
und j eden gleichermaßen, so wie das Recht auf
freie Meinungsäußerung

2 )

, die Religionsfreiheit
3 )

1 ) Art. 4 Ab s . 3 GG : »Niemand darf gegen sein Gewissen zum Kriegs-
dienst mit der Waffe gezwungen werden . D as Nähere regelt ein
Bunde sgesetz . «

2 ) Art. 5 Ab s . 1 GG : »Jeder hat d as Recht, seine Meinung in Wort,
Schrift und B ild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus all-
gemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. «

3) Art. 4 Ab s . 1 GG: »D ie Freiheit de s Glaub ens , de s Gewissens und
die Freiheit de s religiö sen und weltanschaulichen B ekenntnisses
sind unverletzlich . «

sich auf 2 . 602 . 1 5 Euro . Im Jahr 2 0 0 4 wurde ein B e-
trag in Höhe von 2 3 6 , 3 5 Euro und im Jahr 2 0 0 5 B e-
träge in Höhe von insgesamt 2 . 3 65 , 8 0 Euro au sge-
zahlt.

i) Widerrufe der Anerkennungen und Aber-
kennungen

Auf Widerrufe der Anerkennungen und Ab erken-
nungen hat das neue KDVG keinen Einfluss (Tab el-
le 9) . Die Anzahl der Widerrufe und Ab erkennun-
gen b ewegt sich ohnehin in einem recht niedrigen
B ereich.

5) Zusammenfassung

Die mit dem Kriegsdienstverweigerungs-Neurege-
lungsgesetz veränderten ge setzlichen Regelungen
zur Kriegsdienstverweigerung hab en die geplan-
ten Zielsetzungen erreicht. Nunmehr sind ein ein-
heitliche s Verfahren und eine einheitliche Ent-
scheidungspraxis gewährleistet.

Insge samt ist das Kriegsdienstverweigerungs-
verfahren für die Antragstellerinnen und Antrag-
steller weniger b elastend als zuvor. Eine daraus re-
sultierende Zunahme der Anträge lässt sich aber
nicht fe ststellen . Die Quoten der Anerkennungen
und der Ablehnungen blieben im Wesentlichen un-
verändert.

Die Justiz wurde durch die Einführung eines Wi-
derspruchsverfahrens spürb ar entlastet, da die
Zahl der Klageverfahren seit dem Inkrafttreten de s
neuen KDVG deutlich gesunken ist. Mehrko sten
waren nicht zu verzeichnen . Die finanziellen Rah-
menplanungen wurden eingehalten .

E s erscheint daher gegenwärtig nicht angezeigt,
die vorgenommenen Änderungen des KDVG zu re-
vidieren o der das KDVG o der einzelne seiner Vor-
schriften anderweitig zu ändern .

F or u m Pazi fi s mus
Am 9 . Juni starb nach kurzer schwerer Krankheit der Hamburger
Rechtsanwalt Jo achim Hofschro er, derF or u m Pazi fi s mus und
vor allem der Vorgänger-Publikation 4/3 − Fachzeitschrift zu
Kriegsdienstverweigerung, Wehrdienst und Zivildienst als Au-
tor langj ährig verbunden war. Wir veröffentlichen den Nachruf
der Zentralstelle KDV, in deren Vorstand Jo achim Hofschroer
seit 1 9 9 4 ehrenamtlich tätig war.

Die Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweige-
rer aus Gewissensgründen e .V. trauert um ihr Vorstandsmitglied
Rechtsanwalt

Jo achim Hofschroer
G 4 . März 1 9 4 4 † 9 . Juni 2 0 07

Seit 1 9 9 4 war Jo achim Hofschro er juristischer
B eisitzer in unserem Vorstand . In seiner ruhi-
gen, humorvollen, ab er denno ch klaren und
entschlo ssenen Art war er deutlich Anwalt der
Kriegsdienstverweigerer, immer b emüht, ih-
nen b eim Schutz ihrer Gewissensentschei-
dung b eizu stehen und verlässliche Regelun-

gen dafür zu erreichen . B ei der Klärung strittiger Fachfragen war
auf seine gründliche und zuverlässige Arb eit immer Verlass . Oft
konnte er sich fe stfahrende S achdiskussionen mit einem neuen
D enkansatz auf einen guten Weg bringen .

Wir trauern um den geachteten Freund und Kollegen, der uns
b ei unserer weiteren Arb eit fehlen wird . In der Trauer wissen wir
uns verbunden mit seinen Angehörigen und hoffen, dass Jo a-
chim Hofschro er j etzt die Verwirklichung de ssen erfahren kann,
was er als üb erzeugter Christ glaubte .

Zentralstelle für Recht und Schutz der Kriegsdienstverweigerer
aus Gewissensgründen e .V.

Dr. Margot Käßmann B arb ara Kramer
Präsidentin Vorsitzende

Jo achim Hofschroer
G 4 . März 1 9 4 4 † 9 . Juni 2 0 07



o der das Recht, sich ohne Anmeldung o der Erlaub-
nis friedlich und ohne Waffen zu versammeln

4)

.
Die grundgesetzlich garantierte Versammlungs-

freiheit scheint inzwischen auch nur noch ein Vor-
behaltsgrundrecht zu sein wie das Kriegsdienstver-
weigerungsrecht. Versammeln dürfen sich D eut-
sche nur auf Antrag und nach Üb erprüfung. D as
Bunde sverfassungsgericht hat gerade in einer Ent-
scheidung

5 )

festgestellt, dass Artikel 8 Grundgesetz
nicht verletzt ist, wenn für eine Mahnwache eine
Hö chstteilnehmerzahl von 1 5 Personen fe stge setzt
wird und diese Personen 2 4 Stunden vor B eginn
der Mahnwache der Polizei namentlich b enannt
werden mü ssen . Auch hier soll dann wohl eine
Üb erprüfung vorgenommen werden, ob ein
Grundrecht in Anspruch genommen werden darf.
E s scheint inzwischen vergessen, warum das
Kriegsdienstverweigerungsrecht und das Ver-
sammlungsfreiheitsrecht von Anfang an im Grund-
rechtekatalog des Grundge setze s stehen . Als Kon-
sequenz aus den Erfahrungen mit der Diktatur, die
wenige Jahre vor der Verab schiedung des Grund-
gesetze s in D eutschland wütete , wurden Rechte ge-
schaffen, die unmittelb ar und uneinschränkb ar
gelten . Die Grundrechte binden staatliches Han-
deln

6)

und nicht umgekehrt.
Insgesamt ist die Bunde sregierung mit ihrem

Kriegsdienstverweigerungsgesetz zufrieden . »D as
Verfahren hat sich b ewährt« , »Die Neuregelung hat
sich bewährt« heißt e s an verschiedenen Stellen −
und : »Die Quoten der Anerkennungen und der Ab-
lehnungen blieb en im We sentlichen unverändert« .
Unveränderte Quoten b ei der Verwehrung eine s
Grundrechts als »b ewährte Regelung« zu b ezeich-
nen, ist skandalö s . Die se B emerkung wirft ein b e-
zeichnendes Licht auf das Grundrechtsverständnis
der Bunde sregierung. Vielleicht soll der B ericht
deshalb nicht veröffentlicht werden, denn »eine
Verteilung als Bundestagsdrucksache ist nicht vor-
gesehen«

7)

.
Einige der im B ericht aufgeführten Statistiken

lohnen eine genauere B etrachtung.

KDV-Anträge
von Soldatinnen und Soldaten

»Eine signifikante Änderung des Antragsverhaltens
die ser Gruppe ist nicht feststellb ar« , heißt e s in den
Erläuterungen zu Tab elle 3 . Wer nur die ab soluten
Antragszahlen sieht, könnte in der Tat zu die sem
Schluss kommen . Unterschlagen wird ab er, dass im

Jahre 2 0 0 1 (2 . 4 4 2 KDV-Anträge) no ch 1 2 9 . 0 0 0

Wehrpflichtige den Dienst in der Bunde swehr an-
traten, und dass e s 2 0 0 6 (2 . 2 69 KDV-Anträge) nur
noch 67. 0 0 0 Wehrpflichtige , also gut halb so viele
waren . Wenn sich die Zahlenb asis halbiert, b edeu-
tet das , dass die Verweigererzahl sich relativ gese-
hen fast verdoppelt hat. D er Anstieg ge schah 2 0 04 ,
als die mündlichen Inquisitionsverfahren vor den
Ausschüssen und Kammern für Kriegsdienstver-
weigerung für verweigernde Soldaten gerade weg-
gefallen waren . Die se Entwicklung b elegt im Nach-
hinein einmal mehr die Verfassungswidrigkeit der
alten Gewissensprüfungen . Artikel 1 2 a Grundge-
setz schreibt vor : »D as Nähere regelt ein Gesetz, das
die Freiheit der Gewissensentscheidung nicht b e-
einträchtigen darf. « D azu gehört auch, dass nie-
mand durch ihm unüb erwindlich erscheinende
Hürden von der Inanspruchnahme eines Grund-
rechts abgehalten werden darf.

D ass die Bundesregierung nicht fe ststellen
kann, wie hoch der Frauenanteil b ei den Verweige-
rungen ist im Soldaten- und Re servistenb ereich ist,
ist wenig glaubhaft. Auch die D atenverwaltung der
Wehr- und Zivildienstverwaltung dürfte ein Anre-
defeld kennen, dass nach »Herr« und »Frau« unter-
scheidet. »Nichtwissen« dürfte in diesem Fall ab er
kein Hinweis auf zu verschleiernde Verhältnisse
sein . Zahlenmäßig spiegelt das Geschlechterver-
hältnis b ei den Anfragen der ratsuchenden Zeit-
und B erufssoldatinnen und -soldaten deren Anteile
in der Truppe wider. Frauen scheinen nicht verwei-
gerungsfreudiger zu sein als Männer.

Ablehnungen
und Ablehnungsgründe

Erstaunlich ist die hohe Zahl der Ablehnungen (Ta-
b elle 5 ) . Erstaunlich de shalb , weil die KDV-B era-
tungsstellen kaum von Ratsuchenden angefragt
werden, deren KDV-Antrag abgelehnt wurde . E s
melden sich zwar viele Ratsuchende mit den Wor-
ten »Mein KDV-Antrag ist abgelehnt worden . « Tat-
sächlich ist damit ab er regelmäßig ein Schreib en
des Bunde samtes für den Zivildienst gemeint, mit
dem eine Ergänzung der Unterlagen angefordert
wird . 2 0 0 5 gab es b ei 1 2 1 . 9 2 6 b earb eiteten KDV-
Anträgen 7 1 . 5 5 8 solcher Nachforderungen, 2 0 0 6
b ei 1 1 6 . 975 Verfahren 66 . 5 9 0 .

Rund 2 0 . 0 0 0 KDV-Anträge werden j ede s Jahr
vom Bunde samt für den Zivildienst förmlich abge-
lehnt. »Sie sind nicht b erechtigt, den Kriegsdienst
mit der Waffe zu verweigern « , steht in den B eschei-
den . »Für Sie gilt dieses Grundrecht nicht« heißt das
übersetzt − ein Skandal in einem » Staat de s Grund-
gesetze s« . Von den üb er 2 0 . 0 0 0 Ablehnungen j ede s
Jahr gehen aber »nur« knapp 1 . 0 0 0 auf inhaltliche
Gründe wie »Unschlüssigkeit« o der »Zweifel« zu-
rück. 9 5 Prozent der Ablehnungen erfolgen aus for-
malen Gründen (fehlende Unterlagen; Unzulässig-
keit de s Antrags , z . B . wg. Untauglichkeit ; Unzu stän-
digkeit des BAZ − Tab elle 6) .

4) Art. 8 Ab s . 1 GG : »Alle D eutschen hab en das Recht, sich ohne An-
meldung o der Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versam-
meln . «

5 ) 1 BvR 14 2 9/07 vom 5 . 6 . 2 0 07 (http ://www. bverfg . de/entschei-
dungen/rk2 0 070 60 5 _ 1 bvr 14 2 9 07.html)

6) Art. 1 Ab s . 3 GG : »Die nachfolgenden Grundrechte binden Ge setz-
gebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittel-
b ar geltendes Recht. «

7) Schreib en an die Fraktionen des Bundestage s vom 2 2 . Mai 2 0 07.
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Gegen mehr als 70 . 0 0 0 Ablehnungen aus dem
Zeitraum Novemb er 2 0 0 3 bis Ende 2 0 0 6 wurde in
nicht einmal 1 0 Prozent der Fälle Widerspruch
(6 . 74 3 ) eingelegt. 9 0 Prozent der Abgelehnten nah-
men die Verwehrung des Grundrechts hin . 75 Pro-
zent der Widersprüche waren erfolgreich und
führten zur Anerkennung als Kriegsdienstverwei-
gerer (4 . 9 3 1 ) .

In der Praxis wissen die KDV-B erater ab er, was
sie einem Ratsuchenden auf dessen Frage nach der
Anerkennungsquote antworten können : 1 0 0 Pro-
zent. D enn : Wer alle Unterlagen einreicht und b e-
reit ist, auf Rückfragen des Bundesamtes zu ant-
worten und dab ei die Zweifel o der Unschlüssigkei-
ten au szuräumen, wird anerkannt, sp ätestens im
Widerspruchsverfahren . Mit Unterstützung lässt
sich das Verfahren immer erfolgreich b ewältigen;
aber eben in vielen Fällen nach wie vor nur mit der
Hilfe der B erater und B eistände für Kriegsdienst-
verweigerer o der im Wehrrecht erfahrener Rechts-
anwälte .

Zu früh gestellter KDV-Antrag
bringt Nachteile

B esonders intere ssant sind die Angab en zum Zeit-
punkt der Antragstellung (Tab elle 4) . Während in
der Vergangenheit rund 8 0 Prozent der KDV-Anträ-
ge vor o der b ei der Musterung ge stellt wurden,
sind 2 0 0 5 immerhin 2 5 und 2 0 0 6 schon 2 8 Prozent
nach der Musterung gestellt worden . Die Empfeh-
lungen der DFG-VK, der Zentralstelle KDV und an-
derer B eratungsstellen, den KDV-Antrag möglichst
erst nach Zustellung de s Einberufungsb e scheides
zu stellen, greifen nach wie vor nur sehr langsam .

Nun lässt sich mit den Angab en die se s B erichts
erstmalig nachweisen, dass und in welchem Um-
fang die frühe KDV-Antragstellung zum Nachteil
wird .

E s ist davon auszugehen, dass Kriegsdienstver-
weigerer keine anderen Tauglichkeitsvorau sset-
zungen mitbringen als Nichtverweigerer. Sie wer-
den b ei der Musterung, die von Ge setzes wegen
ausschließlich nach den für Grundwehrdienstleis-
tende geltenden Kriterien durchzuführen ist, im
statistischen Durchschnitt also im gleichen Um-

fang als »wehrdienstfähig« , »vorüb ergehend nicht
wehrdienstfähig« o der »nicht wehrdienstfähig«
eingestuft wie Grundwehrdienstwillige . Von den
vor o der b ei der Musterung gestellten KDV-Anträ-
gen hätten knapp 4 0 Prozent nicht an das Bunde s-
amt weitergeleitet werden dürfen, weil die Antrag-
steller wegen der Untauglichkeit aus formalen
Gründen gar keinen KDV-Antrag stellen können .
Tatsächlich erreichen das Bundesamt für den Zivil-
dienst ab er rund 1 0 . 0 0 0 Anträge mehr, als eigent-
lich dort eingehen dürften . In den b eiden letzten

Jahren wurden folglich j eweils rund 1 0 . 0 0 0 Wehr-
pflichtige , die eigentlich nicht wehrdienstfähig
sind , für tauglich erklärt, weil sie vor o der b ei der
Musterung einen KDV-Antrag ge stellt hatten .

Die se Zahlen machen deutlich, wie wichtig der
richtige Zeitpunkt für die KDV-Antragstellung ist.
Wer sich zu früh als Kriegsdienstverweigerer mel-
det, den b estraft die Wehr- und Zivildienstverwal-
tung. Die Nachteile für frühe KDV-Antragsteller
werden in die sem Jahr sogar no ch ausgeweitet.
Wer vor der Musterung verweigert, soll zukünftig
vom Kreiswehrersatzamt gleich zu einem der 2 1 9
b eauftragten Ärzte de s Bunde samte s für den Zivil-
dienst in deren Privatpraxis ge schickt und dort »ge-
mustert« werden

8)

. Formal geht es zwar nach den
Musterungskriterien der Kreiswehrersatzämter,
tatsächlich wird ab er nur ob erflächlich nach dem
Eindruck des Arztes entschieden, ob die ser den
Wehrpflichtigen für geeignet hält, Zivildienst zu
leisten . Erste B erichte üb er solche »Musterungen«
und »Überprüfungsuntersuchungen« üb ertreffen
die schlimmsten B efürchtungen .

M an kann nach dem B ericht der Bunde sregie-
rung und nach den Neuregelungen im Musterungs-

verfahren nur dringend
davon abraten, vor o der
b ei der Mu sterung einen

Kriegsdienstverweige-
rungsantrag zu stellen . Je-
der faire KDV-B erater
muss einen Ratsuchen-
den über die Folgen der
frühen KDV-Antragstel-
lung informieren, damit
der Ratsuchende weiß,
welche Nachteile ihm
durch die Antragstellung
vor o der bei der Mu ste-

rung drohen . Die Entscheidung üb er den Zeit-
punkt liegt natürlich b eim Ratsuchenden selber.

Peter To biassen ist Geschäftsführer der Zen tral-
stelle KDV.

8) Schreib en des Parlamentarischen Staatssekretärs im Bundesmi-
nisterium der Verteidigung, Thomas Ko ssendey, vom 1 1 . 5 . 2 0 07
an den Präsidenten des D eutschen Bunde stage s mit der Antwort
auf die Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (BT-Drucksache
1 6/ 5 1 8 6)
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Buchbesprechung

Werksta tt für Gewaltfreie Aktio n, Baden (WfGA;
Hrsg. :) Gewaltfrei gegen Hitler? Gewaltloser Wi-
derstand gegen den Na tio nalsozialism us und sei-
ne Bedeutung für heute. Karlsruhe 200 7; 1 1 7 Sei-
ten; 9 Euro; ISBN 3-93 001 0-08-9; das Buch ist im
Buchha ndel erhältlich und bei der Karlsruher Ver-
sandstelle der WfGA, Alberichstraße 9, 76185
Karlsruhe, Telefo n 0 721-9529855, buero. karlsru-
he @ wfga. de

E s ist eine historische Tatsache , dass der deutsche
Nationalsozialismu s auf militärischem Weg b esiegt
und auf die se gewaltsame Weise eine Vielzahl euro-
p äischer Nationen und insb e sondere Millionen
rassisch und politisch verfolgter Menschen befreit
wurden . Aus dieser Tatsache wird häufig geschlo s-
sen, dass es keine Handlungsalternative zur Üb er-
windung des Faschismus gegeb en hätte . D as histo-
rische B eispiel gilt de shalb für viele Menschen als
B eleg dafür, dass Militär als»ultima ratio« zur Üb er-
windung de s B ö sen notwendig sei .

D er von der Werksta tt für Gewaltfreie Aktio n
Baden herausgegeb ene S ammelb and setzt dieser
These von der alternativlo sen militärischen Gewalt
eine Fülle von historischen B eispielen wirksamen
gewaltfreien Widerstande s aus den Jahren 1 9 39 bis
1 9 45 innerhalb und außerhalb D eutschlands ent-
gegen . Hervorzuheb en sind hier insb e sondere die
von Christoph B esemer zusammengefasste histori-
sche Studie des Franzo sen Jacques Sémelin üb er
den zivilen Widerstand in den von D eutschen b e-
setzten europ äischen Ländern, die politische Ana-
lyse der alliierten Kriegsziele durch Andre as Buro
und Arno Klönne , ab er auch Erfahrungsb erichte
von György Konrad aus Ungarn und das von Tho-
mas Seiterich erzählte B eispiel de s KZ-Komman-
danten Erwin D old .

D eutlich wird : D er gewaltfreie Widerstand hat
gewirkt, dort wo er praktiziert wurde , sogar mitten
in B erlin, in der Ro senstraße , b eim Prote st der mit
jüdischen Männern verheirateten Frauen .

Im Verhältnis zum ge samten Ausmaß staatli-
chen Unrechts sind e s nur einzelne B eispiele , von
denen wir wissen . Ab er: In ihrem B ericht üb er den
Eichmann-Prozess in Jerusalem sagt Hannah
Arendt zu Recht: »Wie vollkommen anders alle s
heute wäre , in diesem Gerichtssaal, in Israel, in
D eutschland , in ganz Europ a, vielleicht in allen
Ländern der Welt, wenn e s mehr solcher Geschich-
ten zu erzählen gäb e . «

Für die siegreiche Seite der Alliierten gilt : D er
Krieg wurde nicht um die Menschenrechte ge-
führt; die B efreiung der Gefangenen war Folge de s
siegreichen Vormarsches , nicht j edo ch dessen Ziel;
die für den Sieg einge setzten Mittel nahmen auch

die massenhafte Vernichtung von Zivilpersonen in
Kauf, selb st no ch kurz vor Kriegsende ; Flüchtlinge
au s D eutschland , selb st Opfer und Feinde de s Nazi-
regimes , wurden zumeist als »feindliche Auslän-
der« b ehandelt und interniert.

In ihrem ab schließenden Aufsatz »Von der B ana-
lität de s Guten . Ziviler Widerstand und Zivilcoura-
ge« untersucht Renate Wannie die B edingungen
und Voraussetzungen für den gewaltfreien Wider-
stand und schlägt damit eine Brücke in die Gegen-
wart. Ihrer Analyse , die sie b e sonders am B eispiel
der Rettung der dänischen Juden 1 9 4 3 entwickelt,
will ich au s Anlass aktueller Auseinandersetzungen
in der Bundeswehr 5 Gedanken anfügen :

8 Gewaltfreier Widerstand gegen staatliches Un-
recht ist nur erforderlich, wo Andere vorher b e-
reit sind , diese s Unrecht (als Soldaten, Polizis-
ten, B e amte , Richter etc .) auszuführen .

8 Vorrangige Handlungsmaxime sollte de shalb
sein, dem Unrecht auch und vor allem als Staats-
diener nicht zu gehorchen .

8 Die Erinnerung an Auschwitz kann de shalb
nicht, wenigstens nicht zuerst, eine Rechtferti-
gung zur B ereitstellung militärischer Interventi-
onstruppen sein, sondern die Mahnung, un-
rechten B efehlen nicht, auch nicht als entfern-
ter Zuarb eiter, zu folgen .

8 Wie weit wir auch heute no ch von einer not-
wendigen Erziehung zum Ungehorsam entfernt
sind , zeigt der »Fall« M aj or Pfaff: Er war als Offi-
zier der Bundeswehr der einzige unter einer
Viertelmillion Soldaten, der seine Mitarbeit an
der deutschen militärischen Unterstützung de s
Kriege s gegen den Irak verweigerte , einem
Krieg, der nach der B eurteilung de s Bundesver-
waltungs- gerichts im Disziplinarverfahren ge-
gen Herrn Pfaff völkerrechtswidrig war.

8 Offenb ar b ehindern militärische Strukturen,
die auf B efehl und Gehorsam fußen, genau die
Fähigkeiten, die zur Verhinderung und Üb er-
windung von Unrechtssystemen notwendig
sind : Die eigenständige B eurteilung von Recht
und Unrecht und die B ereitschaft, dem selb st er-
kannten Unrecht nicht zu folgen . Dies b edeutet,
dass Militär in B ezug auf staatliche s Unrecht
selb st ein Teil de s Problems ist, zu dessen Lö-
sung es sich anbietet.

Als Argumentationshilfe gegen eine falsche histori-
sche Legitimation des Militärs und als Anregung
zum Weiterdenken üb er die notwendige Re aktion
auf staatliches Unrecht ist das Buch der B adi-
schen»Werkstatt« sehr zu empfehlen .

Ullrich Hah n
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